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D
ie Bundeswehr soll ab
dem Jahr 2016 mit
Kampfdrohnen ausgerüs-
tet werden. Diese Forde-
rung erneuerte Verteidi-
gungsminister Thomas

de Maizière (CDU) am vergangenen Don-
nerstag vor dem Bundestag. Das Parlament
debattierte über die Antwort der Bundesre-
gierung (17/13655) auf eine Große Anfrage
der SPD-Fraktion (17/11102) zur möglichen
Beschaffung solcher Waffensystem. Der mi-
litärische Bedarf bewaffneter unbemannter
Luftfahrzeuge mittlerer Höhe sei vom Gene-
ralinspekteur der Bundeswehr klar formu-
liert worden, argumentierte der Verteidi-
gungsminister. „Wir brauchen die damit
verbundenen Fähigkeiten zum Schutz unse-
rer Soldaten und zum Schutz unserer Ver-
bündeten“, sagte de Maizière. Zunächst ge-
he es um fünf Drohnen, die als Übergangs-
lösung beschafft werden sollen bis ein eu-
ropäisches System entwickelt worden sei.
Der Minister ließ allerdings offen, welches
Drohnensystem er beschaffen möchte. Der-
zeit würden „die am Markt verfügbaren und
einsatzerprobten Systeme“ untersucht. 
Nach Angaben der Regierung handelt es
sich dabei vor allem um die israelische
Drohne „Heron TP“ und das amerikanische
Modell „Predator B“. Im Zuge der Neuaus-
richtung soll die Bundeswehr insgesamt bis
zu 16 Drohnen in dieser Kategorie erhalten.
Eine Entscheidung, die dann dem neu ge-
wählten Bundestag zur Bewilligung vorge-
legt werde, könne Ende des Jahres getroffen
werden, erläuterte de Maizière.

Rücktrittsforderung Überschattet wurde
die Debatte erneut durch den Vorwurf der
Oppositionsfraktionen, der Verteidigungs-
minister habe das Parlament und die Öf-
fentlichkeit im Zusammenhang mit dem
gescheiterten Drohnen-Projekt „Euro
Hawk“ falsch informiert. Viel früher als de
Maizière angegeben habe, sei er über die Zu-
lassungsprobleme der Aufklärungsdrohne
unterrichtet gewesen, lautete die Kritik
übereinstimmend aus den Reihen von SPD,
Linksfraktion und Bündnis 90/Die Grünen.
„Ihre Glaubwürdigkeit ist völlig ruiniert“,
hielt der SPD-Verteidigungspolitiker Hans-
Peter Bartels de Maizière vor und forderte
ihn indirekt zum Rücktritt auf: „Sie können
Ihr Amt nicht mehr frei wahrnehmen. Ich
hoffe, Sie wissen, was Sie ihrem Amt, ihrem
Ruf und den Streitkräften unseres Landes
schuldig sind. Sie wissen es.“
Die Linksfraktion hatte sogar einen Missbil-
ligungsantrag (17/13899) gegen de Maiziè-
re wegen seiner Amtsführung eingebracht.
Diesen lehnte das Plenum jedoch in einer
Hammelsprung-Abstimmung mit 307 ge-
gen 233 Stimmen ab.

In der kommenden Sitzungswoche wird
sich voraussichtlich der Verteidigungsaus-
schuss auf Antrag der SPD und der Grünen
als Untersuchungsausschuss konstituieren.
Er soll noch vor der Bundestagswahl im Ok-
tober Ursachen und Verantwortlichkeiten
für das Scheitern des „Euro Hawk“-Projek-
tes klären. Thomas de Maizière ignorierte
die Vorwürfe der Opposition in der Debat-
te weitestgehend. Dem Untersuchungsaus-
schuss sehe er „gelassen entgegen“.  
Im Gegensatz zur SPD, die sich in der De-
batte nicht prinzipiell gegen die Beschaf-
fung von Kampfdrohnen aussprach, stieß
dies bei Linken und Grünen auf klare Ab-
lehnung. „Für die Verteidigung unseres Lan-
des werden keine mit Raketen bestückten
Drohnen benötigt“, argumentierte der ver-
teidigungspolitische Sprecher der Linken,
Paul Schäfer. Solche Drohnen seien vor al-
lem für Operationen außerhalb des Nato-
Territoriums geeignet. „Diesen Interventio-
nismus wollen wir nicht“, sagte Schäfer. 
Auch Agnes Brugger, abrüstungspolitische
Sprecherin der Grünen, übte scharfe Kritik.
Der Beschluss zur Beschaffung von Kampf-
drohnen offenbare, „mit welcher Verant-

wortungslosigkeit Schwarz-Gelb beim Kauf
von Waffensystemen entscheidet“. Das
„Milliardendesaster“ beim „Euro Hawk“ be-
eindrucke die Regierung offenbar nicht.
Ebenso wie Brugger forderte der verteidi-
gungspolitische Sprecher der SPD-Fraktion,
Rainer Arnold, die Bundes-
regierung auf, sich bei den
Vereinten Nationen für ein
Nichtverbreitungsabkom-
men für Kampfdrohnen ein-
zusetzen. Ein kategorisches
Nein zur Beschaffung von
Kampfdrohnen für die Bun-
deswehr war aus der SPD je-
doch nicht zu hören.
Unterstützung und Rücken-
deckung bekam Verteidi-
gungsminister de Maizière
aus den Reihen der Koaliti-
onsfraktionen CDU/CSU und FDP. Den
Vorwurf, der Minister habe den Bundestag
falsch informiert, wiesen Vertreter beider
Fraktionen ebenso entschieden zurück wie
die Forderungen nach seinem Rücktritt. 
Die Beschaffung von Kampfdrohnen befür-
wortete die FDP jedoch deutlich zurückhal-

tender als die Union. Der FDP-Verteidi-
gungspolitiker Rainer Erdel versuchte die
Angst zu zerstreuen, Kampfdrohnen könn-
ten zu gezielten Tötungen nach amerikani-
schem Vorbild missbraucht werden. Ihr Ein-
satz sei „keinerlei Willkür unterworfen, son-

dern unterliegt klaren Re-
geln“. Eine Beschaffung
müsse geprüft und sicher-
heitspolitisch begründet
sein. Sein  CDU-Kollege Jür-
gen Hardt hingegen warb
für die Beschaffung: Mit ei-
nem breiteren Spektrum an
Waffen – auch Kampfdroh-
nen –„haben wir bei klugem
Einsatz durch die klugen
Offiziere der Bundeswehr
die Möglichkeit, Eskalatio-
nen von bewaffneten Kon-

flikten eher zu vermeiden, als dass wir für
sie schüren“. Darüber müsse „seriös“ ver-
handelt werden. Alexander Weinlein ❚

Gedenkstunden zum 17. Juni hat der Deut-
sche Bundestag schon viele erlebt. Aber kei-
ne, bei der ein Bundespräsident spricht, der
den Volksaufstand in der DDR im Jahr 1953
selbst miterlebt hat. Dreizehn Jahre war Joa-
chim Gauck damals alt, Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) weist in seinen ein-
führenden Worten darauf hin.
Lammert hatte das Staatsoberhaupt durch das
Reichstagsgebäude in den Plenarsaal geleitet.
Nun sitzt Gauck auf einem Stuhl vor den Ab-
geordnetenbänken, eingerahmt von Kanzle-
rin Angela Merkel (CDU), dem Vizepräsiden-
ten des Bundesrates und niedersächischen Mi-
nisterpräsidenten Stephan Weil (SPD) sowie
dem Präsidenten des Bundesverfassungsge-
richts Andreas Voßkuhle. Der ehemalige Bun-
despräsident Richard von Weizsäcker (CDU)
beobachtet das Geschehen von der Zuschau-
ertribüne, ebenso wie Beteiligte des Volksauf-
stands von 1953, Bürgerrechtler von 1989, fast
hundert Botschafter und eine Schulklasse aus
dem württembergischen Biberach.
Dann tritt der Bundespräsident ans Redner-
pult. Er erzählt, wie er im Norden der DDR
den 17. Juni erlebt hat, den Streik tausender
Werftarbeiter in Rostock und Warnemünde,
dass er schulfrei bekam und Westsender wie
den Rias hörte. „Ich war mir sicher: Es wird

nicht weitergehen wie bisher. Jetzt beginnt ei-
ne neue Zeit!“ Doch es kam anders.
Der Bundespräsident redet auf ein Ziel hin:
Den 17. Juni wieder angemessen zu würdi-
gen. Schon fünf Tage nach Beginn des Volks-
aufstandes habe der Berliner Senat die Straße
zwischen Brandenburger Tor und Siegessäule

in Straße des 17. Juni umbenannt. Wenig spä-
ter habe die Bundesregierung den 17. Juni als
„Tag der Deutschen Einheit“ zum gesetzli-
chen Feiertag erklärt. „Später wurden Politik,
Wissenschaft und Journalismus dem 17. Juni
allerdings auch im Westen nur unzureichend
gerecht.“ Schon bald hätten Kommentare
„die Bewegung auf einen Arbeiteraufstand ge-
gen die Normerhöhung reduziert“. In den
1970er- und 1980er-Jahren „verweigerte sich
der Zeitgeist auch zunehmend einem Protest,
der als antikommunistisch diskreditiert
schien“. Der 17. Juni sei auch im Westen „The-
ma von einzelnen Engagierten, die gegen den
Strom schwammen“, geworden. „Ihnen ge-
bührt ausdrücklich unser Dank“, fügt der
Bundespräsident unter Applaus aus allen
Fraktionen an.
Die DDR-Bürgerrechtler von 1989 und sich
selbst nimmt Gauck von der Kritik nicht aus.
Sie hätten nicht erkannt, dass der Aufstand
von 1953 dasselbe Motiv hatte. In der Ab-
schaffung des 17. Juni als Feiertag seien sich
Ost und West einig gewesen.
Der Bundespräsident will den 17. Juni aus der
„Erinnerungsreserve“ herausholen. Er lobt
den Vorschlag „engagierter Bürgergruppen“,
ihm als „Denktag“ in Schulen und Bildungs-
einrichtungen mehr Raum zu geben. Aber die

Tradition des 17. Juni zu würdigen, verlange
mehr. „Es gilt, auch heute überall in der Welt
denen beizustehen, die – obwohl diskrimi-
niert und ausgegrenzt – sich mutig für Frei-
heit, Demokratie und Recht einsetzen.“ „Er-
innerung an einst heiß Solidarität jetzt“,
schließt Gauck.
Ganz ähnlich hatte es eingangs auch Bundes-
tagspräsident Lammert formuliert, dabei ein
„besonderes Augenmerk auf die Türkei“ ge-
fordert und hinzugefügt: „Im übrigen müssen
wir uns selbst auch gelegentlich kritischen
Fragen zu unserem Umgang mit Andersden-
kenden, Minderheiten und Demonstranten
stellen.“ Nach gemeinsam gesungenem
Deutschlandlied, geleitet Lammert das Staats-
oberhaupt hinaus aus dem Plenarsaal und
dem Reichstag. Gauck steigt in seine Limou-
sine, die ihn zurück zum Schloss Bellevue
bringt. Ob über die Straße des 17. Juni, ist
nicht verbürgt. Peter Stützle ❚

Im Kampf um die Drohnen
BUNDESWEHR Koalition und Opposition streiten weiter über die Beschaffung bewaffneter FlugsystemeSusanne Kastner Eigentlich wollte die SPD-

Politikerin nach 24 Jahren Bundestag im Som-
mer ihr Abgeordnetendasein gemütlich daheim

im unterfränkischen
Maroldsweisach aus-
klingen lassen. Da-
raus wird nichts: Als
Vorsitzende des Ver-
teidigungsausschus-
ses leitet die 66-Jäh-
rige auch den Unter-
suchungsausschuss
zur Drohne „Euro
Hawk“. Als einziges
Gremium darf sich

der Verteidigungsausschuss selbst als U-Aus-
schuss konstituieren. Damit ist Kastner nun in
der Pflicht. Erfahrung damit hat sie schon, seit
sie 2010 bis 2011 den Kundus-Ausschuss leite-
te, was ihr „körperlich und menschlich an die
Substanz“ gegangen sei. Das könnte wieder
passieren. Der neue Ausschuss, der sich am 
26. Juni konstituiert, muss bis 2. September sei-
nen Bericht vorlegen. „Ein sportliches Ziel“,
sagt Susanne Kastner, die nach sieben Legisla-
turperioden (2002-2009 war sie Bundestagsvi-
zepräsidentin) nicht mehr kandidiert. kru ❚

Untersuchungsausschüsse hat der Bundes-
tag in der auslaufenden 17. Legislaturperiode
mit dem U-Ausschuss zur Drohne „Euro Hawk“.
Beendet sind die U-Ausschüsse zum Luftangriff
auf Kundus (Januar 2010 bis Oktober 2011) und
zu Gorleben (Mai 2010 bis Mai 2013).Der NSU-
Ausschuss läuft seit Januar 2013.

KOPF DER WOCHE

Noch einmal
viel Stress

ZAHL DER WOCHE
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ZITAT DER WOCHE

»Notwendig 
ist die 
Ächtung von
Kampfdrohnen.«
Heidemarie Wieczorek-Zeul, SPD-Bun-
destagsabgeordnete, bei der Debatte im
Bundestag über den Erwerb und Einsatz von
Kampfdrohnen

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Eine Kampfdrohne vom Typ „Reaper“ der britischen Streitkräfte. Großbritannien setzt diese Drohnen auch in Afghanistan ein.

»Jetzt beginnt eine neue Zeit«

Bundespräsident Joachim Gauck bei sei-
ner Ansprache im Bundestag
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»Der 
Einsatz von

Drohnen 
ist keinerlei

Willkür 
unterworfen.«

Rainer Erdel (FDP)

Mehr zum Thema unter: www.bundestag.de und 
www.bmvg.de

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

GEDENKSTUNDE ZUM 17. JUNI Bundespräsident Gauck schildert seine Erlebnisse und plädiert für eine Neubesinnung
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Der Einsatz von Kampfdrohnen eröffnet eine
neue Dimension in militärischen Auseinander-
setzungen. Ferngesteuerte Flugkörper ersetzen
den Kampf Mann gegen Mann. Am Computer-
bildschirm wird das Ziel anvisiert, per Mausklick
die tötende Waffe ausgelöst. Die Attacke aus
dem Schreibtischstuhl ist für den Angreifer sau-
ber, präzise, ungefährlich. Das Ziel hingegen ist
dem Beschuss, der aus dem Nichts zu kommen
scheint, in der Regel schutzlos und ohne Vor-
warnung ausgeliefert. Ein ungleiches Spiel auf
Leben und Tod. Verständlich also, dass Emotio-
nen hochkochen, wenn es um die Frage geht,
ob die Bundeswehr Drohnen nicht nur zur Auf-
klärung, sondern auch als Waffe nutzen darf.
Die Bundestagsdebatte in der vergangenen
Woche hat gezeigt, dass es hilfreich ist, neben
nachvollziehbaren ethischen Bedenken ganz
nüchterne Fakten ins Kalkül zu ziehen. Zuvor-
derst gilt: Deutsche Kampfdrohnen dürften na-
türlich nicht ohne Genehmigung und Kontrolle
des Parlamentes als Instrument der Kriegsfüh-
rung eingesetzt werden.
Ohnehin ist ein Schlag mit einer Kampfdrohne
gegen vermeintliche oder tatsächliche terroris-
tische Bedrohungen im Ausland völkerrechtlich
höchst umstritten. Vor diesem Hintergrund ein
Szenario aufzubauen, das suggerieren soll,
Kampfdrohnen eröffneten „Cyber-Soldaten“
die Möglichkeit, am Joystick Feinde wie bei ei-
nem Computerspiel hemmungslos, unkontrol-
liert und nach Gutdünken ins Visier zu nehmen,
ist unredlich.
Darüber hinaus sind Kampfdrohnen im Grund-
satz nicht von Raketen, die aus der Distanz auf
definierte Ziele abgefeuert werden und selbst-
redend zum Waffenarsenal auch der Bundes-
wehr gehören, zu unterscheiden. Hier wie da
wird ein Sprengsatz aktiv auf einen Feind ge-
lenkt, um ihn zu töten.
Trotz alledem ist es richtig, militärtechnische
Entwicklungen kritisch zu begleiten. Das gehört
zur politischen Verantwortung eines Parlamen-
tes, das eine Armee befehligt. Und selbstver-
ständlich sollen, ja müssen Abgeordnete ihre
Bedenken vortragen, wenn sie glauben, dass
die Beschaffenheit einer neuen Waffe die Ethik
auf der Strecke bleiben lässt.
Entscheidend ist aber unter dem Strich weniger
das Potenzial einer Technik. Entscheidend ist die
immer wieder neu zu treffende Abwägung, ob
ein Einzelfall es rechtfertigen kann, dieses Po-
tenzial abzurufen.
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Der Tod aus
dem Nichts
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Verteidigungsminister Thomas de Mai-
zière hat sich für die Beschaffung von
Kampfdrohnen für die Bundeswehr ausge-
sprochen. Unterstützen Sie diesen
Wunsch? 
Ja. Die Notwendigkeit von bewaffnungsfä-
higen Drohnen für die Bundeswehr ist mit-
telfristig unabweisbar. Aktuell sehe ich aber
kein Szenario, in dem wir dringend solche
Drohnen benötigen würden. Mich stört vor
allem die unselige Vermengung von Begrif-
fen, die derzeit betrieben wird. Die Bundes-
wehr verfügt über keine Kampfdrohnen,
sondern über Aufklärungsdrohnen. Und
die sind dringend notwendig für den Schutz
der Soldaten, besonders in Afghanistan.
Mittelfristig sollten wir aber die Fähigkeiten
von Kampfflugzeugen durch unbemannte
Systeme ersetzen.

Wenn Sie aktuell kein Szenario für
den Einsatz bewaffneter Drohnen sehen,
wo sollen sie dann mittelfristig eingesetzt
werden?
Denken Sie beispielsweise an eine Situation
wie in Mali. Das war ein typisches Beispiel
dafür, wo es wichtig gewesen wäre, schnell
Drohnen zur Aufklärung und zur Auf-
standsbekämpfung vor Ort zur Verfügung
zu haben. Die Aufgabe des Militärs ist es
doch, sich auf unterschiedliche Szenarien
vorzubereiten. Und die Aufgabe der Politik
ist es, die Bundeswehr entsprechend auszu-
rüsten und vor allem für den bestmöglichen
Schutz der Soldaten zu sorgen.

Nach einer amerikanischen Studie lei-
den die Piloten von Kampfdrohnen eben-
so oft unter Posttraumatischen Belas-
tungsstörungen wie Piloten von Kampf-
lugzeugen. Steht das nicht im Wider-
spruch zum Schutz der Soldaten? 
Ich kenne diese Studie nicht und kann sie
deshalb nicht bewerten. Aber es wird doch
niemand bezweifeln, dass ein Pilot, der ei-
ne Drohne von den USA aus in Afghanistan
steuert, absolut geschützt ist, während ein
Kampfpilot vor Ort der Gefahr ausgesetzt
ist, abgeschossen zu werden. 

Wie ernsthaft sind amerikanische
Kampfflugzeuge davon bedroht, von Tali-
ban-Kämpfern abgeschossen zu werden?  
Mir ist nicht bekannt, dass US-Kampflug-
zeuge in Afghanistan abgeschossen worden
sind – Hubschrauber aber sehr wohl. Ich er-
innere aber daran, dass der Einsatz von
„Stinger“-Luftabwehrraketen durch die
Mudschaheddin maßgeblich zum Abzug
der Sowjets beigetragen hat, weil der Luft-
raum nicht mehr uneingeschränkt be-
herrschbar war.  

Können Sie sich einen Einsatz deut-
scher Kampfdrohnen, zur gezielten Tötung
eines Terroristen vorstellen, wie dies von
den USA praktiziert wird? 
Das ist nach unserer Rechtsordnung absolut
ausgeschlossen. Die Bundeswehr wird aus-
schließlich gemäß deutschem Recht und
durch ein Mandat des Deutschen Bundesta-
ges eingesetzt. Es gilt auch das humanitäre
Kriegsvölkerrecht. Für terroristische Strafta-
ten gilt das Strafgesetzbuch. 

Das heißt, diese Drohnen-Einsätze der
Amerikaner stehen nicht im Einklang mit
dem Völkerrecht?
Das müssen Juristen entscheiden. Die Ame-
rikaner sehen sich im „Krieg gegen den Ter-
rorismus“. Aber ich persönlich finde geziel-
te Tötungen äußerst problematisch. Ich hal-
te es aber für eine perfide Unterstellung,
wenn behauptet wird, die Bundeswehr wol-
le bewaffnete Drohnen zu diesem Zweck
beschaffen. 

Die Regierung will vor einer Beschaf-
fung eine breite gesellschaftliche Debatte
führen. Konkret im Bundestag setzt aber
immer nur die Opposition das Thema auf
die Tagesordnung...

Die Debatte wird doch seit dem vergange-
nen Jahr geführt. Minister de Maizière hat
sie angestoßen. Im Januar dieses Jahres hat
er vor dem Bundestag sieben Punkte ge-
nannt, die für Drohnen mit Bewaffnung
sprechen. Geklärt werden sollte aber auch,
wie wir die unbemannten Systeme unter
Kontrolle halten können, also die Aspekte
der Rüstungskontrolle mit einbeziehen.

Für wie realistisch halten sie es, diese
Waffensysteme mittels der Rüstungskon-
trolle noch einmal einzufangen?

Aus der Welt schaffen lassen sich diese Sys-
teme sicherlich nicht mehr. Denken Sie an
das Stück „Die Physiker“ von Dürrenmatt.
Der schrieb: „Was einmal gedacht wurde,
kann nicht mehr zurückgenommen wer-
den.“ Aber ein unkontrolliertes Ausufern
muss man verhindern. 

Noch vor wenigen Jahren hieß es, der
Bundeswehr fehle es in den Auslandsein-
sätzen vor allem an Transportflugzeugen,
Hubschraubern und gepanzerten Fahrzeu-
gen. Im Zuge der Neuausrichtung der

Streitkräfte wurden aber genau bei diesen
Systemen die Stückzahlen – etwa beim
Transportflugzeug A400 M – erheblich ge-
kürzt. Setzt das Verteidigungsministerium
die richtigen Prioritäten, wenn es jetzt auf
Drohnen setzt?
Die Grundfrage heißt: Sind wir für mögli-
che Szenarien, die unsere Sicherheit bedro-
hen, richtig aufgestellt? Und verfügen wir
über die entsprechenden Fähigkeiten? Wir
brauchen ein breites Fähigkeitenspektrum.
Dem dient die Neuausrichtung der Bundes-
wehr. Mittelfristig brauchen wir bewaffnete
Drohnen. Wir müssen an dieser Stelle eine
Fähigkeitslücke schließen. Die Prioritäten
wurden meines Erachtens richtig gesetzt. 

Für eine Beschaffung von Kampfdroh-
nen gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder
Deutschland entwickelt sie mit den Ver-
bündeten. Oder es werden verfügbare Sys-
teme etwa in den USA oder Israel gekauft.
Welcher Variante geben Sie den Vorzug?
Unbemannte Flugsysteme sind eine Zu-
kunftstechnologie – auch im zivilen Flug-
verkehr.  Da hilft es nichts, sich in die Ecke
zu stellen und dies zu ignorieren. Aus die-
sem Grund bin ich dagegen, dass der Indus-
triestandort Deutschland bei der Entwick-
lung von unbemannten Flugsystemen ab-
hängig wird – weder von den Israelis noch
von den Amerikanern. Ich plädiere für die
Entwicklung eines europäischen Systems.
Das kann zehn bis 15 Jahre dauern.  Eine
Beschaffung der amerikanischen, bewaffne-
ten „Predator“-Drohne oder der israeli-
schen „Heron TP“ wäre nur eine Übergangs-
lösung bis wir eine europäische Lösung ha-
ben. Das wird auch in der Regierung so ge-
sehen.

In der kommenden Sitzungswoche soll
sich der Verteidigungsausschuss als Unter-
suchungsausschuss konstituieren, um den
Fall der gescheiterten Aufklärungsdrohne
„Euro Hawk“ noch vor der Bundestags-
wahl aufzuarbeiten. Halten Sie das für
realistisch?  
Untersuchungsausschüsse sind Kampfin-
strumente...

...das sagte schon Joschka Fischer...
...Richtig. Das erklärte Ziel der Opposition
ist es, die Glaubwürdigkeit eines erfolgrei-
chen Verteidigungsministers so zu beschä-
digen, dass er zurücktreten muss. Dement-
sprechend will die Opposition den Unter-
suchungsauftrag konzipieren. Aber der Aus-
schuss ist auch ein Instrument des gesamten
Parlaments zur Aufklärung von Sachverhal-
ten. Wir als Union wollen aufschlüsseln,
warum das Projekt „Euro Hawk“ gescheitert
ist. Und wer nach politischer Verantwortung
fragt, muss weiter zurückblicken. Die rot-
grüne Koalition mit Verteidigungsminister
Rudolf Scharping (SPD) hat das Projekt auf
den Weg gebracht, sein Nachfolger Peter
Struck (SPD) hat das Projekt im Jahr 2004
gefördert. In der Großen Koalition mit der
SPD ist 2007 schließlich der Vertrag ge-
schlossen worden und Peer Steinbrück hat
als damaliger Finanzminister die Finanzie-
rung mit zu verantworten. Aber ob all diese
Fragen in diesem engen Zeitraum seriös auf-
geklärt werden können, bezweifle ich. In
erster Linie geht es der Opposition um
Wahlkampf. ❚

Das Interview führte Alexander Weinlein.

Ernst-Reinhard Beck, geboren 1945, ist 
verteidigungspolitischer Sprecher der

CDU/CSU-Fraktion. Im Oktober 2002 zog er
erstmals in den Bundestag ein. Er vertritt

den Wahlkreis Reutlingen.  
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IST DER NEUE DROHNEN-AUSSCHUSS SINNVOLL?

Thomas Seim
»Neue Westfälische«,
Bielefeld

Stephan Hebel
Freier Journalist

Aufklärung tut not 

Der Untersuchungsausschuss zur Affä-
re um den mehrere hundert Millionen
Euro teuren Drohnen-Flop kommt.
Überfällig ist solch ein Ausschuss im-

mer dann, wenn Politiker nicht seriös mit Steuergel-
dern umgehen und Spuren der Schuld zu verwi-
schen suchen. Natürlich ist dieser Ausschuss gut
drei Monate vor den Wahlen auch eine der letzten
Optionen einer schwächelnden Opposition. Das än-
dert indes nichts daran, dass Aufklärung not tut.
Der verantwortliche Minister hat sich in Unwissen-
heit und fehlerhafte Information verstrickt. Darüber
ist der Eindruck entstanden,Thomas de Maizière sei
mit der Führung seines Ministeriums überfordert.
Der Auftritt vor einem Ausschuss des Bundestags ist
kein leichtes Spiel. Man tut gut daran, sich syste-
matisch vorzubereiten und souverän zu präsentie-
ren.Thomas de Maizière hat dazu zwei Chancen ge-
habt. Er hat sie beide nicht genutzt.
Vor einem Untersuchungsausschuss sind alle so si-
cher oder unsicher wie auf hoher See. So wird auch
die SPD Fragen nach der Verantwortung ihres Spit-
zenkandidaten Peer Steinbrück in dessen Zeit als
Bundesfinanzminister beantworten müssen. Aber
zunächst muss sich die Regierung sorgen. Sie ist die
Exekutive, die das Handeln bestimmte. SPD und
Grüne sind bei diesem Thema vorerst in der Offen-
sive. Sie nehmen der Kanzlerin außerdem die Ent-
scheidungshoheit: Mit der Installation eines Unter-
suchungsausschusses ist eine Entlassung oder ein
Rücktritt des Ministers als Entlastung für Angela
Merkel de facto ausgeschlossen. Das würde wie ein
Schuldeingeständnis wirken.
Es wird einen heißen Wahlkampf im Ausschuss ge-
ben. Aber wenn das Ziel Aufklärung über ver-
schwendete Steuergelder für Rüstung ist, dann ist
das jeden Schweißes wert.

Nicht sachdienlich 

Gegen einen Untersuchungsausschuss
zur Drohnenaffäre sprechen mindes-
tens zwei Argumente: ein weniger gu-
tes und ein gutes. Der weniger gute

Einwand besagt: Das Instrument, das eigentlich der
Sach-Aufklärung dienen solle, werde als parteipoli-
tisches Werkzeug gebraucht. Die einen würden ver-
suchen, Verteidigungsminister Thomas de Maizière
und damit die CDU zu beschädigen, die anderen
würden dagegen die frühere Beteiligung von SPD
und Grünen in dunkelsten Farben malen.
Da ist etwas dran, aber:Wer so allgemein argumen-
tiert, bedient eine vielleicht populäre, aber nicht
sehr demokratiefreundliche Interpretation von Po-
litik. Ist es nicht so, dass Streit – auch parteipoliti-
scher Streit – zum Kern demokratischer Meinungs-
findung gehört? Und zwar deshalb, weil er – vo-
rausgesetzt, er wird sachlich geführt – der Wahr-
heitsfindung dient?
Ein Untersuchungsausschuss, der auch nur die
Chance hätte, wirklich aufzuklären, wäre also
durchaus das Mittel der Wahl. Doch hier greift der
zweite, bessere Einwand: Ein Ausschuss, der nicht
mehr Zeit hat als zwei Sommermonate, ist in der
Sache sinnlos. Er kann eine derart komplexe Mate-
rie unmöglich verarbeiten.
Ginge es SPD und Grünen um die Sache, dann wür-
den sie bis zur nächsten Legislaturperiode warten,
die ja schon im Herbst beginnt. Nicht der Streit ist
das Problem, sondern der erkennbare Versuch, den
Streit auf die Person des Ministers zu reduzieren. So
fragwürdig de Maizières Verhalten auch sein mag:
Der Sache dient diese Art „Untersuchung“ nicht.
Ja, ministerielles Kleben am Amt beschädigt das
Ansehen der Politik. Mit einem Schau-Ausschuss,
für den Aufklärung nur als Vorwand dient, tut die
Opposition allerdings das Gleiche.

Der Netzwerker: Hans-Peter Bartels

Im allgemeinen ist er Kompromissen zugeneigt. Aber in Sa-
chen Kampfdrohnen ist der SPD-Bundestagsabgeordnete
Hans-Peter Bartels  kompromisslos: „Alle Rüstungskontroll-
bestrebungen der letzten 50 Jahre sprechen dagegen.“ Der-

zeit hätten nur sehr wenige Staaten Kampfdrohnen. Und wie sie
überwiegend eingesetzt würden – Bartels nennt die USA nicht
beim Namen – käme „für uns aus rechtsstaatlichen Gründen über-
haupt nicht in Frage“. Darüber herrsche parteiübergreifender Kon-
sens. Einen Bedarf für deutsche Kampfdrohnen kann der Verteidi-
gungspolitiker schlicht nicht erkennen. In Afghanistan seien „im
Zusammenhang mit deutschen Kräften zwei mal in zwölf Jahren
amerikanische Drohnen eingesetzt worden“. Zur Luftnahunter-
stützung stünden hier auch Jagdbomber und Kampfhubschrauber
zur Verfügung. Bewaffnete Drohnen könnten, so Bartels´ Sorge,
„die Schwelle zum Auslösen senken".
Eine Fähigkeitslücke der Bundeswehr sieht Bartels nur bei der Auf-
klärung, wenn die Verträge für die gemieteten Heron-1-Drohnen
auslaufen, die Deutschland derzeit in Afghanistan einsetzt. Die
SPD wolle Aufklärungsdrohnen beschaffen, betont Bartels, aber es
bestehe keine Eile. Angesichts der Probleme mit dem Euro Hawk
regt er ein „Drohnenmoratorium“ an. Man solle sich „erst mal
über technische und rechtliche Grundlagen klar werden“.
Veränderungsbedarf sieht Bartels bei der Rüstungsexportkontrol-
le. Er gehört aber nicht zu denen, die der Regierung die Entschei-
dung aus der Hand nehmen wollen. „Sie muss in außenpolitischen
Fragen ihren Spielraum behalten.“Doch statt einmal im Jahr einen

Bericht vorzulegen, solle sie künftig jede erteilte Exportgenehmi-
gung sofort dem  Bundestagspräsidenten mitteilen, der sie dann
mit einer Drucksache veröffentlicht. „Man stellt sich damit einer
Öffentlichkeit, ohne dass die Belange der deutschen Sicherheit ge-
fährdet würden.“ Ein geheimes Kontrollgremium im Bundestag,
wie es manche fordern, will Bartels nicht.

Im Fall eines Regierungswechsels will Bartels vor allem Ruhe in
die Bundeswehr bringen. Die Truppe sei es „leid, ständig umstruk-
turiert zu werden“. Die laufende Reform sei die fünfte seit dem
Ende des Kalten Krieges, die Stimmung unter den Soldaten die
schlechteste.„Richtig ist, da umzustrukturieren,wo es ein Problem
gibt“, aber nicht „von 6.400 Organisationseinheiten der Bundes-
wehr 5000 erneut zu verändern“.
Bartels kritisiert an der Bundeswehrreform auch, dass sie zu we-
nig europäisch gedacht sei. Derzeit gäben die Europäer „zu viel
für Doppelungen aus“. Bartels will über eine vertiefte Zusammen-

arbeit mit einzelnen Ländern, so wie jetzt schon mit den Nieder-
landen, schnell zu einer gemeinsamen europäischen Streitkräfte-
planung kommen. In etwa 25 Jahren könne man dann „etwas in
der Art einer europäischen Armee haben. Vielleicht noch nicht mit
allen europäischen Ländern, aber mit den meisten.“
Neben seiner Funktion im Verteidigungsausschuss ist Bartels Vor-
sitzender der „Arbeitsgruppe Demokratie“ in der SPD-Fraktion. Sie
wurde erst in dieser Legislaturperiode gegründet und hat sich be-
sonders im Bereich Politische Bildung engagiert. In der letzten Wo-
che hat sie zudem einen Gesetzestext zur Einführung von Volks-
entscheiden auf Bundesebene vorgelegt. Es gebe inzwischen di-
rekte Demokratie von den Kommunen über die 16 Bundesländer
bis zur europäischen Ebene, argumentiert Bartels. „Wir erfinden
hier nichts Neues, wir schließen eine Lücke.“
Hans-Peter Bartels ist bundesweit erstmals in Erscheinung getre-
ten, als er 1999 zusammen mit weiteren Parlamentsneulingen das
„Netzwerk Berlin“ gründete, das sich in der SPD-Fraktion zwi-
schen der „Parlamentarischen Linken“ und dem „Seeheimer
Kreis“ ansiedelte. Die Zeitschrift des „Netzwerks“, „Berliner Re-
publik“, wurde schnell eine angesehene Publikation. Bartels war
ihr erster Chefredakteur. Zur Bedeutung des „Netzwerks“ sagt er:
„Ich glaube, wir haben sehr dazu beigetragen, dass die SPD die
schwierigen Diskussionen der beiden rot-grünen Wahlperioden
1998 bis 2005 nicht existentiell geführt hat, sondern man immer
am Ende zusammengekommen ist.“ Nach dem erhofften Regie-
rungswechsel will Bartels daran anknüpfen. Peter Stützle ❚

»Alle Rüstungskontroll-
bestrebungen der letzten 
50 Jahre sprechen gegen

Kampfdrohnen.«

»Wir 
brauchen
Drohnen«
ERNST-REINHARD BECK Der CDU-
Verteidigungsexperte plädiert für ein
europäisches System – gezielte
Tötungen schließt er aber aus
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D
ie Soldaten vermuten
hinter einem Gehöft eine
Gruppe Aufständischer:
Der Zugführer lässt die
mitgeführte „Mikado“
aufsteigen, eine nicht

einmal zwei Kilogramm schwere Drohne,
die ihm gut 20 Minuten lang Live-Bilder sei-
ner unmittelbaren Umgebung liefert. Sze-
nenwechsel: Ein Kompaniechef möchte
während einer Patrouille durch ein afghani-
sches Dorf vor Angreifern gewarnt werden.
Darauf hin: Im Bundeswehr-Camp bei Kun-
dus startet eine 170 Kilogramm schwere
„KZO“. Das mit einer Wärmebildkamera
ausgestattete „Kleinfluggerät zur Zielor-
tung“ kann drei bis fünf Stunden hoch über
dem Einsatzgebiet kreisen und in Echtzeit
Informationen liefern.
Ins Bewusstsein einer breiten Öffentlichkeit
gelangten die unbemannten Systeme der
Bundeswehr erst vor ein paar Monaten. In
Afghanistan aber ist seit Jahren täglich eine
ganze Palette von Drohnen im Einsatz. Die
Kleinsten lassen sich wie ein Modellhub-
schrauber aus der Hand starten. Die Größ-
ten im Arsenal sind drei in Masar-i-Scharif
stationierte „Heron 1“-Drohnen mit dem
Gewicht eines Kleinwagens, die  rund um
die Uhr die Lage im Norden Afghanistan be-
obachten. 
Gemeinsam haben alle diese Flugkörper,
dass sie nicht aktiv in das Kampfgeschehen
eingreifen können. Werden mit ihnen etwa
Aufständische geortet, die eine Einheit der
Bundeswehr unter Beschuss nehmen oder
einen Sprengsatz am Rande einer Straße ver-
graben, übertragen die Dohnen nur deren
Koordinaten. Soll geschossen werden, müs-
sen erst einmal Kampfjets oder Hubschrau-
ber angefordert werden.

»Ethisch neutral« Geht es nach dem Bun-
desverteidigungsminister, wird sich das
bald ändern. Im August letzten Jahres
sprach sich Thomas de Maizière (CDU) of-
fen für den Erwerb bewaffneter Drohnen
durch die Bundeswehr aus und trat damit
eine kontroverse Debatte los. „Der Sache
nach ist eine Drohne doch nichts anderes
als ein Flugzeug ohne Pilot“, sagte der Mi-
nister damals im Gespräch mit der Tageszei-
tung „Die Welt“. Und noch grundsätzlicher:
„Ethisch ist eine Waffe stets als neutral zu
betrachten.“ Kaum ein Beitrag in der öffent-
lichen Auseinandersetzung über Kampf-
drohnen kommt seitdem ohne einen Bezug
auf diese beiden Sätze aus.
Die offizielle Bestätigung, dass die Bundes-
wehr die Anschaffung bewaffneter Drohnen
auch tatsächlich plant, fiel dann eher bei-
läufiger im Januar dieses Jahres. In der Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage der Linksfrak-
tion (17/12136) bezeichnet die Bundesre-
gierung „eine durchhaltefähige bewaffnete
Aufklärung“ als „unbedingt erforderlich“.
Vom Grundsatz her sei der Einsatz bewaff-
neter Dohnen „eine Fähigkeitserweiterung
einer bereits bestehenden Palette von Wirk-
systemen“, heißt es dort im schönsten Bun-
deswehr-Deutsch. Die Möglichkeit einer
späteren Bewaffnung sei daher „bei Ent-
scheidungen aus Sicht der Bundeswehr mit
zu betrachten“.
Bei diesen Entscheidungen über künftige
Beschaffungen geht es vor allem um ein

Nachfolgemodell für die größten der von
der Bundeswehr derzeit genutzten Droh-
nen. Die in Afghanistan stationierten „He-
ron 1“-Drohnen sind nur von Israel geleast.
Der entsprechende Vertrag läuft im Oktober
2014 aus, soll allerdings um sechs Monate
verlängert werden. Angestrebt wird langfris-
tig eine gemeinsame Ent-
wicklung mit Frankreich.
Als Interimslösung stehen
die amerikanischen Droh-
nen vom Typ „Predator B“
und „Reaper“ sowie eine
neue Version der aktuell ge-
nutzten israelischen „He-
ron“ zur Auswahl. Wahr-
scheinlich wird man sich für
letztere Option entscheiden.
Geeignet zur späteren Be-
waffnung sollen alle drei Mo-
delle sein. 
Über bewaffnete Drohnen
verfügen bislang Großbritan-
nien, Israel – und vor allem
die USA. Die Entwicklung bei
den US-Streitkräften ist so
dramatisch, dass sich seit
2008 die Zahl der Drohnen-
piloten in den USA auf 1.300
vervierfacht hat. Derzeit werden mehr Pilo-
ten für Drohnen ausgebildet als für be-
mannte Flugzeuge. Und diese Zahlen bein-
halten nicht einmal jene Drohnen und de-
ren Personal, die in der öffentlichen Debat-
te im Fokus stehen: Die Flotte der in
Afghanistan und im Jemen eingesetzten
Maschinen der CIA. 

Gezielte Tötungen Es sind vor allem deren
Einsätze gegen mutmaßliche Führungska-
der des Terrornetzwerks Al-Qaida, die soge-
nannten „gezielten Tötungen“, die das Bild
von Drohnen in der deutschen Öffentlich-
keit prägen. Dabei gibt es bei der ethischen
wie rechtlichen Einschätzung dieser ameri-
kanischen Praxis fast keine  Differenzen.
„Man würde nach europäischer Rechtsauf-
fassung kaum die These vertreten, dass die
Bekämpfung von Terrorverdächtigen an
sich Teil eines bewaffneten Konfliktes ist“,
stellt Thilo Marauhn, Professor für Völker-
recht an der Universität Gießen, fest. Die
Frage, „ob gezielte Tötungen völkerrechts-
widrig sind oder nicht“ habe jedoch mit
dem Einsatz von Kampfdrohnen „über-
haupt nichts zu tun“. Drohnen seien, sagt
Marauhn, „weder gut noch schlecht“. Es
komme „immer darauf an, wie sie einge-
setzt werden und ob ihr Einsatz die Einhal-
tung des geltenden Völkerrechts erleichtert
oder erschwert“. 

Kritik der Kirchen In einer Diskussion mit
den beiden Militärbischöfen der Bundes-
wehr im April dieses Jahres schloss Minister
de Maizière ähnliche Einsätze wie die der
CIA für die Bundeswehr aus: „Extralegale
Hinrichtungen kommen für uns nicht in
Frage.“ Außerdem könnten Drohnen „nur
in dem von einem Mandat abgesicherten
Gebiet eingesetzt werden“, also dem vom
Bundestag beschlossen Einsatzraum der
Bundeswehr. „Ein Einsatz außerhalb“ ent-
spreche nicht der Rechtslage und „es wird
ihn nicht geben“. Diese Statements de Mai-
zières waren auch eine Reaktion auf die un-

gewöhnlich deutlich geäußerte Kritik der
kirchlichen Vertreter. „Vor dem Kauf von
Kampfdrohnen braucht die Bundeswehr
klare ethische Kriterien“, fordert der katho-
lische Militärbischof Franz-Josef Overbeck,
„sonst kann der Einsatz dieser Waffe zu ho-
he Risiken enthalten“. Man müsse eine „Be-

liebigkeit des Töten verhindern“. Es bestehe
„bei jeder Gewaltanwendung die Gefahr der
Grenzverletzung“. Ähnlich argumentieren
auch die Herausgeber des jährlichen Frie-
densgutachtens. Die Möglichkeit, vermeint-
liche Terroristen oder Aufständische überall

auf der Welt zu eliminieren ohne eigene
Soldaten zu gefährden, so meinen die Ver-
treter der großen deutschen Friedensfor-
schungsinstitute, senke „die Hemmschwel-
le für den Griff zu militärischen Mitteln“.

Psychische Belastungen Ein Bericht des
Büros für Technikfolgenabschätzung beim
Deutschen Bundestag vom Mai 2011 ver-
weist allerdings darauf, dass „moderne Sen-
soren den menschlichen Sinnen in vielen
Fällen deutlich überlegen“ sein können.
Zudem gäbe es auch die Auffassung, dass
„die Distanz des Steurers“ vom Kampfge-
biet es diesem ermögliche, „unter weniger
Stress zu entscheiden als im Kampfgesche-
hen vor Ort“.
Nach einer vom US-Militär selbst durchge-
führten Untersuchung zeigen die Piloten
der Drohnen jedoch ebenso deutliche An-
zeichen psychischer Belastung wie ihre Kol-
legen im Cockpit. Obwohl sie physisch un-
ter Umständen tausende Kilometer vom ei-
gentlichen Schlachtfeld entfernt sind, lei-
den sie gleichermaßen unter Angststörung,
Depression und Posttraumatische Belas-
tungsstörung. Als einer der Gründe vermu-
ten die Luftwaffen-Psychologen die Belas-
tung durch die ständige Nähe zu Kampfsi-
tuationen über den Bildschirm. Anders als
der Pilot im Cockpit kann der Soldat im
Kontrollstand der Drohne seinen Opfern
per Liveschaltung fast in die Augen sehen
und muss im Anschluss den verursachten
Schaden im Detail betrachten. 

Doch die Befürchtungen der Kritiker gehen
über die aktuellen Anwendungen hinaus.
Am Ende der Entwicklung würden „Ent-
scheidungen über Leben und Tod am Com-
puter abgegeben“, schreiben die Autoren
des Friedensgutachtens.  Der Einstieg in die
Nutzung bewaffneter Drohnen, so das Ar-
gument, sei auch ein Einstieg in die Auto-
matisierung der Kriegführung, „an deren
Ende nicht Menschen sondern Maschinen
Entscheidungen über Leben und Tod fäl-
len“. In der Konsequenz fordern die Frie-
densforscher die völkerrechtliche Ächtung
von Kampfdrohnen.  

Geächtete Waffen Bewaffnete Drohnen
würden damit in eine Kategorie mit den in-
ternational geächteten Bio- und Chemie-
waffen sowie mit den Antipersonenminen
und Streumunition fallen. Auch gegen den
Einsatz von Atomwaffen geht man von ei-
ner anerkannten Norm aus, die zumindest
den Einsatz verbietet. Diese Waffenkatego-
rien haben ein gemeinsames Merkmal: Es
sind Waffen, die unterschiedslos töten und
deren Wirkung nicht auf ein Ziel begrenzt
werden kann. Bewaffnete Drohnen aber
werden gerade deshalb kritisiert, weil sie re-
lativ gezielt eingesetzt werden können.
Doch auch ohne völkerrechtliche Instru-
mente dürften der Nutzung von Drohnen
Grenzen gesetzt sein. Die Vorstellung, Krie-
ge nur noch mit bewaffneten Drohnen zu
führen, scheint angesichts der ernüchtern-
den Erfahrungen in Irak und Afghanistan il-

lusorisch. Schwierig für die US-Truppen
wurde es in beiden Kriegen erst, als Boden-
truppen die Länder unter Kontrolle bringen
sollten. Das wird so bleiben. Die Führung
des Luftkrieges hingegen war in beiden Fäl-
len für die US-Streitkräfte praktisch risiko-
los, die eigenen Kräfte nahezu unverwund-
bar. Angesichts der sensiblen Technik und
dem Austausch immer größerer Datenmen-
gen, könnte der Einsatz bewaffneter Droh-
nen langfristig sogar zu einer größeren Ver-
wundbarkeit der US-Streitkräfte führen.
In Deutschland wurde die Entscheidung
über die Beschaffung bewaffneter Drohnen
zunächst einmal auf die Zeit nach der Bun-
destagswahl verschoben. Unterdessen greift
die Bundeswehr in Afghanistan längst auf
die umstrittenen Waffen zurück. Geraten
deutsche Soldaten unter Beschuss und for-
dern sie bei der ISAF-Führung Luftnahun-
terstützung an, dann kann es sein, dass die
amerikanischen Verbündeten statt Flugzeu-
gen oder Husbschraubern eben Kampf-
drohnen schicken. Nach Angaben der Bun-
desregierung wurden bereits im Juni 2009
und im November 2010 bewaffnete Droh-
nen zur Unterstützung deutscher Truppen
aus der Luft eingesetzt. Eric Chauvistré ❚

Der Autor arbeitet als Journalist und Militär-
historiker in Berlin. 

Mensch und Maschine: Französische Soldaten beim Steuern einer „Harfang“-Aufklärungsdrohne (links) und eine amerikanische Kampfdrohne vom Typ „Predator“ im Flug.

Von guten und bösen Waffen
KAMPFDROHNEN Die Furcht vor risikolosen und automatisierten Kriegen bestimmt die deutsche Diskussion 
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Anzeige

Flugzeuge werden eigentlich von einem Piloten ge-
steuert. Es gibt aber auch Flugzeuge, die sich fernsteu-
ern lassen. Der Pilot sitzt dann nicht im Flugzeug, son-
dern steuert es vom Boden aus. Solche unbemannten
Flugzeuge nennt man Drohnen. Die deutsche Armee
hat auch solche Drohnen. Sie sollen im Krieg Infor-
mationen über den Feind auskundschaften. Der Vor-
teil ist, dass man dafür nicht das Leben des Piloten
riskieren muss. Jetzt möchte die Regierung Drohnen
für die Armee kaufen, mit denen man auch gegen
den Feind kämpfen kann. Dafür sollen die Drohnen
mit Waffen ausgerüstet werden. Solche Drohnen
heißen Kampfdrohnen.

Drohnen

Die Studie des Büros für Technikfolgenabschätzung
unter: www.tab-beim-bundestag.de

Noch vor der Bundestagswahl im Oktober
soll ein Untersuchungsausschuss das  ge-
scheiterte Drohnen-Projekt „Euro Hawk“ auf-
klären. Voraussichtlich in der kommenden
Woche wird sich der Verteidigungsausschuss
als Untersuchungsausschuss konstituieren.
Der Ausschuss soll „den Umgang der Bundes-
regierung mit den seit Juli 2011 offensichtlich
gewordenen Problemen beim ,Euro Hawk’,
die zum Scheitern des Vorhabens führten, un-
ter vertraglichen, rechtlichen, haushalteri-
schen, militärischen und politischen Ge-
sichtspunkten untersuchen sowie die Aufklä-
rungs- und Informationspraxis der Bundesre-
gierung überprüfen“. So heißt es in dem
entsprechenden Antrag der Oppositionsfrak-
tionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen.
Die CDU/CSU-Fraktion will den Auftrag des
Ausschusses jedoch ausdehnen. Untersucht
werden müsste auch die Entstehung und
Durchführung des Projektes vor der Amtszeit
von Verteidigungsminister Thomas de Mai-
zière (CDU), erklärt der verteidigungspoliti-
sche Sprecher der Unionsfraktion, Ernst-Rein-
hard Beck (CDU), im Interview (siehe Seite
2). 
Die Planungen für die Aufklärungsdrohne
„Euro Hawk“, die von den Herstellerfirmen
Northrop Grumman und Dornier/EADS in
den USA entwickelt wurde, begannen im Jahr
2001 unter Verteidigungsminister Rudolf
Scharping (SPD) in der rot-grünen Regierung. 

Im März dieses Jahres war das Projekt von Mi-
nister de Maizière beendet worden. Der Aus-
stieg erfolgte mit der Begründung, dass die
Flugsicherheitsbehörde der EU die Drohne
nur für den Flug über unbewohntem Gebiet
zulassen würde, da sie nicht über das für den
zivilen Luftverkehr vorgeschriebene  automa-
tische Antikollisionssystem verfügt.
Der Verteidigungsausschuss ist der einzige der
Bundestagsausschüsse, der sich als Untersu-
chungsausschuss gemäß Artikel 45a des
Grundgesetzes konstituieren kann, wenn dies
mindestens ein Viertel seiner Mitglieder ver-
langt. In Verteidigungsfragen kann der Bun-
destag auch keinen anderen Untersuchungs-
ausschuss einsetzen, sondern muss den Ver-
teidigungsausschuss beauftragen, einen Sach-
verhalt zu klären. 
In der laufenden Legislaturperiode hatte sich
der Verteidigungssauschuss zuletzt im De-
zember 2009 als Untersuchungsausschuss
konstituiert. Er sollte die Umstände der Bom-
bardierung von zwei entführten Tanklastern
nahe der afghanischen Stadt Kundus und die
Informationspolitik der Bundesregierung da-
rüber klären. Alexander Weinlein ❚

Antworten bis zur Wahl
VERTEIDIGUNG U-Ausschuss soll »Euro Hawk«-Debakel klären

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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A
m 10. Februar 2011 verab-
schiedete der Bundestag ei-
nen Koalitionsantrag mit
dem Titel „60 Jahre Charta
der deutschen Heimatver-
triebenen – Aussöhnung

vollenden“ (17/4193). An dessen Ende wur-
de die Bundesregierung  aufgefordert zu
prüfen, wie dem Anliegen Rechnung getra-
gen werden könne, „den 5. August zum
bundesweiten Gedenktag für die Opfer von
Vertreibung zu erheben“, also den Jahrestag
der Charta vom 5. August 1950. Von den
drei Oppositionsfraktionen wurde die Vor-
lage geschlossen abgelehnt. 
Am vergangenen Donnerstag stand anläss-
lich des vor 60 Jahren in Kraft getretenen
Bundesvertriebenengesetzes erneut ein Ko-
alitionsantrag zu dem Thema (17/13883)
auf der Tagesordnung: Der Bundestag, heißt
es darin, „spricht sich dafür aus, an die Op-
fer von Flucht und Vertreibung im Rahmen
eines internationalen Gedenktages zu erin-
nern. Der bestehende Weltflüchtlingstag am
20. Juni soll um das Gedenken an Heimat-
vertriebene erweitert werden“ – wofür sich
die Bundesregierung bei den Vereinten Na-
tionen einsetzen soll. Auch dieser Antrag
wurde mit den Stimmen der Koalition an-
genommen, doch beließen es SPD und Grü-
ne diesmal bei Enthaltungen, so dass nur
Die Linke gegen die Vorlage votiere.   

Kritik an Charta Deren Abgeordnete Ulla
Jelpke nannte in der Debatte die Charta der
Heimatvertriebenen ein „Dokument des Re-
vanchismus“. So heiße es darin, dass die
Heimatvertriebenen die „vom Leid der Zeit
am schwersten Betroffenen“ seien – womit
die Opfer „des Vernichtungskrieges der
Wehrmacht und des Holocausts auf un-
glaubliche Weise verschwiegen und ver-
harmlost“ würden. Zugleich wandte sich
Jelpke gegen den Koalitionsvorstoß zur Er-
weiterung des Weltflüchtlingstags um ein
spezielles Gedenken an die Heimatvertrie-
benen. Dann würde „in Deutschland nur
noch an die Heimatvertriebenen erinnert“,
argumentierte sie. 

Der Parlamentarische Geschäftsführer der
Grünen-Fraktion, Volker Beck, begrüßte da-
gegen diesen schwarz-gelben Vorschlag. Er
sei froh, dass sich dieser in der Koalition ge-
gen den Vorschlag der CDU-Abgeordneten
und Präsidentin des Bundes der Vertriebe-
nen, Erika Steinbach, durchgesetzt habe, als
Gedenktag den Jahrestag der Verabschie-
dung der Charta der Heimatvertriebenen zu
wählen. Diese sei eine „Charta einer Nicht-
anerkennung des geschichtlichen Kontexts,
des Verdrehens von Geschichte“ gewesen. Es
sei ein gutes Signal, dass man sich „von die-
sem Tag als Bezugspunkt an die Erinnerung
des Unrechts der Vertreibung“ verabschiede.
Dabei sei man sich einig, dass Vertreibung
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit sei
– auch die Vertreibung der Deutschen, an
die man sich „im Kontext der Geschichte“
erinnern müsse. Dieser Vertreibung voran-
gegangen sei der „Angriffskrieg der Nazis“
sowie der Holocaust an den Juden und der
Völkermord an den Sinti und Roma. 

»Ein guter Tag« Steinbach selbst sagte, ein
Gedenktag zu Flucht und Vertreibung hän-
ge nicht am 5. August. Der 20. Juni sei „ge-
nauso ein guter Tag – Hauptsache, dieser
Gedenktag kommt“, sagte Steinbach. Zu-
gleich betonte sie, die Vertriebenen hätten
„immer und immer wieder manifestiert,
dass sie Verständigung wollen“. 
Ihr Fraktionschef Volker Kauder (CDU) sag-
te, die Botschaft von Vertriebenen aus ganz
Europa sei es gewesen, dass man alles daran
setzen müsse, damit etwas wie die national-
sozialistische Herrschaft nicht noch einmal
passiere. Die allermeisten Vertriebenen sei-
en sich bewusst gewesen, das das NS-Re-
gime „Ausgangspunkt ihres Dramas“ gewe-
sen sei. Die Vertreibung habe damit begon-
nen, dass „die Juden aus ihrer Heimat ver-
trieben und dann in den Tod geschickt
wurden“. Aber auch seine Mutter, die den
Nationalsozialismus verachtet habe, sei als
Vertriebene eine Leidtragende gewesen. Sie
habe auch darunter gelitten, nicht über ihr
Leid sprechen zu können, ohne dass ihr vor-
geworfen worden sei, das Leid von Juden re-

lativieren zu wollen. Das Leid von Men-
schen sei jedoch „nicht teilbar“. 
Der FDP-Abgeordnete Serkan Tören sagte,
der Grund für die Vertreibung müsse „in der
deutschen Geschichte gesucht werden“.  Ge-
rade unter Berücksichtigung der Geschichte
und dem Schicksal der Heimatvertriebenen
sei den Deutschen bewusst, welches Leid
mit Vertreibung verbunden sei. Es sollte da-
her ein besonderes Anliegen sein, weltweit
jegliche Art von Vertreibung zu ächten.
Törens SPD-Kollege Rüdiger Veit monierte
indes, die Koalition setzte sich zwar in ih-
rem Antrag dafür ein, Vertreibung weltweit
zu ächten, doch wenn sie dies ernst nähme,
müsste sie in Deutschland mehr Flüchtlin-
ge aufnehmen. In dem Antrag gebe es
„wohlklingende Worte“, doch vermisse er
bei Schwarz-Gelb entsprechende Taten. 
Wie Veit würdigte Bundesinnenminister
Hans-Peter Friedrich (CSU) die Integration
der Vertriebenen als „Erfolgsgeschichte“. In
einer Regierungserklärung zu Beginn der
Debatte wertete er das Bundesvertriebenen-
gesetz als Dokument nationaler Solidarität.
Nach dem Zweiten Weltkrieg seien fast
zwölf Millionen Deutsche vertrieben wor-
den. Trotz der Trauer um die verlorene Hei-
mat hätten sie jedoch eine „große Geste des
Friedens“ ausgesendet, fügte Friedrich hin-
zu und bescheinigte ihnen mit Verweis auf
die Charta der Heimatvertriebenen „Versöh-
nungsbereitschaft“ statt „Rachegedanken“.
Die Vertriebenen dürften sich „unserer Soli-
darität, unserer Anerkennung und des na-
tionalen Gedenkens sicher sein“. 

Novelle beschlossen Gegen die Stimmen
der Linksfraktion verabschiedete der Bun-
destag zudem einen Gesetzentwurf des Bun-
desrates (17/10511) zur Änderung des Bun-
desvertriebenengesetzes in modifizierter
Fassung (17/13937). Danach sollen Famili-
enangehörige eines Spätaussiedlers in des-
sen Aufnahmebescheid auch ohne Grund-
kenntnisse der deutschen Sprache aufge-
nommen werden können, wenn sie diese
wegen Krankheit oder Behinderung nicht
erlernen können. Helmut Stoltenberg ❚

GESCHICHTE Der Weltflüchtlingstag soll nach dem Willen der
Koalition um das Gedenken an Vertriebene erweitert werden

»Das Leid ist
nicht teilbar« 

INNERES I Der Bundestag hat den Weg für die
geplante Änderung des Europawahlgesetzes
frei gemacht. Gegen die Stimmen der Fraktion
Die Linke verabschiedete das Parlament am
Donnerstag einen entsprechenden Gesetzent-
wurf von CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis
90/Die Grünen (17/13705) in modifizierter Fas-
sung (17/13935). Damit soll die Fünf-Prozent-
Klausel im Europawahlgesetz gestrichen und
eine Drei-Prozent-Klausel eingeführt werden.
Das Bundesverfassungsgericht hatte im No-
vember 2011 festgestellt, dass die Fünf-Pro-
zent-Klausel bei der Europawahl nicht mit dem
Grundgesetz vereinbar ist.
Ferner sieht die Vorlage unter anderem eine Re-
duzierung der Zahl der in Deutschland zu wäh-
lenden Europaabgeordneten auf 96 vor. Zur Be-
gründung verweisen die vier Fraktionen darauf,
dass nach dem Lissabon-Vertrag kein Mitglied-
staat im Europäischen Parlament mehr als 96
Sitze erhält. Damit seien in Deutschland nicht
mehr wie bisher 99 Abgeordnete zu wählen.

Reinhard Grindel (CDU) verwies in der Debatte
auf eine Entschließung des Europaparlaments,
in der die EU-Staaten aufgefordert worden sei-
en, Sperrklauseln zu verabschieden. Axel Schä-
fer (SPD) betonte, die nationalen Parlamente
von 26 EU-Staaten hätten eine Sperrklausel in
ihr Europawahlgesetz aufgenommen. Stefan
Ruppert (FDP) argumentierte, eine Fünf-Pro-
zent-Hürde sei ein „größerer Eingriff in die
Gleichheit der Wahl als eine Drei-Prozent-Hür-
de“. Wie Ruppert äußerte Wolfgang Wieland
(Grüne) die Erwartung, dass beim Bundesver-
fassungsgericht Klagen gegen die Drei-Prozent-
Klausel eingereicht werden. Man habe aber die
besseren Argumente und sollte diese Auseinan-
dersetzung führen.
Halina Wawzyniak (Die Linke) erhob dagegen
„rechtliche und politische Bedenken gegen ei-
ne Drei-Prozent-Hürde“. Hochgerechnet auf die
Europawahl 2009 wären bei einer solchen Hür-
de zehn Prozent der gültigen Stimmen nicht an
der Sitzverteilung beteiligt gewesen. sto ❚

Drei-Prozent-Hürde bei Europawahl

INNERES II Die Linksfraktion ist mit einem Vor-
stoß für mehr Mitsprache des Bundestages bei
Auslandseinsätzen der Bundespolizei geschei-
tert. Mit den Stimmen der vier anderen Fraktio-
nen lehnte das Parlament vergangene Woche
einen Antrag der Linksfraktion (17/8381) ab, in
dem sie von der Bundesregierung einen Gesetz-
entwurf zur Änderung des Bundespolizeigeset-
zes gefordert hatte. Darin sollte der Vorlage zu-
folge „statt eines bloßen Rückholrechts“ für
Auslandseinsätze und Auslandsmissionen der
Bundespolizei nach Paragraf 8 des Bundespoli-
zeigesetzes eine Zustimmungspflicht des Bun-
destages festgeschrieben werden. Für Aus-
landsverwendungen von Polizeibeamten nach
Paragraf 65 des Gesetzes sollte nach dem Wil-
len der Linksfraktion „eine Pflicht zu konkreter
Vorabinformation des Bundestages festge-

schrieben und ein Recht des Bundestages auf
Rückruf eingeführt“ werden.
Mit den Stimmen der Koalition und der Links-
fraktion lehnte das Parlament zudem einen An-
trag der SPD-Fraktion zur Stärkung des deut-
schen Engagements beim Einsatz von Polizisten
in internationalen Friedensmissionen
(17/8603) ab. Darin sprach sich die SPD für ei-
ne „umfassende“ Bund-Länder-Vereinbarung
aus, um die rechtlichen, organisatorischen und
finanziellen Voraussetzungen zu verbessern,
damit Deutschland seinen internationalen Ver-
pflichtungen nachkommen kann. Zudem sollte
die Bundesregierung laut Vorlage unter ande-
rem zusammen mit den Ländern zusätzliche An-
reize schaffen, um auch Fachkräfte aus anderen
Bereichen des öffentlichen Dienstes für Aus-
landseinsätze zu gewinnen. sto ❚

Auslandseinsatz: Keine Neuregelung 

INNERES III Der Bundesrat macht sich für ei-
ne Reform des Aufenthaltsrechts für gut inte-
grierte Ausländer stark, mit der ein Beitrag ge-
gen sogenannte Kettenduldungen geleistet
werden soll. Ein entsprechender Gesetzentwurf
des Bundesrates (17/13424), der vergangene
Woche erstmals auf der Tagesordnung des Bun-
destagsplenums stand, sieht unter anderem
vor, jugendlichen geduldeten Ausländern eine
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn sie sich
seit vier Jahren in der Bundesrepublik aufhalten
und einen erfolgreichen Schulbesuch in
Deutschland nachweisen können. Erwachsene
Ausländer sollen nach achtjährigem Aufenthalt
und nachgewiesener „nachhaltiger Integrati-
on“ eine Aufenthaltserlaubnis erhalten.
Einen Gesetzentwurf der SPD-Fraktion zur Ein-
dämmung der Praxis von Kettenduldungen für
langjährig in Deutschland geduldete Ausländer

(17/7933) lehnte das Parlament mit den Stim-
men der CDU/CSU- und der FDP-Fraktion ab.
Mit dem Entwurf wollten die Sozialdemokraten
zudem Ausländern mit einer Aufenthaltserlaub-
nis „auf Probe“ eine „gesicherte Perspektive“
bieten.
Vorstöße der SPD- (17/10647) und der Grünen-
Fraktion (17/11577) für verbesserte Arbeitsbe-
dingungen und eine angemessene Bezahlung
der Lehrkräfte in Integrationskursen scheiterten
ebenfalls an der Koalitionsmehrheit. Die Grü-
nen forderten zudem eine Änderung des Auf-
enthaltsgesetzes, um Unionsbürgern, subsidiär
geschützten Personen sowie Bleibeberechtig-
ten einen Anspruch auf Teilnahme am Integra-
tionskurs einzuräumen. Auch wollten sie eine
Änderung der Integrationskursverordnung, da-
mit „Asylsuchende und Geduldete zum Integra-
tionskurs zugelassen werden können“. sto ❚

Initiative gegen Kettenduldungen 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Manipulationen an Wartelisten für Organ-
empfänger sind künftig strafbar. Das hat der
Bundestag am vergangenen Freitag be-
schlossen. Die Koalitionsfraktionen und die
oppositionellen Grünen stimmten bei Ent-
haltung der SPD und der Linksfraktion ei-
nem Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Verringerung der Säumniszuschläge in
der Krankenversicherung (17/13079) zu.
Die Regelungen zur Organspende waren
diesem Gesetz über einen Änderungsantrag
hinzugefügt worden.
Mit dem Gesetz werden die Säumniszinsen
für Beitragsschuldner in der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) von bislang
fünf auf künftig ein Prozent gesenkt. Zudem
wird es einen Notlagentarif in der privaten
Krankenversicherung für diejenigen Versi-
cherten geben, die ihren regulären Beitrag
nicht zahlen können. Ebenfalls beschlossen
wurde ein Zuschuss an die Krankenhäuser
von insgesamt 1,1 Milliarden Euro für die-
ses und das kommende Jahr.

Gesundheitsminister Daniel Bahn (FDP)
sagte, mit der Einführung einer Versiche-
rungspflicht habe die Große Koalition „Wu-
cherzinsen“ eingeführt, die dazu geführt
hätten, dass einige Versicherte „Schulden-
berge“ angehäuft hätten. Mit der jetzigen
Regelung mache man „einen Schnitt“. Für
die Union betonte Johannes Singhammer
(CSU), mit dem Geld für die Krankenhäu-
ser werde sich die „Pflege- und Versorgungs-
sicherheit“ erhöhen. 

Anträge abgelehnt Die Koalition dränge
Menschen in eine „unwürdige amerikani-
sche Notfallbehandlung“, sagte Karl Lauter-
bach (SPD). Für Die Linke monierte Kathrin
Vogler, beim Notlagentarif würden die Al-
tersrückstände der Versicherten verbraucht;
diese hätten keine Chance, in den regulären
Tarif zu wechseln, weil ihre Prämien „unbe-
zahlbar“ würden. Birgitt Bender (Grüne)
sagte, die Beitragsschulden seien eine „Erb-
last der Großen Koalition“. 

Anträge der SPD und der
Linksfraktion zu Beitrags-
schulden und privater
K r a n k e n ve r s i c h e r u n g
(17/12069, 17/10119,
17/5524) wurden mit den
Stimmen der Koalition ab-
gelehnt. In einer zweiten
gesundheitspolitischen
Debatte wurden zwei An-
träge der Linksfraktion zur
solidarischen Finanzierung
von Gesundheit und Pflege
(17/1797) und zur Ab-
schaffung der Zuzahlungen
(17/9067) abgelehnt. Da-
mit folgten die Abgeordne-
ten den Beschlussempfeh-
lungen des Ausschusses
(17/13974, 17/13929,
17/13067). suk ❚

Strafbare Manipulation 

Gedenkprojekt: Vergangene Woche startete der Bau des Berliner Dokumentationszentrums über Vertreibungen im 20. Jahrhundert.
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GESUNDHEIT Regelungen zur Organspende verschärft

Krankenhäuser erhalten einen Milliarden-Zuschuss.
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Ehrensold wird 
nicht reduziert   
Mit den Stimmen der schwarz-gelben Koali-
tion sowie der Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen hat der Bundestag
vergangene Woche einen Gesetzentwurf der
SPD-Fraktion zur Änderung des Gesetzes
über die Ruhebezüge des Bundespräsiden-
ten (17/11593) abgelehnt. Dieser sogenann-
te Ehrensold beträgt 100 Prozent der Amts-
bezüge. Nach dem Willen der SPD sollte der
Anspruch auf Ruhegehalt eine Mindest-
amtszeit von zweieinhalb Jahren  vorausset-
zen und dann 50 Prozent der Amtsbezüge
betragen. Nach einer fünfjährigen Amtszeit
sollte sich das Ruhegehalt auf 75 Prozent
und nach zehn Jahren  Amtszeit auf 100 Pro-
zent der Amtsbezüge erhöhen. sto ❚

Führungszeugnis künftig auch
elektronisch zu beantragen  
Ein Antrag auf Erteilung eines Führungs-
zeugnisses aus dem Zentralregister oder ei-
ner Auskunft aus dem Gewerbezentralregis-
ter soll künftig auch elektronisch unmittel-
bar bei der Registerbehörde gestellt werden
können. Einen entsprechenden Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen (17/13222)
verabschiedete der Bundestag vergangene
Woche mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD
und FDP. Bisher war es für die Antragstel-
lung grundsätzlich erforderlich, persönlich
bei der zuständigen Behörde vorzuspre-
chen. sto ❚

Betreuungsbehörde erhält
gestärkte Funktionen  
Um die Bestellung eines rechtlichen Betreu-
ers soweit wie möglich zu vermeiden und
damit die Selbstbestimmung der Betroffe-
nen zu stärken, sollen die Funktionen der
Betreuungsbehörde sowohl im Vorfeld als
auch im gerichtlichen Verfahren gestärkt
werden. Das sieht ein Gesetzentwurf der
Bundesregierung (17/13419) vor, den der
Bundestag vergangene  Woche mit den
Stimmen der Koalition und der SPD-Fraktion
in modifizierter Fassung (17/13952) verab-
schiedete. sto ❚

Elektronischer Rechtsverkehr
wird gefördert
Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
von CDU/CSU und FDP sowie der oppositio-
nellen Sozialdemokraten hat der Bundestag
in der vergangenen Woche den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung „zur Förderung
des elektronischen Rechtsverkehrs“
(17/12634) in modifizierter Fassung
(17/13948) verabschiedet. Ziel der Vorlage
ist es, das Potenzial der jüngeren techni-
schen Entwicklungen auf prozessualem Ge-
biet zu nutzen, die Zugangshürden für die
elektronische Kommunikation mit der Justiz
zu senken  und das Nutzervertrauen im Um-
gang mit dem neuen Kommunikationsweg
zu stärken. sto ❚

Vorstöße zu Zinsobergrenzen
für Dispo-Kredite abgelehnt
Die SPD- und die Linksfraktion sind im Bun-
destag mit Forderungen nach Obergrenzen
beim Zinssatz für Kontoüberziehungen ge-
scheitert. Die Bundestag lehnte vergangene
Woche einen entsprechenden SPD-Antrag
(17/10988) mit den Stimmen der Koalitions-
mehrheit ab. Gegen einen Antrag der Links-
fraktion (17/10855) votierten neben der Ko-
alition auch die Sozialdemokraten. Sie hat-
ten in ihrer Vorlage  dafür plädiert, den Zins-
satz für vereinbarte Kontoüberziehungen
auf maximal acht Prozentpunkte über dem
Basiszinssatz zu begrenzen. Nach dem Wil-
len der Linksfraktion sollte der Zinssatz für
eingeräumte Dispositionskredite auf maxi-
mal fünf Prozentpunkte und der Zinssatz für
geduldete Überziehungskredite auf maxi-
mal acht Prozentpunkte über dem Basiszins-
satz gedeckelt werden. sto ❚  

Verbraucherrechte-Richtlinie
in deutsches Recht umgesetzt
Mit den Stimmen von CDU/CSU und FDP
hat der Bundestag vergangene Woche einen
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Umsetzung der EU-Verbraucherrechtericht-
linie in nationales Recht (17/12637) in mo-
difizierter Fassung (17/13951) verabschie-
det. Ziel der Richtlinie ist es laut Bundesre-
gierung „in erster Linie, zu einem hohen Ver-
braucherschutzniveau und zum besseren
Funktionieren des Binnenmarkts für Ge-
schäfte zwischen Unternehmen und Ver-
brauchern beizutragen“. Durch eine Anglei-
chung der Rechtsvorschriften sollten Hin-
dernisse für den Binnenmarkt beseitigt wer-
den, von denen Unternehmer und
Verbraucher betroffen sind. sto ❚

KURZ NOTIERT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Mehr als 100.000 Mitglieder haben die Jüdischen Gemeinden in Deutschland. Hier feiert die Gemeinde in Halle (Saale) im Mai 2013 den Einzug der neuen Tora-Rolle in die Synagoge.
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Mehrheit gegen öffentlichen
Beschäftigungssektor
Mehrere Anträge der Opposition zur Einrich-
tung eines sozialen Arbeitsmarktes sind am
vergangenen Donnerstag vom Bundestag
abgelehnt worden. SPD, Linke und Bündnis
90/Die Grünen forderten in ihren Anträgen
(17/11199, 17/12377, 17/11076) eine ge-
setzliche Grundlage zur Schaffung eines
dauerhaften öffentlich geförderten Arbeits-
marktes. Sie begründeten dies mit dem seit
Jahren festen Sockel von Langzeitarbeitslo-
sen, die trotz guter wirtschaftlicher Entwick-
lung keinen Zugang zum Arbeitsmarkt be-
kommen.Abgelehnt wurde ebenfalls ein An-
trag (17/7844) der Linken, in dem diese sich
für mehr Kompetenzen der Beiräte bei den
Jobcentern stark gemacht hatte. che ❚

SPD-Antrag zur 
Migration abgelehnt
Die SPD-Fraktion ist mit ihrem Anliegen ge-
scheitert, am Arbeitsmarkt neue Chancen
für Menschen mit Migrationshintergrund zu
schaffen. Ihr Antrag (17/9974) fand am ver-
gangenen Donnerstag keine Mehrheit im
Bundestag. Die Sozialdemokraten hatten ei-
nen Gesetzentwurf und entsprechende Ini-
tiativen gefordert, die Diskriminierung be-
seitigen und die Anerkennung ausländischer
Berufsabschlüsse erleichtern sollten. Zudem
sollte das arbeitsmarktpolitische Instrumen-
tarium an den spezifischen Bedürfnissen
von Menschen mit Migrationshintergrund
ausgerichtet und berufliche Deutschförde-
rung gestärkt werden. che ❚

Linke scheitert mit 
solidarischer Mindestrente
Die Fraktion Die Linke konnte für ihre Anträ-
ge zur Reform der gesetzlichen Rentenver-
sicherung keine Mehrheit im Bundestag fin-
den. Beide Anträge (17/8481, 17/12436)
wurden am vergangenen Donnerstag abge-
lehnt. In dem ersten Antrag hatte sie gefor-
dert, die Lebensstandardsicherung wieder
als Ziel der gesetzlichen Rentenversicherung
zu verankern und eine solidarische Mindest-
rente von 900 Euro einzuführen. In dem
zweiten Antrag setzte sie sich darüber hi-
naus dafür ein, die steuerliche  Förderung
der privaten Altersvorsorge einzustellen und
so die Riester-Rente in die gesetzliche Ren-
te zu überführen. che ❚

Keine Sicherheit für  
Stiftung Datenschutz
In einem gemeinsamen Antrag (17/11825)
plädierten SPD und Bündnis 90/Die Grünen
dafür, die personelle und finanzielle Unab-
hängigkeit der Stiftung Datenschutz sicher-
zustellen. Sie konnten sich mit diesem Vor-
schlag jedoch nicht gegen die Mehrheit von
CDU/CSU und FDP durchsetzen, die am ver-
gangenen Donnerstag den Antrag im Bun-
destag ablehnte. Darin verwiesen die beiden
Fraktionen darauf, dass sich der Beirat der
Stiftung aus bis zu neun Vertretern der Bun-
destagsfraktionen sowie 25 weiteren Vertre-
tern zusammensetzt. Von diesen 25 weite-
ren Vertretern sollten 14 von der datenver-
arbeitenden Wirtschaft benannt werden,
hingegen nur ein Mitglied als Vertreter der
Verbraucherverbände sowie jeweils ein Mit-
glied auf Vorschlag der Datenschutzbeauf-
tragten des Bundes und der Länder im Bei-
rat vertreten sein. Dies beeinträchtige die
Unabhängigkeit der Stiftung, kritisierten die
Antragsteller. sto ❚

KURZ NOTIERT

Die Geschichte des Edward Snowden war ei-
ne Steilvorlage für die Politiker der Opposi-
tion, die am vergangenen Donnerstag ihre
Anträge zum Schutz von Hinweisgebern
(Whistleblowern) vor dem Bundestag ver-
teidigen mussten. Edward Snowden ist
wohl der derzeit berühmteste Whistleblo-
wer, war er es doch, der Anfang Juni gehei-
me Informationen über das amerikanische
Internet-Spionageprogramm „Prism“ an die
Medien gegeben hat. Damit löste er eine in-
ternationale Welle der Empörung über die
amerikanischen Sicherheitsbehörden und
eine weltweite Debatte über den Schutz pri-
vater Daten aus.

Gutgläubige Weitergabe Doch zurück
zum Bundestag. Dort standen drei Anträge
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und  der
Fraktion Die Linke zur Debatte (17/8567,
17/9782, 17/6492). In diesen machen sich
die Abgeordneten für einen Gesetzentwurf
stark, der durch ein eigenes „Anzeigerecht“
Menschen schützt, die auf Missstände in ih-
rem Betrieb aufmerksam machen. Die Grü-
nen argumentieren in ihrem Antrag, rechts-
widrige Vorgänge in Unternehmen und Be-
hörden würden oft erst durch solche Hin-
weise bekannt. Die SPD beklagt, dass
Arbeitnehmer nur im Ausnahmefall berech-
tigt seien, innerbetriebliche Missstände ex-

tern anzuzeigen. Die Linke verlangt, ein ent-
sprechendes Gesetz müsse Whistleblowing
„als gutgläubige Weitergabe von Informa-
tionen“ darstellen und anonymes Whistle-
blowing ermöglichen. Alle drei Anträge
wurden vom Bundestag abglehnt.
Gitta Connemann (CDU) erklärte in der
Debatte, sie habe Respekt vor der Zivilcou-
rage von Mitarbeitern, die Skandale in ihren
Firmen aufdecken. Jedoch gebe es für diese

Menschen bereits einen ausreichenden
Schutz durch das Bürgerliche Gesetzbuch.
Dass die Koalitionsfraktionen in diesem
Punkt einig sind, unterstrich Heinz Golom-
beck von der FDP. „Unsere Rechtslage ist
ausreichend“, stellte er fest.
Kerstin Tack (SPD) konnte sich dieser An-
sicht nicht anschließen. Sie verwies darauf,
dass der Amerikaner Snowden bereits von
seinem Arbeitgeber entlassen worden ist.
„Genau dieses Schicksal teilt er mit fast je-
dem deutschen Whistleblower der vergan-
genen Jahre“, sagte sie. Karin Binder (Die
Linke) ärgerte sich darüber, dass der Begriff
Zivilcourage in Sonntagsreden gern benutzt
werde. Wenn es aber darum gehe, Menschen
zu unterstützen, die persönliche Nachteile
in Kauf nehmen, wenn sie Skandale aufde-
cken, werde weggesehen.
Ingrid Hönlinger (Bündnis 90/Die Grünen)
betonte, „Hinweisgeber sind ein essenziel-
ler Bestandteil unserer Demokratie“, die
sich derzeit von der Politik aber im Stich ge-
lassen fühlten. che ❚

Skandale für eine gute Sache
HINWEISGEBER SPD, Linke und Grüne wollen eigenes Gesetz zum Schutz von Whistleblowing

Auf der Flucht: Whistleblower E. Snowden

Z
uletzt sorgte eine Studie der
Friedrich-Ebert-Stiftung im
November 2012 für Aufre-
gung. Die Stiftung hatte
rechtsextreme Einstellungen
in Deutschland untersucht.

Heraus kam Erschreckendes: Fast 50 Pro-
zent der Befragten stimmten der Aussage zu,
Juden würden versuchen, aus ihrer Opfer-
rolle während des Nationalsozialismus Vor-
teile zu ziehen. 20 Prozent meinten, Juden
hätten zu viel Einfluss. Rechtsextremes und
antisemitisches Gedankengut, so das Resü-
mee der Forscher, hat sich längst einen Platz
in der Mitte der Gesellschaft erobert.
Ein Jahr zuvor kam der erste Antisemitis-
musbericht (17/7700), der von einem Ex-
pertenteam im Auftrag des Bundestages er-
stellt wurde, zu einem ähnlichen Ergebnis:
Darin heißt es, dass 20 Prozent der Deut-
schen latent antisemitische Einstellungen
hätten. Dass zwar mehr als 90 Prozent der
antisemitischen Straftaten von Rechtsextre-
men begangen werden, sich Antisemitismus
aber nicht mehr allein auf dieses Lager re-
duzieren lasse. Er zeige seine verschiedenen
Gesichter auch im bürgerlichen Milieu.
Doch was folgt aus diesen Befunden? Sie
können in einem Land mit einer histori-
schen Verantwortung wie Deutschland
nicht einfach zu den Akten gelegt werden.
Das haben die Bundestagsfraktionen
CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die
Grünen nun noch einmal unterstrichen, in-
dem sie einen gemeinsamen Antrag
(17/13885) vorlegten. Am vergangenen
Donnerstag wurde er im Bundestag debat-
tiert und angenommen.

Darin stellen die Abgeordneten fest: „Ein
starkes und vielfältiges Judentum bereichert
das Zusammenleben und festigt den Zu-
sammenhalt in Deutschland und Europa.“
Und sie fordern: „Jeder Form des Judenhas-
ses muss schon im Entstehen in aller Kon-
sequenz entgegengetreten werden.“
Um dies zu erreichen, soll die Bundesregie-
rung zu Beginn einer Legislaturperiode un-
abhängige Sachverständige aus Wissen-
schaft und Praxis beauftragen, einen Bericht
zum Themenkomplex Antisemitismus als
einer besonderen Form der gruppenbezoge-
nen Menschenfeindlichkeit zu erstellen.
Dieser Bericht soll dann dem Bundestag
vorgelegt werden und konkrete Vorschläge
für weitere Maßnahmen beim Kampf gegen
Antisemitismus machen. Außerdem verlan-
gen die Abgeordneten, zu prüfen, wie beste-
hende Programme nach einer positiven Eva-
luierung fortgeführt oder weiterentwickelt
werden und wo demokratische Gruppen,
die sich gegen Antisemitismus engagieren,
effektiver unterstützt werden können. 

Gegen Extremistenklausel Doch in die-
sem Punkt schieden sich in der insgesamt
von Einigkeit dominierten Debatte dann
doch die Geister. Nicht nur zwischen der
Fraktion Die Linke, die beklagte, von dem
Antrag ausgeschlossen worden zu sein, son-
dern auch zwischen den anderen Oppositi-
onsparteien und den Regierungsfraktionen.
Der Vorwurf der Opposition lautete, der
Prüfauftrag des Antrags in Bezug auf die För-
derung von Projekten, die gegen Rechtsex-
tremismus und Antisemitismus kämpfen,
sei viel zu unverbindlich. 

So mahnte Gabriele Fograscher (SPD): Die
„längerfristige Implementierung“ von Pro-
grammen gegen Rechtsextremismus dürfe
nicht nur eine gute Absichtserklärung blei-
ben. Sie bezog sich dabei auf  eine Empfeh-
lung des schon erwähnten Antisemitismus-
berichts. Darin heißt es, dass die Förderpro-

gramme der Bundesregierung eine dauer-
hafte Finanzierungsbasis erhalten sollten.
Auch mahnen die Forscher, die bisherige
Förderpraxis zu überdenken. Insbesondere
die enge Koppelung der Mittel-Vergabe an
kommunale Strukturen könne die Arbeit
kleinerer Projekte auch erschweren. 

Volker Beck (Bündnis 90/Die Grünen) kriti-
sierte, dass von den Empfehlungen des Be-
richts bis heute nichts umgesetzt sei. Wie al-
le Vertreter der Opposition, so forderte auch
er die Abschaffung der Extremismusklausel
und eine „Verstetigung der Projektarbeit“.
„Da brauchen wir eine Lösung, so können

wir nicht weitermachen“, sagte Beck. Die so
genannte Extremismusklausel verpflichtet
Initiativen seit 2011, auch im Namen ihrer
Partnerorganisationen ein Bekenntnis zu
den Werten des Grundgesetzes abzulegen.
Dies wird von der Opposition als Krimina-
lisierung und damit Behinderung von Pro-

jekten gegen Rechtsextremismus gewertet.
Beck mahnte, manche kommunalen Ent-
scheidungsträger seien mehr Teil des Pro-
blems als dessen Lösung.
Bundestagsvizepräsidentin Petra Pau (Die
Linke) beklagte ebenfalls, dass ein stimmi-
ges Gesamtkonzept im Kampf gegen Rechts-
extremismus und Antisemitismus fehle. Da-
ran habe sich bis heute, trotz der Eindeutig-
keit des Antisemitismusberichts, nichts ge-
ändert, stellte Pau fest. 
Hans-Peter Uhl (CSU) appellierte, in der
Debatte nicht das Trennende herauszuar-
beiten, sondern zufrieden zu sein, dass es
gelungen sei, einen gemeinsamen Antrag zu
erarbeiten. Schließlich bekämpfe man Anti-
semitismus aber nicht mit Papieren, son-
dern vor Ort. Deshalb müssten auf Basis des
Antisemitismusberichts neue Strategien ent-
wickelt werden, um Toleranz und Miteinan-
der zu fördern, sagte Uhl. 
„Werte wie Toleranz und Demokratie fallen
nicht vom Himmel, sondern müssen täglich
neu erkämpft werden“, betonte auch Chris-
toph Bergner (CDU) Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundesinnenministeri-
um.Stefan Ruppert (FDP) plädierte in Bezug
auf künftige Berichte dafür, sich stärker auf
die Konsequenzen zu konzentrieren. Zwar
seien erst jüngst die finanziellen Mittel für
jüdisches Leben aufgestockt worden, aber:
„Es geht nicht nur um Finanzen, es geht da-
rum, im Gespräch zu bleiben“, appellierte
der Liberale. Claudia Heine ❚

JUDENHASS Fraktionen fordern Konsequenzen aus dem Antisemitismusbericht des Bundestages

Null-Toleranz bei Vorurteilen

Mehr zum Thema auf:
www.bundestag.de
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Anzeige

Die Koalitionsfraktionen sehen keinen
Grund, den Aufbau und Inhalt des Vierten
Armuts- und Reichtumsberichts der Bun-
desregierung (17/12650) im Nachhinein in
Zweifel zu ziehen. Das wurde während der
Debatte über Anträge von SPD, Linken und
Grünen sowie einen Entschließungsantrag
von CDU/CSU und FDP am vergangenen
Donnerstag deutlich. Während die Opposi-
tionsfraktionen massive Kritik am Armuts-
und Reichtumsbericht übten, sich damit
aber nicht durchsetzen konnten, konzen-
trierte sich die Koalition auf die positiven
Entwicklungen am Arbeitsmarkt. Ange-
nommen wurde vom Bundestagsplenum
schließlich lediglich der Entschließungsan-
trag von Union und FDP.

Unabhängige Kommission Die SPD-Frak-
tion warf der Regierung in ihrem Antrag
(17/13102) vor, eine „geschönte Präsentati-
on der sozialen Verhältnisse“ einer „nüch-
ternen Analyse“ vorgezogen zu haben. Ga-
briele Lösekrug-Möller (SPD) riet deshalb
der Regierung: „Erkennen Sie die soziale Si-
tuation in Deutschland und geben Sie zu,
dass es hier nicht gerecht zugeht.“
Die Linksfraktion setzte sich in ihrer Vorla-
ge (13/12709) für eine unabhängige Kom-
mission ein, die die Berichterstattung über-
nehmen soll. Matthias W. Birkwald (Die

Linke) machte in der Debatte klar, dass er
die Ergebnisse des aktuellen Berichts kei-
neswegs so positiv bewertet wie die Koaliti-
on. Obwohl es in Deutschland ein privates
Nettovermögen von rund 10 Billionen Euro
gebe, müssen 1,3 Millionen Arbeitende mit
Hartz IV aufstocken, beklagte er.
Markus Kurth (Bündnis 90/Die Grünen)
warf der Koalition ein „einseitiges Verständ-
nis“ von Armutsbekämpfung vor. Demnach
würde es ausreichen, die Arbeitslosenzah-
len zu senken. Doch diese Rechnung gehe
nicht auf, ergänzte er. In ihrem Antrag
(17/13911) fordern die Grünen unter ande-
rem, Ausmaß und Ursachen der verdeckten
Armut in den Bericht zu integrieren.
Union und FDP konnten die Kritik nicht
verstehen. In ihrem Antrag (17/13250) for-
dern sie, sich weiter für die Wettbewerbsfä-
higkeit Deutschlands einzusetzen und die
Flexibilität des Arbeitsmarktes zu erhalten.
Ulrich Lange (CSU) betonte, der Armutsbe-
richt sei sehr wohl eine kritische Bestands-
aufnahme der sozialen Realität. Wenn er
besser ausfalle, als es der Opposition passt,
sei das nur gut. Heinrich L. Kolb (FDP) wür-
digte ebenfalls den seiner Meinung nach
differenzierten Bericht und warf der Oppo-
sition Populismus vor. Es sei schlicht falsch
zu behaupten, die Kluft zwischen Arm und
Reiche gehe weiter auseinander. che ❚

Eine Frage der Perspektive
ARMUTSBERICHT Union und FDP sehen ihre Politik bestätigt

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Der  jüngste Vorstoß der SPD zur Einfüh-
rung plebiszitärer Elemente auf Bundesebe-
ne droht am Nein der Union zu scheitern.
Dies wurde am Freitag im Bundestag bei der
ersten Lesung zweier SPD-Gesetzentwürfe
„zur Ergänzung des Grundgesetzes um
Volksinitiative, Volksbegehren, Volksent-
scheid und Referendum“ (17/13873) sowie
„über Abstimmungen des Bundesvolkes“
(17/13874) deutlich. Dabei warben auch
Vertreter der FDP-, der Links- und der Grü-
nen-Fraktion für Elemente direkter Demo-
kratie auch auf Bundesebene. Für die dafür
notwendige Verfassungsänderung ist indes
eine Zweidrittelmehrheit in Bundestag und
Bundesrat erforderlich. 

Warnung vor Populismus Helmut Brandt
(CDU) argumentierte, wer plebiszitäre Ent-
scheidungen auch auf Bundesebene für not-
wendig halte, verkenne „die zahlreichen
Möglichkeiten, die unsere Demokratie im
Meinungsbildungsprozess tatsächlich bie-
tet“. Zudem sei bei einem Volksentscheid

die gestellte Frage nur mit Ja und Nein zu
beantworten. Die Sachverhalte, mit denen
sich der Gesetzgeber täglich beschäftige, lie-
ßen sich aber nicht auf eine „einfache Ja-/
Nein-Antwort“ reduzieren. Auch bestünde
die Gefahr, dass  Sachfragen „nicht nach
sachbezogenen Gesichtspunkten entschie-
den werden, sondern danach, wie schlag-
wortartig und populistisch Parolen unters

Volk gebracht werden“, sowie danach, dass
Menschen sich bei ihrem Votum möglicher-
weise von ihrer allgemeinen Unzufrieden-
heit mit der Politik leiten lassen. 
Thomas Oppermann (SPD) verwies demge-
genüber darauf, dass die Wahlbeteiligung
seit Jahren auf allen Ebenen sinke. Zugleich
wünschten viele Menschen, etwa bei Bau-
projekten in ihrer Nachbarschaft mitzure-

den. Das Volk solle selbst die Initiative er-
greifen und Gesetze per Volksentscheid be-
schließen können. Auch solle es per Refe-
rendum eingreifen können, „wenn es mit
einem Gesetz des Bundestages nicht einver-
standen ist“. Dabei solle für eine Volksab-
stimmung eine Million Unterschriften von
Wahlberechtigten nötig sein. 
Petra Pau (Linke) sagte über die Vorlagen,
mit diesem „Mehr Demokratie wagen“
schleiche sich „die SPD durch offene linke
Tore“. Ihre Fraktion habe bereits vor drei
Jahren entsprechende Anträge gestellt. 
Ingrid Hönlinger (Grüne) warb dafür, die
Demokratie in Deutschland „zu einer ech-
ten Beteiligungsdemokratie weiterzuentwi-
ckeln“. Ihre Fraktion fordere seit Jahrzehn-
ten die Einführung „direktdemokratischer
Elemente auf Bundesebene“.
Stephan Thomae (FDP) betonte, seine Frak-
tion habe die Vorlagen der Sozialdemokra-
ten „mit großer Sympathie“ studiert. Die
Freidemokraten wollten die repräsentative
Demokratie „nicht abschaffen, aber öff-
nen“. Den SPD-Vorlagen könne sie jedoch
nicht einfach zustimmen. So habe die FDP
in der vergangenen Legislaturperiode ein
Quorum für Volksinitiativen von 400.000
Unterschriften vorgesehen, die SPD dage-
gen wolle ein Quorum von 100.000 Unter-
schriften. Helmut Stoltenberg ❚

O
b es sich nun um ganz
persönliche Sorgen rund
um die Rentenansprü-
che handelt oder um ge-
sellschaftlich hochrele-
vante Themen wie Da-

tenschutz oder Netzneutralität: Der Petiti-
onsausschuss des Bundestages wird von
immer mehr Menschen genutzt, um auf
Probleme aufmerksam zu machen und Lö-
sungen einzufordern. Darauf lässt zumin-
dest der Anstieg der Peti-
tionen im Jahr 2012
schließen. Insgesamt
15.724 Eingaben – und
damit 533 mehr als im
Vorjahr – wurden an den
Ausschuss gerichtet. 
Diese Zahlen nannte die
Ausschussvorsitzende
Kersten Steinke (Die Lin-
ke) vergangene Woche
während der Plenardebatte zum Jahresbe-
richt des Petitionsausschusses (17/13660).
43 Prozent der Eingaben seien elektronisch
an den Ausschuss übermittelt worden. „Der
Trend, dass immer mehr Bürger das Internet
für ihre Eingaben nutzen, nimmt weiter zu“,
sagte Steinke. Ähnlich imposant sei die Zahl
von 1,4 Millionen Menschen, die sich auf
der Internetseite des Bundestags-Petitions-
ausschusses angemeldet hätten, um eine Pe-
tition einzureichen, mitzuzeichnen oder
mitzudiskutieren. Dies mache deutlich:
„Der Ausschuss hat einen hohen Stellen-
wert.“

Eine Einschätzung, der sich auch Paul Leh-
rieder (CSU) anschloss. „Der Ausschuss bil-
det ein direktes, plebiszitäres Element in Er-
gänzung zu unserer parlamentarischen De-
mokratie.“ In keinem Gremium des Bun-
destages habe man einen derart direkten
Kontakt mit den Bürgern, sagte Lehrieder.
Sein Fraktionskollege Günter Baumann ver-
wies auf das „wichtige Instrument“ der Be-
richterstattergespräche. 28 Mal habe der
Ausschuss im vergangenen Jahr solche Ge-

spräche mit
der Arbeits-
ebene eines
M i n i s t e r i -
ums geführt.
„Das hat zu-
meist einen
Erfolg ge-
bracht“, be-
tonte er. 
Dass wie

schon in den vergangenen Jahren die meis-
ten Eingaben – im Verhältnis zur Einwoh-
nerzahl – aus den neuen Bundesländern
stammen, habe nichts damit zu tun, „dass
die Ossis am meisten meckern“. Vielmehr
sei es so, dass vieles im Einigungsvertrag
nicht ausreichend geregelt worden sei. In
der überwiegenden Zahl der Fälle gehe es
um Fragen der Rente, angesichts der noch
immer nicht stattgefundenen Rentenanglei-
chung. 
Aus Sicht des SPD-Abgeordneten Klaus Ha-
gemann ist das Petitionsrecht eine „Perle in
den Kronjuwelen des Bundestages“.  Bedau-

erlich fand er jedoch, dass es nicht zu der im
Koalitionsvertrag von Union und FDP ange-
kündigten Weiterentwicklung des Petitions-
wesens gekommen sei. Dort sei die Rede da-
von gewesen, dass Petitionen auch im Ple-
num des Bundestages behandelt werden
sollten. „Das hätten wir gerne unterstützt“,
sagte der SPD-Abgeordnete. 
Hagen Reinhold (FDP) räumte ein, dass sei-
ne Fraktion mit dem Begehren nach einem
„Bürgerplenarverfahren“ in den vergange-
nen vier Jahren nicht weitergekommen sei.
„Ich bin aber ganz optimistisch, dass das in
der nächsten Legislaturperiode passiert“,
sagte er. Sein Fraktionskollege Peter Röhlin-
ger rief dazu auf, die Bürger über das Petiti-
onswesen besser zu informieren. So müsse
es bekannter werden, dass der Petitionsaus-
schuss nicht nur deutschen Staatsbürgern
offen steht. „Alle die hier leben haben ein
Mitspracherecht“, sagte der FDP-Abgeord-
nete.

»Jede Petition ernst nehmen« Für die Pe-
tenten stelle der Ausschuss oft den letzten
Weg dar, wenn es darum geht, auf ein aus
ihrer Sicht vorhandenes Unrecht aufmerk-
sam zu machen, sagte Memet Kilic (Bünd-
nis 90/Die Grünen). „Daher müssen wir je-
de einzelne Petition ernst nehmen und ihr
eine angemessene Bearbeitung zukommen
lassen“, betonte er. Gleichzeitig sei der Peti-
tionsausschuss oft nah an gesellschaftlichen
Entwicklungen. Das zeigten die Petitionen
zum Acta-Abkommen ebenso wie zum
Atomausstieg oder den Internetsperren. Ein

aktueller Fall sei die von einem 
19-Jährigen eingereichte Petition zur Netz-
neutralität, die Ende Mai innerhalb von drei
Tagen das benötigte Quorum von 50.000
Mitzeichnern erreicht habe und nun noch
am 24. Juni öffentlich beraten werde, sagte
Kilic. Dieses Beispiel zeige, dass es nicht ei-
ner großen Organisation bedürfe, um mit
einem Anliegen durchzudringen, ergänzte
Stefan Schwartze (SPD). „Das schafft auch
der Einzelne“, sagte er. Dennoch sprach er
sich für eine Senkung des Quorums und ei-
ne Verlängerung der Mitzeichnungsfrist aus.

„So können wir noch mehr Menschen errei-
chen“, zeigte sich Schwartze optimistisch.
Kritik an der Union übte Ingrid Remmers
(Die Linke). CDU und CSU stellten sich als
Einzige gegen die Möglichkeit, Petitionen im
Plenum des Bundestags zu behandeln. Da-
mit verstoße die Union nicht nur gegen den
eigenen Koalitionsvertrag. CDU und CSU
zeigten auch, „dass sie wenig von der direk-
ten Bürgerbeteiligung halten“ sagte Rem-
mers. Stattdessen wollte die Union offenbar
weiterhin „im Hinterzimmer Absprachen
über Petitionen treffen“. Götz Hausding ❚

Stimmabgabe bei einem Referendum in der Schweiz

PETITIONEN Mehr als 15.000 Eingaben erreichten den Bundestag 2012. Streit um deren Beratung im Plenum

Am Puls der Menschen

»Der Trend, das
Internet für
Petitionen zu 
nutzen, nimmt zu.«
Kersten Steinke (Die Linke)
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Neuer Anlauf für mehr direkte Demokratie 
VERFASSUNG Die Union spricht sich gegen eine SPD-Initiative zur Einführung von Plebisziten auf Bundesebene aus

>STICHWORT

> Grundgesetz „Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder
in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Be-
schwerden an die zuständigen Stellen und an die Volksver-
tretung zu wenden“, heißt es in Artikel 17 des Grundgeset-
zes. Im Artikel 45c wird klargestellt, dass der Bundestag ver-
pflichtet ist, einen Petitionsausschuss einzurichten.

> Öffentlichkeit Wenn eine Petition innerhalb von vier Wo-
chen mindestens 50.000 Unterstützer findet, wird sie in ei-
ner öffentlichen Sitzung des Ausschusses behandelt.

> E-Petitionen Seit 2005 besteht die Möglichkeit, Petitionen
über das Internet einzureichen. 43 Prozent der 15.724 Ein-
gaben im Jahr 2012 erreichten auf diesem Weg den Aus-
schuss.

PETITIONSAUSSCHUSS – Fest in der Verfassung verankert

Die Oppositionsfraktionen sind mit ihrem
Wunsch nach einer verlässlichen Finanzie-
rung der Frauenhäuser gescheitert. Die De-
batte des Bundestags zu verschiedenen An-
trägen (17/13905, 17/12850, 17/1409,
17/259) am vergangenen Donnerstag wur-
de für SPD, Linke und Bündnisgrüne dabei
zu einer Abrechnung mit der Politik der
schwarz-gelben Koalition.
Die Bundesregierung habe in ihrem eigenen
Lagebericht den „desolaten Zustand“ von
Strukturen und Ressourcen der Frauenhäu-
ser bilanziert, sagte für die Linksfraktion
Jörn Wunderlich, aber „bis heute nicht ge-
handelt“. Von Gewalt betroffene Frauen und
Frauenhausmitarbeiterinnen würden durch
„bürokratische Hürden ohne Ende“ ge-
bremst, die bestehende Tagessatzfinanzie-
rung bringe sie in eine „fatale Situation“.
Auch Marlene Rupprecht (SPD) zeigte sich
tief enttäuscht darüber, dass man in dieser
Legislaturperiode bei der Finanzierung der
Frauenhäuser „nicht vorangekommen“ sei,
obwohl sich alle darin einig seien, dass es
sich dabei um einen Teil der öffentlichen
Daseinsvorsorge handele. Sie fragte auch,
„wann endlich“ die Istanbul Konvention
des Europarates zur Verhütung und Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen und
häuslicher Gewalt ratifiziert werde. Für die
Bündnisgrünen befand Monika Lazar, alle

wüssten seit der Gründung der Frauenhäu-
ser, dass deren Finanzierung ungeklärt und
eine Lösung „rechtlich und haushälterisch“
schwierig sei. In der Koalition aber scheine
der Wille für eine Lösung zu fehlen, deshalb
bleibe nur, auf die nächste Legislatur zu ver-
trauen.

Erfolgreiches Hilfetelefon Schwarz-Gelb
dagegen lobte das Erreichte: Man habe ein
bundesweites kostenloses Hilfetelefon für
von Gewalt bedrohte Frauen eingerichtet,
betonte die familienpolitische Sprecherin
der Union, Dorothee Bär (CSU). Mit 19.000
Anrufen in den ersten Wochen werde dieses
Angebot gut angenommen. Die Liberale Si-
bylle Laurischk unterstrich, die Koalition
habe Zwangsheiraten und Genitalverstüm-
melungen unter Strafe gestellt und die ver-
trauliche Geburt geregelt.
Nach Angaben der Bundesregierung in ei-
ner Antwort (17/6685) auf eine Große An-
frage der Linken (17/5069) gibt es in
Deutschland derzeit mehr als 30 Frauen-
häuser und etwa 60 Frauenschutzwohnun-
gen mit 7.000 Plätzen für Frauen und deren
Kinder. Organisationen wie Terre des Fem-
mes kritisieren deren Finanzierung: Diese
sei durch verschiedene Zuständigkeiten der
Länder und Kommunen kompliziert und
unzuverlässig. Susanne Kailitz ❚

Hoffen auf die Zukunft
FRAUENHÄUSER Einheitliche Finanzierung abgelehnt
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Kersten Steinke (Die Linke), Vorsitzende des Petitionsausschusses, überreicht Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) den aktuellen Jahresbericht des Ausschusses.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Oppositions-Vorstoß zur
Gleichstellung abgelehnt
SPD und Bündnis 90/Die Grünen konnten
sich mit zwei Anträgen für eine moderne
Gleichstellungspolitik nicht durchsetzen.
Beide Vorlagen wurden am vergangenen
Donnerstag vom Bundestag abgelehnt. Die
SPD hatte in ihrem Antrag (17/12487) unter
anderem Maßnahmen gefordert, um die
Lohnlücke zwischen Frauen und Männern zu
schließen und mehr Frauen in Führungspo-
sitionen zu bringen. Die Grünen setzten sich
in ihrem Antrag (17/12497) für ein Gleich-
stellungsgesetz in der Privatwirtschaft ein,
um die Hürden für Frauen im Erwerbsleben
zu verringern. che ❚

Grünen-Antrag zu queeren
Jugendlichen gescheitert
Gegen die Stimmen der Opposition hat der
Bundestag vergangene Woche einen Antrag
der Grünen-Fraktion (17/12562) abgelehnt,
der auf mehr Unterstützung für sogenannte
queere Jugendliche abzielte. In der Vorlage
wurde die Bundesregierung aufgefordert,
einen nationalen Aktionsplan gegen Homo-
und Transphobie vorzulegen. Nach Ansicht
der Grünen werden Jugendliche, "die ein
Coming-out als Lesbe, als Schwuler oder als
Trans durchlaufen oder ihre Intersexualität
entdecken", in der Gesellschaft häufig dis-
kriminiert. aw ❚

Integrationspotenziale beim
Sport sollen verstärkt werden
Der Bundestag hat sich dafür ausgespro-
chen, die Integrationspotenziale des Sports
zu stärken. Ein entsprechender Antrag
(17/13479) der CDU/CSU- und der FDP-Frak-
tion wurde am vergangenen Donnerstag an-
genommen. Darin verweisen die Abgeord-
neten darauf, dass dem Sport große Integra-
tionspotenziale innewohnen, „die politisch
begleitet und vor Ort genutzt werden müs-
sen“. Die Integrationsprogramme des Bun-
des sollten deshalb gestärkt und Projekte
gefördert werden, die die Übertragung von
Integrationserfolgen im Sport auf andere Le-
bensbereiche unterstützen. che ❚

Rente nur für sehr 
wenige Gefangene
Die Fraktion Die Linke ist mit ihrem Anliegen
gescheitert, alle Strafgefangenen in die ge-
setzliche Renten-, Kranken- und Pflegeversi-
cherung einzubeziehen. Ihr Antrag
(17/13103)  wurde am vergangenen Don-
nerstag vom Bundestag abgelehnt. Darin
kritisieren sie, dass zwar alle Gefangenen in
die Unfall- und Arbeitslosenversicherung
einbezogen seien, aber nur ein kleiner Teil in
die Kranken-, Pflege- und Rentenversiche-
rung. Einer gesetzlichen Arbeitspflicht hin-
gegen unterlägen alle Gefangenen. che ❚

Partnerschaftsgesellschaft
neu eingeführt 
Für Angehörige freier Berufe soll eine „Part-
nerschaftsgesellschaft mit beschränkter Be-
rufshaftung“ als Alternative zur „Limited
Liability Partnership“ nach englischem
Recht geschaffen werden. Das sieht ein Ge-
setzentwurf der Bundesregierung
(17/10487) vor, den der Bundestag vergan-
gene Woche mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen in modifizierter Fassung
(17/13944) verabschiedete. sto ❚

KURZ NOTIERT
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Bankenaufsicht findet 
auf EU-Ebene statt
Mit großer Mehrheit hat der Bundestag am
Donnerstag die gleichlautenden Gesetzent-
würfe von CDU/CSU und FDP (17/13470)
und der Bundesregierung (17/13829,
17/13901, 17/13961) zum Vorschlag für ei-
ne EU-Verordnung zur Schaffung einer ein-
heitlichen Bankenaufsicht bei der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) angenommen (so-
genannte SSM-Verordnung, Ratsdokument
7776/1/13 REV 1). Besondere Aufgaben im
Bereich der Bankenaufsicht, die bislang auf
nationaler Ebene wahrgenommen werden,
sollen auf die Europäische Zentralbank ver-
lagert werden, etwa die Gewährleistung der
Einhaltung von Kapital-, Liquiditäts- und
Governance-Anforderungen. Die direkte
Aufsicht der EZB soll sich auf „bedeutende“
Kreditinstitute mit einer Bilanzsumme von
mehr als 30 Milliarden Euro oder mehr als
20 Prozent des Bruttoinlandsprodukts eines
Mitgliedstaates konzentrieren. In namentli-
cher Abstimmung scheiterte die SPD mit ei-
nem Entschließungsantrag (17/13965), wo-
nach eine direkte Bankenrekapitalisierung
aus Mitteln des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) unterbleiben und eine Fi-
nanztransaktionssteuer als Voraussetzung
für die Teilnahme eines Landes an der Ban-
kenrekapitalisierung eingeführt werden
sollte. hle ❚

Keine Programme für 
die Soldarindustrie
Der Bundestag hat am Donnerstag einen
Antrag der Linksfraktion (17/13242,
17/13794) abgelehnt, die Zukunft der Sola-
rindustrie zu sichern. Die Fraktion hatte un-
ter anderem ein Unterstützungsprogramm
mit zinsgünstigen Krediten für die Photovol-
taikindustrie und Förderprogramme für
kommunale Investitionen in erneuerbare
Energien verlangt. Das Parlament lehnte
auch einen Antrag der Grünen (17/9742) ab,
die Solarwirtschaft zu stärken, etwa durch
einen Speicherbonus zur stärkeren Netzinte-
gration erneuerbarer Energien oder durch
staatliche Kreditbürgschaften und ein Kre-
ditprogramm der staatlichen KfW-Banken-
gruppe. hle ❚

Energie: Bundestag lehnt 
ganzheitliche Forschung ab
Bei Enthaltung der Grünen und gegen die
Stimmen der SPD hat der Bundestag am
Donnerstag einen SPD-Antrag (17/11201)
abgelehnt, in dem eine ganzheitliche und
ressortübergreifende Strategie zur Energie-
forschung verlangt worden war. Keine
Mehrheit fand bei Enthaltung der SPD und
gegen die Stimmen von Linksfraktion und
Grünen ein Antrag der Grünen (17/11688),
die Energieforschung am Atomausstiegsbe-
schluss des Bundestages auszurichten und
dadurch freigewordene öffentliche Mittel
für das Gelingen der Energiewende einzu-
setzen. Der Bundestag folgte damit einer
Empfehlung des Wirtschaftsausschusses
(17/12450). hle ❚

Digitalisierung der
Industrieproduktion
Der Bundestag hat die Bundesregierung am
Donnerstag auf Antrag von CDU/CSU und
FDP (17/13889) aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, im Rahmen der Hightech-Strate-
gie das Zukunftsprojekt Industrie 4.0 mit
wichtigen technologie-, wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitischen Standortperspektiven
zu verbinden. Unter anderem sollte der
nächste Schritt zum „Internet der Dinge“
mit der Entwicklung intelligenter Monito-
ring- und autonomer Entscheidungsprozes-
se einhergehen, um Unternehmen und gan-
ze Wertschöpfungsnetzwerke in Echtzeit zu
steuern und zu optimieren. hle ❚

Grünlandschutz wird 
nicht verstärkt
Der Bundestag hat am Donnerstag gegen
das Votum der Opposition einen Antrag der
SPD-Fraktion (17/13895) abgelehnt, Grün-
land effektiv zu schützen. Die Bundesregie-
rung sollte nach dem Willen der Fraktion un-
ter anderem ein striktes nationales Grün-
landumbruchverbot durchsetzen und die
Möglichkeit nutzen, 15 Prozent des Gesamt-
volumens der Direktzahlungen an die deut-
sche Landwirtschaft für die Entwicklung der
ländlichen Räume einzusetzen. eis ❚

Gütertransport zu Seehäfen
bleibt unberücksichtigt
Der Bundestag hat am Donnerstag einen
Antrag der Grünen (17/12194) abgelehnt,
alle Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen im
Westen Deutschlands auf ihre Wirksamkeit
für den Gütertransport Richtung Süden und
Osten zu überprüfen und dabei vor allem
den steigenden Bedarf an Gütertransporten
von und zu den sogenannten Zara-Seehäfen
zu berücksichtigen (Zeebrügge, Amsterdam,
Rotterdam, Antwerpen). mik ❚
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»Dies ist ein 
Tag der Freude« 
FINANZEN Steuerliche Gleichstellung von Lebenspartnerschaften wird schnell geregelt 

Die Gleichstellung von Lebenspartnern mit Eheleuten bei der Einkommensteuer ist so gut wie beschlossen. Es gibt aber weitergehende Forderungen.

Disput um Maut
für Ausländer
VERKEHR UND BAU Pkw-Maut nur für Aus-
länder? Über diesen Vorschlag des CSU-Vor-
sitzenden Horst Seehofer debattierte der
Bundestag am vergangenen Donnerstag in
einer Aktuelle Stunde. „Dieser Vorschlag
kann nicht ernst gemeint sein“, betonte da-
bei Florian Pronold (SPD). Er könne des-
halb nicht ernst gemeint sein, da bekannter-
maßen eine Vignette nur für ausländische
Pkw „europarechtlich“ nicht durchzusetzen
sei. Er wies darauf hin, dass nur fünf Pro-
zent der Pkw, die in Deutschland fahren
würden, ein ausländisches Kennzeichen
hätten. Für Alexander Dobrindt (CSU) geht
es vor allem um Gerechtigkeit. In weiten
Teilen Europas müssten die deutschen Au-
tofahrer Straßennutzungsgebühren entrich-
ten, nur in Deutschland müssten die Aus-
länder nichts zahlen. Dies könne auf Dau-
er nicht aufrecht erhalten werden. 
Gerechtigkeit war auch das Stickwort für  Sa-
bine Leidig (Die Linke)  Die ausländischen
Pkw-Fahrer würden in der Regel in Deutsch-
land tanken und dabei viermal mehr an
Steuer bezahlen wie sie Wegekosten verur-
sachten.  Das sei bei Lastkraftwagen  anders.
Deshalb müsse die Lkw-Maut ausgeweitet
und nicht eine Pkw-Maut eingeführt wer-
den.Gegen eine Pkw-Maut sprach sich auch
Oliver Luksic (FDP) aus. Die Autofahrer
würden schon mit 53 Milliarden Euro jähr-
lich zur Kasse gebeten. Der Vorsitzende des
Verkehrsausschusses, Anton Hofreiter (Grü-
ne), hielt eine Pkw-Vignette für sozial unge-
recht. Dann müssten alle gleich viel zahlen
– unabhängig davon, ob sie ein großes oder
kleines Auto fahren würden und wieviel sie
im Jahr auf der Autobahn unterwegs seien.
Für den Parlamentarischen Staatssekretär
im Verkehrsministerium, Andreas Scheuer
(CSU), ist die Infrastruktur unterfinanziert.
Deshalb werde die Pkw-Maut für Ausländer
„dringend“ gebraucht. mik ❚

Tourismus
boomt 
TOURIMSMUS Der Tourismus gehört zu den
boomenden und umsatzstärksten Wirt-
schaftszweigen in Deutschland. Das geht aus
dem 17. Tourismuspolitischen Bericht der
Bundesregierung (17/13674) hervor, der ver-
gangenen Donnerstag Thema im Plenum
war. Die deutsche Tourismuswirtschaft er-
wirtschaftete demnach „nahezu 100 Milliar-
den Euro“ und beschäftige 
2,9 Millionen Menschen. Damit entfielen
4,4 Prozent der Gesamtwirtschaftskraft des
Landes auf den Tourismus. Bis auf wenige
Ausnahmen sei die Tourismuswirtschaft
„ganz überwiegend mittelständisch geprägt“.
Insgesamt seien 2,9 Millionen Erwerbstätige
direkt in der Tourismusbranche beschäftigt,
was sieben Prozent aller Erwerbstätigen ent-
spreche. Rechne man auch die indirekten Ef-
fekte dazu, seien sogar zwölf Prozent der ge-
samten Erwerbstätigen im Tourismus be-
schäftigt. Die Ergebnisse des Tourismusjah-
res 2012 in Deutschland wären
„hervorragend“. Mit 407,3 Millionen Über-
nachtungen pro Jahr konnte zum ersten Mal
die Grenze von 400 Millionen Übernachtun-
gen übertroffen werden, heißt es in dem Be-
richt. Das bedeute ein Wachstum von 3,5
Prozent gegenüber dem Vorjahr. Der Bericht
wurde zur weiteren Beratung an den zustän-
digen Ausschuss überweisen. jbb ❚

Finanzwächter
kommt nicht  
VERBRAUCHERSCHUTZ Bei Enthaltung der
Linken und gegen das Votum von SPD und
Grünen hat der Bundestag am Donnerstag
einen Antrag der SPD (17/8894) abgelehnt,
zum Schutz der Verbraucher einen soge-
nannten Finanzmarktwächter für den Fi-
nanzmarkt einzuführen. Dieser sollte den
Markt beobachten. Er sollte mit Initiativ-
rechten gegenüber der Finanzaufsicht aus-
gestattet und aus Zinserträgen der Deut-
schen Stiftung Verbraucherschutz finanziert
werden. Gegen das Votum der Linksfraktion
lehnte der Bundestag einen Antrag dieser
Fraktion (17/8764) ab, die Finanzmärkte
verbrauchergerecht zu regulieren und einen
Finanzwächter und Finanz-TÜV einzufüh-
ren. Die Verbraucher sollten vor unseriösen
Produkten und Anbieterpraktiken auf den
Finanzmärkten gewarnt werden. Die Fi-
nanzbranche sollte zur Finanzierung des Fi-
nanzmarktwächters herangezogen werden.
Es scheiterte schließlich auch ein ähnlicher
Antrag der Grünen (17/6503). Eine Studie
im Auftrag des Bundesministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz habe ergeben, dass den Verbrauchern
jährlich rund 20 Milliarden Euro Verluste
durch falsche Finanzberatung entstehen,
schreibt die Fraktion.  vom ❚

A
lle Fraktionen des Bundesta-
ges wollen das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts
zur Gleichstellung von ein-
getragenen Lebenspartner-
schaften mit Ehen beim steu-

erlichen Splitting möglichst schnell umset-
zen. Strittig ist aber der Umfang der Rück-
wirkung für ältere Steuerfälle. Von der
Opposition wurden in der Debatte am Frei-
tag, den 14. Juni 2013, auch weitergehende
Vorstellungen zur Öffnung der Ehe geäu-
ßert. 
Der Bundestag überwies drei Gesetzentwür-
fe zur Umsetzung des Verfassungsgerichts-
urteils an die Ausschüsse. Die Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP wollen mit
ihrem Entwurf (17/13870)
die einkommensteuerrecht-
lichen Vorschriften zu Ehe-
gatten und Ehen nach Maß-
gabe des Gerichtsurteils
auch auf Lebenspartner und
Lebenspartnerschaften an-
gewendet wissen. Zu den
Haushaltsausgaben heißt es,
die Steuermindereinnah-
men würden in diesem Jahr
175 Millionen Euro betra-
gen. 150 Millionen davon
entstehen wegen der rück-
wirkenden Gleichstellung von Lebenspart-
nerschaften mit der Ehe für alle noch offe-
nen Fälle. 2014 wird mit Mindereinahmen
in Höhe von 40 Millionen Euro gerechnet,
2015 mit 65 Millionen Euro und ab 2016
mit 70 Millionen Euro für alle staatlichen
Ebenen zusammen.

Problem Rückwirkung Auch die SPD-Frak-
tion verfolgt mit ihrem Entwurf (17/13871)
das Ziel, die bisherige Ungleichbehandlung
von Ehen und eingetragenen Lebenspart-
nerschaften im Einkommensteuerrecht
umfassend und rückwirkend zu beseitigen.
Über die zwingenden Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts hinaus sollen aber nach
dem Willen der SPD-Fraktion auf Antrag
der Lebenspartner auch bestandskräftige

Steuerfestsetzungen und nicht nur die offe-
nen Fälle geändert werden. Dazu heißt es,
das Gericht habe dem Gesetzgeber die Ent-
scheidung überlassen, ob die begünstigen-
den Neuregelungen auch für bereits abge-
schlossene Steuerfälle gelten sollen.
Die Grünen haben ebenfalls einen Gesetz-
entwurf zur Umsetzung der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts (17/13872)
eingebracht. Das Gesetz soll auf alle Erwer-
be angewendet werden, für die Steuer nach
dem 31. Juli 2001 entstanden ist oder noch
entsteht. Es handele sich dabei um eine
Rückwirkung ab dem Inkrafttreten des Le-
benspartnerschaftsgesetzes, schreibt die
Fraktion in der Begründung.
„Die CDU tut sich bei diesem Thema

schwer“, sagte Thomas
Strobl (CDU) zu der Debat-
te. Er habe in den vergange-
nen Monaten immer für
diesen Gesetzentwurf ge-
worben, nicht nur mit Blick
auf die Rechtsprechung,
sondern „weil ich in der Sa-
che eine Überzeugung ge-
funden habe. Diese Über-
zeugung ist, dass die steuer-
liche Gleichstellung von Le-
benspartnerschaften ein
zeitgemäßer Ausdruck kon-

servativer Politik sein kann“. Die Union
glaube an den besonderen Wert zwischen-
menschlicher Bindung und Verpflichtung.
„Wir glauben, dass eine Gesellschaft stärker
und freier wird, wenn Menschen sich frei-
willig gegenseitig verpflichten, gegenseitig
binden.“ Daher trete die Union besonders
für die Ehe ein und halte daher im Unter-
schied zu den Grünen am Ehegattensplit-
ting fest. 
Zu Forderungen nach einem vollen Adopti-
onsrecht für Lebenspartnerschaften sagte
Strobl, dies müsse sehr sorgfältig bedacht
werden. „Französische Verhältnisse auf den
Straßen“ und eine Spaltung der Gesellschaft
möchte er nicht. Man müsse den Wandel so
gestalten, „dass eine Gesellschaft über ihn
nicht auseinanderfällt oder gar zerbricht“. 

Ingrid Arndt-Brauer (SPD) erinnerte die
Union daran, dass sie nicht aus Überzeu-
gung handeln würde, „sondern weil das
Bundesverfassungsgericht es Ihnen aufge-
tragen hat“. Auch andere große gesellschaft-
liche Themen sei die Union nicht von sich
aus ausgegangenen, sagte Arndt-Brauer mit
Blick auf Themen wie Wehrpflicht oder
Atomkraft. Die SPD-Politikerin verlangte,
auch bereits bestandskräftige Steuerbe-
scheide müssten rückwirkend geändert wer-
den können. Besonders in Bayern und Sa-
schen seien Einsprüche von Lebenspartnern
zurückgewiesen worden, wodurch die Steu-
erbescheide bestandskräftig geworden sei-
en. „Was kann denn jemand, der diesen Ein-
spruch in Bayern gemacht hat, dafür, dass
sein Finanzamt anders han-
delt als jemand in Köln?“
Dort waren die Steuerbe-
scheide nach Einsprüchen
offen gehalten worden. Die
Leute müssten gleich behan-
delt werden, verlangte
Arndt-Brauer. 

Die nächsten Schritte
„Dies ist ein Tag der Freu-
de“, stellte Michael Kauch
(FDP) fest und erinnerte da-
ran, dass sich seine Partei
schon lange dafür eingesetzt habe, dass die-
jenigen Menschen, die gleiche Pflichten ha-
ben, auch gleiche Rechte haben. Dies werde
jetzt bei der Einkommensteuer umgesetzt.
Besonders erfreut zeigte sich Kauch über die
Rede von Strobl. „Das war ein Vortrag eines
modernen konservativen Familienbildes.
Diese Neuorientierung, die hier in der Uni-
on sichtbar wird, wird es ermöglichen, in
der nächsten Wahlperiode die letzten
Schritte zur vollständigen Gleichstellung zu
gehen.“ 
Die Koalition mache nur das, was absolut
notwendig sei, kritisierte Barbara Höll
(Fraktion Die Linke). Zwar solle jetzt das
Einkommensteuerrecht geändert werden,
aber bei der Riester- und Rürup-Rente seien
die Lebenspartner weiterhin nicht abgesi-

chert. Auch beim Kindergeld müssten noch
Änderungen erfolgen. „Es ist gut, dass wir
das wenige heute tun, aber es ist enttäu-
schend, dass Sie nicht wenigstens jetzt zum
Ende der Legislaturperiode die Kraft hatten,
im Steuerrecht insgesamt klaren Tisch zu
machen. Das ist ein Armutszeugnis“, sagte
Höll, die dazu aufforderte, die Lebensreali-
tät in Deutschland wahrzunehmen und die
Normen anzupassen: „Die Öffnung der Ehe
ist das, was als nächstes ansteht.“
Volker Beck (Bündnis 90/Die Grünen) griff
diese Forderung auf: Wenn es nach der Bun-
destagswahl Rot-Grün gebe, werde es zu die-
ser Öffnung der Ehe kommen: „Das könn-
te schon 2014 wahr werden.“ Beck warf der
Union vor, die Gleichberechtigung jahre-

lang verhindert  zu haben:
„Sie haben Schwulen und
Lesben die gleichen Rechte
verwehrt und ihnen damit
auch die gleiche Würde ab-
gesprochen“, stellte Beck
fest. Jetzt gebe es nur einige
Änderungen im Steuerrecht,
während zum Beispiel beim
Adoptionsrecht das Urteil
nicht umgesetzt werde. „Sie
machen ihre antischwule
und antilesbische Politik
weiter auf dem Rücken des

Kindeswohls von Kindern in gleichge-
schlechtlichen Lebensgemeinschaften“,
warf Beck der Union vor. 
Überwiesen wurden zwei Anträge der Grü-
nen, mit denen das Recht auf Eheschlie-
ßung für Personengleichen Geschlechts ein-
geführt werden soll (17/13912) und die
Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts zur Gleichstellung eingetragener Le-
benspartnerschaften mit der Ehe im Adop-
tions- und Einkommensteuerrecht
(17/13913) umgesetzt werden sollen
Der weitere gesetzgeberische Fahrplan sieht
die abschließende Beratung im Bundestags-
Finanzausschuss für den 26. Juni und die
Entscheidung des Bundestages für den 
28. Juni vor. Der Bundesrat könnte dann am
5. Juli beschließen. Hans-Jürgen Leersch ❚

»Die 
CDU tut 
sich bei 
diesem 
Thema 

schwer.« 
Thomas Strobl, CDU

»Die
Öffnung 

der Ehe ist 
das, was als

nächstes
ansteht.«

Barbara Höll, Die Linke
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Bund und Länder wollen mit einem Kom-
promiss dafür sorgen, dass das geplante
Atom-Endlagergesetz doch noch vor Ende
der Legislaturperiode verabschiedet werden
kann. Bei einem Bund-Länder-Gipfel am
Donnerstag einigten sie sich darauf, die
strittige Frage, der Zwischenlagerung kom-
mender Castor-Transporte aus dem Gesetz-
entwurf auszuklammern. Zwischen den
Bundesländern hatte bis dahin keine Einig-
keit darüber erzielt werden können, an wel-
chen Standorten die Castoren zwischenge-
lagert werden sollen. Während Schleswig-
Holstein und Baden-Württemberg ihre
grundsätzliche Bereitschaft für eine Zwi-
schenlagerung erklärt hatten, hatten andere
Bundesländer wie Bayern und Hessen die
zwischenzeitliche Lagerung von Atommüll
abgelehnt. 
Im geplanten Gesetzentwurf von Union,
SPD, FDP und Grünen (17/13471) soll jetzt
nur noch verankert werden, dass die Fässer
nicht nach Gorleben gebracht werden. Da-
mit könnte der Gesetzentwurf in der kom-
menden Sitzungswoche im Parlament und
am 5. Juli im Bundesrat verabschiedet wer-
den. 

Kritik an Endlager-Kommission Gleich-
wohl gibt es aber auch noch andere Kritik
am Gesetzentwurf. Das zeigte sich bei der
Expertenanhörung des Umweltausschusses

in der vergangenen Woche, in der eine Rei-
he von Nachbesserungen gefordert wurden.
Die Umweltschutzorganisation Greenpeace
verlangte gar die vollständige Rücknahme
des Gesetzentwurfes. Es gebe derartig viele
Fehler in der Vorlage, dass die Behebung
einzelner Unzulänglichkeiten nicht ausrei-
chen würde, die vorgegebenen Ziele zu er-
reichen, sagte Greenpeace-Vertreter Mathias
Edler. Die anderen Sachverständigen teilten
diese Einschätzung nicht, mahnten aber

gleichwohl Änderungen an. Unter anderen
bei der Besetzung der mit der Vorbereitung
des Standortauswahlverfahrens beauftrag-
ten Kommission. Das hohe Gewicht der Po-
litik mit zwölf Mitgliedern bereits in der
Phase der Ausarbeitung der Sicherheits-
grundsätze stehe in einem kaum begründ-
baren Verhältnis zum Gewicht der Wissen-
schaft und der Zivilgesellschaft, kritisierte
Wolfgang Renneberg vom Büro für Atomsi-
cherheit. Im Interesse der Legitimation des

Verfahrens sollte zudem die unbedingt be-
nötigte Beteiligung der Öffentlichkeit durch
eine eigenständige Öffentlichkeitsarbeit der
Kommission erreicht werden. Unterstützt
wurde diese Forderung durch den Energie-
rechtsexperten Hartmut Gaßner. Es sei zwar
zu begrüßen, dass sich in der Frage der
Standortauswahl ein Parteienkonsens ab-
zeichnet. „Es steht aber noch der Konsens
mit jenen aus, die sich noch nicht ausrei-
chend berücksichtig sehen“, gab er zu be-
denken. „Nirgends ist es so geboten wie
hier, möglichst viele mit ins Boot zu holen“,
sagte Gaßner. 
Glaubwürdigkeit werde auch in der Frage
der Zwischenlager für hochradioaktive Ab-
fälle benötigt, sagte Wolfram König vom
Bundesamt für Strahlenschutz. Das Verspre-
chen, die Lager nur 40 Jahre zu nutzen, sei
nicht zu halten. „Wir brauchen eine Fest-
schreibung der Wege, wie wir mit dem Pro-
blem der begrenzten Laufzeiten der Zwi-
schenlager umgehen“, forderte König. Da-
bei müssten die Standortgemeinden einbe-
zogen werden. Götz Hausding ❚

Strittige Frage ausgeklammert
ATOMENDLAGER Bund und Länder einigen sich auf einen Kompromiss beim Gesetz. Künftige Castor-Transporte ungeklärt

E
s war ein Lehrstück der Natur:
Innerhalb kürzester Zeit ver-
wandelte die Flut an Donau,
Saale und Elbe ganze Landstri-
che zu Seenlandschaften. Da,
wo kurz zuvor Autobahnen,

Häuser und Geschäfte standen, war plötz-
lich nur noch eine braune, giftige Brühe
sichtbar, aus der Häuserdächer und Later-
nenmasten ragten. 
Millionen Menschen haben bei der größten
Flutkatastrophe in Deutschland seit 2002
ihr Hab und Gut sowie ihre Existenz verlo-
ren. Sie haben zusehen müssen, dass sich
die Natur, trotz technischen Fortschritts, of-
fenbar nicht beherrschen lässt.  Neben nicht
messbaren ökologischen Schäden wird das
Hochwasser auch enorme ökonomische
Schäden verursachen. In ersten Schätzun-
gen sprechen Experten von rund zwölf Mil-
liarden Euro. Bund und Länder kündigten
am vergangenen Donnerstag in Berlin an, es
werde einen Hilfsfonds in Höhe von acht
Milliarden Euro geben. 
Nach den Meldungen über Pegelstände, Si-
tuationsberichten der Krisenstäbe und Wet-
terprognosenn wird auch die Diskussion
nach den Ursachen und Konsequenzen der
zweiten Jahrhundertflut innerhalb eines
Jahrzehnts immer lauter geführt – auch im
Bundestag. So stand bei der mehr als 90-mi-
nütigen Debatte zum Klimaschutz am ver-
gangenen Donnerstag unter der Reichstags-
Kuppel die  Frage im Raum, ob und wenn,
ja welcher Zusammenhang zwischen den
Auswirkungen des Klimawandels und dem
Hochwasser bestehe. 
Anlass der Debatte waren der Entwurf der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für ein
Klimaschutzgesetz (17/13757) und 16 Op-
positionsanträge aus den Bereichen Land-
wirtschaft, Bau und Verkehr sowie Men-
schenrechten zum Thema Klimaschutz. Da-
bei handelte es sich ausschließlich um An-
träge der Opposition. Vier Anträge wurden
an die Ausschüsse überwiesen, alle anderen
abgelehnt. „Wir haben nicht geahnt, wie
dramatisch aktuell dieses Gesetz sein wird“,
sagte Renate Künast (Bündnis 90/Die Grü-
nen) zum Auftakt der Debatte. Wie auch an-
dere Redner nach ihr, betonte sie, dass nicht
jede Flut Folge des Klimawandels sei, sehr
wohl aber die Häufung von Dürren und
Hochwasser. Künast: „Das alles ist Folge der
Klimaerwärmung und menschengemacht.“
Dementsprechend warf sie der Regierung
vor, beim Klimaschutz zu wenig zu tun: „Es
ist bei der Zielformulierung geblieben, aber
wo bleiben die Taten?“, fragte sie. 
Ihre Vorstellungen für einen besseren Kli-
maschutz haben die Grünen in einem Ge-
setz zusammengefast. Damit wollen die
Grünen die nationalen Klimaziele erstmals
rechtsverbindlich festlegen. Auch die SPD
hatte zu einem früheren Zeitpunkt, in ei-
nem Antrag (17/3172) ein nationales Kli-
maschutzgesetz gefordert. 

Jährliche Zwischenziele In ihrem Geset-
zesentwurf fordern die Grünen bis zum Jahr
2020 eine Minderung der CO2-Emissionen
um 40 Prozent gegenüber dem Referenzjahr
1990 – ein Ziel, das auch von der Regierung
verfolgt wird, aber nicht gesetzlich festge-
schrieben ist. Die Einhaltung der Ziele wol-
len die Grünen mit jährlichen Zwischenzie-
len kontrollieren. Dabei soll das Umwelt-
bundesamt jährlich feststellen, ob diese
auch umgesetzt worden sind. Bundestag
und Bundesrat soll danach einmal jährlich
ein Klimaschutzbericht vorgelegt werden. 
Außerdem möchten die Grünen, dass die
Bundesregierung festlegt, wie viele Tonnen
CO2 einzelne Sektoren etwa im Bereich Ver-
kehr oder Landwirtschaft bis 2020 einspa-
ren müssen. So würde der Strombereich bei-
spielsweise 40 Prozent weniger Emissionen
und die Industrie 35 Prozent weniger CO2
an die Atmosphäre abgeben dürfen. Den
Vorwurf der Opposition, zu wenig in Sachen

Klimaschutz zu tun, wollte Andreas Jung
(CDU) nicht stehen lassen. Er führte an,
dass Deutschland seine Ziele bereits „über-
erfüllt“ habe: Bis zum Jahr 2012 seien die
Kohlendioxidemissionen bereits um 21 Pro-
zent reduziert worden, sagte er. Dennoch
räumte Jung ein, dass vor allem beim inter-
nationalen Klimaschutz noch Handlungs-
bedarf bestehe: „Es muss endlich ein ver-
bindliches Abkommen geben“, sagte er mit
Blick auf die anstehenden Klimakonferen-
zen in Warschau 2013 und in Paris 2015, wo
nach dem Wunsch der deutschen Regierung
ein rechtsverbindliches, internationales Ab-
kommen für die Reduzierung des Zwei-
Grad-Ziels vereinbart werden soll. Jung
sprach auch ein weiteres Sorgenkind des Kli-
maschutzes an: den europäischen Emissi-

onshandel (ETS). Die Grünen fordern dazu
in ihrem Gesetzentwurf, eine Preisunter-
grenze von zunächst 15 Euro pro Tonne
CO2 für die Zertifikate festzulegen, um den
angeschlagenen Handel zu stabilisieren. Im
Juni lag der Preis für eine Tonne CO2, der
ursprünglich einmal 30 Euro betragen hat-
te, zuletzt bei 4,46 Euro. 

Sorgenkind Emissionshandel Hier sehen
auch die Umweltpolitiker der Union – im
Gegensatz zu Bundeswirtschaftsminister
Philipp Rösler (FDP) – Handlungsbedarf:
„Das ist ein Punkt, wo wir mehr machen
müssen“, sagte Jung. Er wiederholte die For-
derung, das sogenannte Backloading, die
zeitweise Rücknahme von Zertifikaten aus
dem Emissionshandel, zu unterstützen. Das

Europaparlament hatte sich erst im April
dagegen ausgesprochen, die Zertifikate zeit-
weise vom Markt zu nehmen, um die Prei-
se zu stabilisieren. 
Eva-Bulling Schröter (Die Linke) berichtete,
dass der weltweite Ausstoß von Kohlendi-
oxid im vergangenen Jahr auf 31,6 Milliar-
den Tonnen gestiegen sei. Obwohl man sich
daran gewöhnt habe, seien dies „Horror-
meldungen“, erklärte die Vorsitzende des
Umweltausschusses. Allein mit einem Vor-
schlag für ein Backloading sei es daher nicht
getan, erklärte sie. „Wir müssen handeln,
und zwar deutlich schneller als bisher.“ Mi-
chael Kauch (FDP) erinnerte daran, dass der
Emissionshandel für die Einhaltung der Kli-
maschutzziele aufgelegt worden sei. „Der
ETS ist ein gutes Instrument, und wir wer-

den weiter auf ihn setzen“, bekräftigte er.
Angesichts des Hochwassers in Deutschland
machte Michael Kauch (FDP) deutlich, dass
man sich darauf vorbereiten müsse, nicht
nur Klimaschutz zu betreiben, sondern sich
auch in Deutschland an den Klimawandel
anpassen müsse. Gleichzeitig betonte er, die
vergangenen vier Jahre, seien vier „gute Jah-
re“ für den Klimaschutz gewesen. „Es war
diese Koalition, die diese Energiewende be-
gonnen hat“, sagte er. Gleichzeitig erläuter-
te er jedoch, dass der internationale Klima-
schutz genauso wichtig wie die Energiewen-
de sei. „Wir müssen über den Tellerrand hi-
nausschauen“, forderte Kauch. 
Genau das zu tun, war auch der Tenor einer
Reihe von Anträgen der Opposition, die sich
beispielsweise mit der Unterstützung des
Klimawandels in Bangladesch (17/12848)
oder erneubaren Energien in Entwicklungs-
ländern (17/13884) beschäftigte. Angelika
Graf (SPD) machte dabei auf einen bislang
wenig beachteten Aspekt aufmerksam: die
Verbindung von Klimawandel und Men-
schenrechten (17/13755). Dabei berichtete
sie vom Abschmelzen der Gletscher des Hi-
malaya in Nepal. Dort würde bis 2035 wahr-
scheinlich nur noch ein Fünftel der Glet-
scherflächen bestehen. Die Folge seien rie-
sige Überschwemmungen. Die Hochwasser
hier seien dagegen „ein Klacks“, sagte sie.
„Ich vermisse die Diskussionen über das
Recht auf Wohnen, Wasser und Gesund-
heit“, sagte sie und forderte auch diese Fra-
gen beim Klimawandel stärker ins Visier zu
nehmen. Auch Ulrich Kelber (SPD) sprach
die Bedeutung des Klimawandels für die
Entwicklungs- und Schwellenländer an.
Wenn man sehe, was solche Katastrophen
wie das Hochwasser für ein Industrieland
bedeute, sei es umso ersichtlicher, was der
Klimawandel für Entwicklungsländer be-
deuten würden, warf Kelber ein. „Dort ist es
eine Frage von Leben und Tod“, sagte er. 

Internationale Kooperation Für eine Lö-
sung der Klimaproblematik wollen die Grü-
nen stärker auf die internationale Zusam-
menarbeit setzen. In zwei Anträgen fordern
sie eine neue Initiative für eine verstärkte
transatlantische Kooperation (17/7356)
und sehen auch in China einen wichtigen
Partner im Klimaschutz (17/7481). Initiati-
ven, die die FDP ablehnt: „Fingerzeige von
uns auf China sind nicht notwendig“, sagte
Klaus Breil (FDP). 
Die angespannte Lagen in den Hochwasser-
gebieten war ein Grund, bei der Diskussion
um die Frage nach dem Klimaschutz  vor al-
lem im eigenen Land zu bleiben. Alle Frak-
tionen brachten dabei ihre Solidarität mit
den Flutopfern zum Ausdruck und dankten
den zahlreichen Helfern. 
Bundesumweltminister Peter Altmaier
(CDU) hob hervor, dass es dabei in den ver-
gangenen Tagen, „weniger PR und deutlich
mehr schnelle Hilfe aus der Politik gegeben
hat“. Er räumte ein, dass es beim Hochwas-
serschutzgesetz 2005 Umsetzungsdefizite
gegeben habe. Auch bei der Föderalismusre-
form im Jahr 2006 habe es Forderungen ge-
geben, Fragen des Hochwassers auch vom
Bund zu regeln. Bärbel Höhn (Bündnis
90/Die Grünen) machte vor allem eines
deutlich: Das Hochwasser erinnere vor al-
lem daran, wie teuer der Klimawandel ist.
„Wir brauchen nicht nur eine Schulden-
bremse, sondern auch eine Klimabremse“,
forderte die Grünen-Abeordnete. Beides
dürfte nötig werden, denn der Bund wird
wegen des Hochwassers neue Schulden ma-
chen müssen. In der kommenden Sitzungs-
woche soll der Bundestag ein Gesetz für den
Hochwasserfonds, der von Bund und Län-
dern geteilt wird, in Höhe von 
8 Milliarden Euro verabschieden. Am 5. Ju-
li soll der Bundesrat dann grünes Licht für
die Finanzhilfen geben – bis dahin wird
wohl noch viel Wasser Donau, Saale und El-
be hinabfließen. Annette Sach ❚ 

Wut des Wassers
KLIMAWANDEL Hochwasser und Dürren werden häufiger. 
Der Bundestag diskutiert über die Ursachen und was zu tun ist

Kompromiss gefunden: Bundeskanzlerin Angela Merkel mit den Ministerpräsidenten
Christine Lieberknecht (beide CDU, li.) und Torsten Albig (SPD)

Die überfluteten Orte Fischbeck und Wust (Sachsen-Anhalt) an der Elbe boten am 11. Juni 2013 ein Bild der Zerstörung.
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Vorstoß zur Bilanzierung 
des Bundesvermögens
Die Bundesregierung soll die Infrastruktur-
Vermögenswerte des Bundes transparent
bilanzieren. Das fordert die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen in einem Antrag
(17/13759), der am Donnerstag erstmals im
Bundestag beraten wurde. Laut Fraktion
werden die Werte und Vermögen des Bun-
des besonders in den großen Investitions-
etats wie den Einzelplänen 12 (Verkehr) und
14 (Verteidigung) „kaum nachvollziehbar“
dargestellt. Durch Nutzung und Alter wür-
den ständig Wertverluste entstehen, für die
Ersatzinvestitionen erfolgen müssten. Dies
gelte vor allem für die Verkehrsinfrastruktur,
wo zu wenig Mittel für den Erhaltungsbe-
darf zur Verfügung stehen würden. So gebe
es bei Brücken und Tunnel einen massiven
Investitionsstau. mik ❚

Privatisierung des 
Duisburger Hafens bleibt
Der Duisburger Hafen muss nicht in öffent-
licher Hand bleiben. Der Bundestag lehnte
am Donnerstag auf Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (17/12921) drei Anträge der
Oppositionsfraktionen (SPD: 17/8140, Linke:
17/8349, Grüne: 17/8583) ab, in denen die
Beendigung der Privatisierung des Rheinha-
fens gefordert wurde. Die Bundesregierung
sollte die die außerordentliche Bedeutung
des Binnenhafens Duisburg für Nordrhein-
Westfalen, Deutschland und Europa aner-
kennen und das Verfahren zur Veräußerung
des Anteils des Bundes an der Duisburger
Hafen AG „sofort“ stoppen. mik ❚

Grüne fordern weniger Lärm
an Straße und Schiene 
Die Bundesregierung soll den Lärm an Stra-
ßen und Schienen wirksam reduzieren. Dies
fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einem Antrag (17/13915), der am Don-
nerstag erstmals im Deutschen Bundestag
beraten wurde. Deshalb soll sie dem Bundes-
tag einen Vorschlag für eine gesetzliche Re-
gelung unterbreiten, mit dem zukünftig Ge-
sundheitsschutz an bestehenden zu lauten
Straßen- und Schienenstrecken gewährleis-
tet wird. Dabei soll ein Anspruch auf Auswei-
tung eines Lärmsanierungsgebietes bei
Überschreitung eines Gesamtlärmpegels
von 65 dB (A) am Tag beziehungsweise 
55 dB (A) in der Nacht für Gebiete mit Wohn-
nutzung geschaffen werden. Weiter soll die
Regierung eine umfassende Prüfung zu den
Kosten einer Lärmsanierung an Straßen und
Schienen vornehmen. Schließlich sollen die
Mittel für die Lärmsanierung an Schienen
und Straßen des Bundes auf jeweils 200 Mil-
lionen Euro festgelegt werden. mik ❚

Regierung soll Baukultur und
Denkmalschutz stärken 
Die Bundesregierung soll die Baukultur
stärken und sich für ein Musterdenkmal-
schutzgesetz einsetzen. Dies fordern die
Grünen in einem am Donnerstag beratenen
Antrag (17/13914). Weiter sollen die Belan-
ge der Baukultur und energetischen Sanie-
rung besser vereint werden. Dazu sollen
Leitlinien für die Förderung und die ord-
nungsrechtlichen Ausnahmen für „sonstige
besonders erhaltenswerte Bausubstanz“
über den Denkmalschutz hinaus aufgestellt
werden. mik ❚

KURZ NOTIERT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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N
ils Sakss strahlt rundum
Optimismus aus: „Lett-
land hat die Wirtschafts-
krise überwunden und
steht heute sehr gut da.
Wir erfüllen alle Maas-

tricht-Kriterien.“. Die für 2014 geplante Euro-
Einführung werde klappen, sagt der Direktor
für Fiskalpolitik im Rigaer Finanzministeri-
um. Er ist überzeugt davon, dass durch den
Euro das kleine baltische Land mit seinen nur
zwei Millionen Einwohnern als Wirtschafts-
standort international aufgewertet wird. 
Der nach dem Austritt Lettlands aus der Sow-
jetunion seit 1993 existierende lettische Lats
ist seit acht Jahren eng an den Euro gebun-
den. Derzeit pendelt er um 1,43 Euro. Die
Euro-Einführung wird von der konservativen
Regierung unter Valdis Dombrovskis trotz der
Krise um die Gemeinschaftswährung eisern
verfolgt. Auch wenn Lettland die Einführung
des Euros mit ökonomischen Argumenten
begründet (EU-Handel, Globalisierung), ist
das Projekt nach dem EU- und Nato-Beitritt
2004 sowie der Schengen-Mitgliedschaft En-
de 2007 auch ein Stück gewollter weiterer Ver-
knüpfung der kleinen Republik mit Europa –
weg vom beargwöhnten großen Nachbarn
Russland. Die frühere Sowjetrepublik wider
Willen mit der alten deutsch geprägten Han-
se- und Hauptstadt Riga fühlte sich schon im-
mer dem Westen verbunden. Nils Sakss be-
richtet von einem Unternehmer, der ihm ge-
sagt habe: „Wenn man der Euro-Zone ange-
hört, ist man in einem zivilisierten Gebiet,
und da ist das Vertrauen größer.“
Auch Brüssel ist positiv gestimmt, steht doch
nun kein Schrumpfen, sondern das Ausdeh-

nen der Euro-Zone auf 18 Staaten an. Lett-
lands Euro-Beitritt als zweites baltisches Land
nach Estland scheint nur noch Formsache zu
sein: Nach den positiven Berichten der EU-
Kommission und Europäischen Zentralbank
stehen noch der EU-Gipfel Ende Juni und der
Entscheid des EU-Finanzministerrats am 
9. Juli aus. Lettlands Daten sind blendend: In-
flation 1,3 Prozent, Etatdefizit 1,2 Prozent,
Gesamtschulden 40,7 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts. Damit sind die Maastricht-
Kriterien für den Euro-Eintritt locker erfüllt.
Dafür gibt es viel Lob. EU-Parlamentsbericht-
erstatter Burkhard Balz (CDU) zeigte sich
nach einer Visite in Riga begeistert vom letti-
schen Weg der Konsolidierung, und das alles
ohne Währungsabwertung: „Die Daten sind
exzellent. Lettland liegt mit an der Spitze, was
die Rahmendaten in der EU betrifft.“ 

Krönung des Sparprogramms Nicht nur in
Brüssel, auch in Berlin ist man froh über den
bevorstehenden Euro-Beitritt Lettlands. Gilt
das Land mit seinem Verständnis von Haus-
haltsdisziplin doch als natürlicher Verbünde-
ter Deutschlands und anderer Nord-Länder
gegen das lockerere Finanzgebaren südeuro-
päischer Euro-Länder. 
Für Ministerpräsident Dombrovskis wäre der
Eintritt in die Euro-Zone die Krönung eines
in Europa beispiellosen Sparprogramms
nach der Krise 2008. Damals erlitt der „balti-
sche Tiger“ nach rasantem Wachstum die
schlimmste Wirtschaftskrise seit Wiedererlan-
gung der Selbstständigkeit. Die Wirtschafts-
leistung schrumpfte binnen zwei Jahren um
ein Viertel. Internationale Notkredite von 7,5
Milliarden Euro, unter anderem so vom In-

ternationalen Währungsfonds (IWF), verhin-
derten den Bankrott. Dafür mussten sich die
Letten enorm einschränken: Alle öffentlichen
Ausgaben, ob für Rentner, Staatsdiener oder
Kinder, wurden massiv gekürzt. Es gab Mas-
senentlassungen, die Arbeitslosigkeit schnell-
te auf mehr als 20 Prozent hoch. 
Nun geht es – von einem sehr niedrigen Le-
vel – wieder bergauf. 2011 und 2012 betrug
das Wachstum mehr als fünf Prozent, 2013
soll es bei vier Prozent liegen. Allerdings gibt
es in Lettland immer noch über  zehn Prozent
Arbeitslose. Ihre Zahl wäre erheblich größer,
wären nicht infolge der Krise 200.000 vorwie-
gend jüngere Leute ausgewandert, so nach
England, Skandinavien oder Deutschland –
ein enormer Aderlass für das kleine Land.
„Das ist unser größtes Problem“, sagt Rigas

Vize-Bürgermeister Andris Ameriks im Rat-
haus. Es ist ein Exodus der Verzweifelten aus
dem als Musterschüler gepriesenenen Land,
wo der Durchschnittslohn mit 680 Euro und
Preisen oft ähnlich wie in Deutschland prak-
tisch nichts zum Leben lässt. Die Auswande-
rung ist die lettische Version des Protests –
von lärmenden Demonstrationen wie in
Griechenland oder Spanien ist im Land
nichts zu sehen. „Das ist Teil unserer Menta-
lität“, sagt der Migrationsexperte Ilmars Mezs
über seine leidenserprobten Landsleute. Die
Zeit der Sowjetbesatzung, als niemand kriti-
sche Fragen zu stellen wagte, präge den Cha-
rakter der Letten bis heute.
Man muss den Bürger auf der Straße fragen,
um im Touristenmagnet Riga trotz Jugend-
flair und Aufbruchstimmung – 2014 wird die

Stadt Kulturhauptstadt Europas – etwas von
der verzweifelten Stimmung mitzubekom-
men. „Ich will weg aus Lettland. Hier kann
man vom Lohn nicht existieren. Ich will ein-
mal eine Familie gründen.“, sagt der 19-jäh-
rige Andris, der gerade das Abitur gemacht
hat. Die aufstrebenden jüngeren Emigrierten
fehlen heute und könnten den Aufschwung
bremsen. Immerhin hat das Wirtschaftsmi-
nisterium ein Programm aufgelegt, um Letten
im Ausland zur Rückkehr zu bewegen.
Auch zum Euro gibt es viel Skepsis, so sehr
die politische und ökonomische Elite hinter
dem Projekt steht. Nur ein Drittel der Bevöl-
kerung will den Lats abgeben, der für viele
auch zum Symbol der Selbstständigkeit des
Landes geworden ist. Befürchtet wird in dem
EU-Land, das 2014 mit Abstand ärmstes
Euro-Land würde, eine Teuerung wie zuvor
im Euro-Nachbarland Estland. Auch im EZB-
Bericht wird angesichts prognostizierten
schnelleren Wachstums als im Euroländer-
Schnitt mit höheren Preisen gerechnet.

Aufklärungskampagne Die Opposition
hält den Euro-Beitritt für verfrüht. „Die Euro-
Zone ist für die Aufnahme ärmerer Länder
nicht vorbereitet“, sagt Igors Pimenovs von
der pro-russischen Partei „Harmoniezen-
trum“. Im Frühjahr wurden Unterschriften für
ein Referendum gegen den Euro gesammelt.
Doch die Regierung lehnt dies ab, weil sich
Riga mit dem EU-Beitritt 2004 zum Mitma-
chen in der Währungsunion verpflichtet ha-
be. Mit einer Aufklärungskampagne will die
Regierung Dombrovskis gegen die Skepsis im
Land vorgehen. Dazu hat die Regierung auch
eine Vereinbarung mit 42.000 lettischen Fir-

men abgeschlossen, ab Juli auf Preissteige-
rungen zu verzichten. Ob das eingehalten
wird, soll im ersten Halbjahr 2014 in einem
Monitoring überprüft werden. 
Es gibt noch ein weiteres Problem bei der
Euro-Einführung. Die Sorge vor Milliarden-
Transfers reicher Russen nach Lettland nach
der zyprischen Bankenkrise. Russland ist
nicht nur der große ungeliebte Nachbar für
Lettland, in dem jeder dritte Einwohner eth-
nischer Russe ist. Es könnten auch Fluchtgel-
der russischer Oligarchen aus Zypern zu letti-
schen Banken verschoben werden. Solche
Warnungen kamen zu Jahresbeginn von der
EU-Kommission und vom IWF. Die politi-
sche Führung in Riga war in heller Aufregung
– wie immer, wenn es um Russland geht. 
Ministerpräsident Dombrovskis wiegelte ab
und sagte, er mache sich „keine großen Sor-
gen“. Gleichwohl liegen die Einlagen von Aus-
ländern bei lettischen Banken bei 40 Prozent,
was die EZB als „wichtiges Risiko für die Fi-
nanzstabilität“ bezeichnete. Allerdings: In Zy-
pern lagen sie bei 144 Prozent, in Luxemburg
sind sie bei 850 Prozent. Riga hat die Banken-
regulierung verstärkt, um Bewegungen hoher
Geldsummen auf lettischen Konten  stärker
zu kontrollieren. Dem strategischen Ziel der
Euro-Einführung in Lettland soll nichts mehr
in die Quere kommen. Hans Krump ❚

Riga mit seiner mittelalterlichen Altstadt ist ein Touristenmagnet, vor allem der Dom (li.). Die baltische Metropole freut sich schon auf 2014, wenn man Europa-Kulturhauptstadt ist (re.). Bezahlt wird in Lettland noch mit dem Lats, der seit Jahren eng an den Euro gekoppelt ist.
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Rigas schmerzhafter Weg
LETTLAND Die Signale für den Euro-Beitritt stehen auf Grün, aber im Volk gibt es viel Skepsis. Aufstrebende Jüngere wandern aus

Frau Happach-Kasan, viele Letten
fürchten Preissteigerungen bei einer Euro-
Einführung, wie es sie zuvor in Estland gab.
Eine berechtigte Sorge? 
Wir haben selbst die Erfahrungen gemacht,
dass es in bestimmten Bereichen Preissteige-
rungen geben wird. Insgesamt sind solche
Befürchtungen aber unbegründet.

Litauen als drittes baltisches Land zö-
gert wie Polen mit der Euro-Einführung,
der bisherige Termin 2015 gilt als ungewiss.
Wie sehen Sie diese Entwicklung?
Wir haben als deutsch-baltische Parlamenta-
riergruppe vor drei Wochen Litauen besucht.
Unser Eindruck war, dass das Zögern jetzt
doch dem Wunsch gewichen ist, den Euro
2015 einzuführen. Wenn Estland und Lett-
land den Euro haben, will man selbst nicht
außen vor bleiben. Die Litauer sehen dies
auch als Unterstützung für die Position der
Bundesregierung, dass zum Euro Etatdiszip-
lin gehört. Da möchten sie gerne mitma-
chen.

Zurück zu Lettland. Ein großes Problem
dort ist die massenweise Abwanderung jun-
ger Leute infolge der Krise 2008. Kann man
die zurückholen?
Ich bin zuversichtlich, dass ein Teil zurückge-
holt werden kann. Es muss in Lettland aller-
dings genug Erwerbsmöglichkeiten für qua-

lifizierte Menschen geben. Ich habe kürzlich
eine Besuchergruppe aus Lettland ins Berufs-
bildungszentrum in meinem Wahlkreis in
Mölln geführt, um ihnen die Möglichkeiten
beruflicher Bildung deutlich zu machen. Sie
waren beeindruckt, dass es zur Hochschul-
ausbildung auch eine praktische Ausbildung
auf hohem theoretischen Niveau in Koope-
ration mit Firmen geben kann. Ich hoffe,
dass die Letten für die Reformen ihres Bil-
dungssystems Impulse bekommen haben. 

300.000 der zwei Millionen Einwohner
Lettlands sind sogenannte „Nichtbürger“,

vorwiegend Russen. EU-Bürger, die länger
als ein halbes Jahr in Lettland leben, ha-
ben teils mehr Bürgerrechte als diese
„Nichtbürger“. Ist das ein Problem für die
ganze EU? 
Es kann zum Problem für die gesamte EU
werden. Die Letten können erwarten, dass
Menschen, die bei ihnen seit langem leben,
die lettische Sprache können. Dass sich viele
Russen abschotten und etwa nur russische
Medien konsumieren, ist Teil des Problems. 

In der Regierung in Riga sitzen nur let-
tische Parteien, die sich gegen die russi-
schen Parteien wie das „Harmoniezen-
trum“ verbündet haben. Wie bewerten Sie
das? 
Die Probleme  der beiden Ethnien in Lett-
land kann man nur vor Ort lösen. Es ist er-
mutigend, dass Estland hier schon auf einem
besseren Weg ist. Dort haben junge Esten
und junge Russen einen Verein gegründet,
wo man sich darüber austauscht, was in den
Familien über die gemeinsame Geschichte
besprochen wird. Sie haben nämlich festge-
stellt, dass das, was ihre Eltern erzählen, et-
was anderes ist als das, was sie in der Schule
hören. Die jungen Menschen sagen, wir wol-
len nicht mehr nebeneinander leben, son-
dern uns stärker zusammenfinden. Das ist ei-
ne sehr interessante Perspektive, auch für
Lettland.                                              kru ❚

»Die Jüngeren wollen zusammenfinden«
INTERVIEW Die FDP-Bundestagsabgeordnete Christel Happach-Kasan zur Lage in Lettland

>KOMPAKT
> Einvernehmensherstellung hat der

Bundestag am Donnerstag darüber erklärt,
dass die Bundesregierung im Europäischen
Rat der Regierungschefs und im EU-Finanz-
ministerrat  Ende Juni beziehungsweise An-
fang Juli der Euro-Einführung Lettlands zu-
stimmen will.Einem entsprechenden Antrag
aller Fraktionen bis auf die Linksfraktion
stimmte das Plenum mit großer Mehrheit
zu. Die Linksfraktion hatte sich enthalten.

Nach der Gesetzesnovelle über die Zu-
sammenarbeit von Bundesregierung und
Bundestag in Angelegenheiten der 
EU (EUZBBG) vom April 2013 – eine Folge

der Karlsruher Rechtssprechung – muss die
Regierung das Parlament unter anderem bei
der Euro-Einführung in weiteren EU-Län-
dern stärker einbeziehen und mit ihm „Ein-
vernehmen herstellen“.

Im Bundestagsbeschluss hieß es jetzt,
Lettland habe sich „mit großer Disziplin in-
nerhalb von fünf Jahren aus der Krise von
2008 zu einem wirtschaftlich stabilen und
wettbewerbsfähigen Mitgliedsstaat der EU
entwickelt“. Das Land sei ein „gutes Bei-
spiel dafür, dass die Europäische Währungs-
union trotz ihrer schweren Krise nichts an
Anziehungskraft eingebüßt hat“.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

700 Jahre war die deutschbaltische Ober-
schicht das Feindbild der Letten. Doch die
„schwarzen Ritter“ und „baltischen Barone“,
die einst nach Livland und Kurland ins Land
des Deutschen Ordens kamen, sind längst ent-
schwunden. Die letzten Deutschbalten, die in
Lettland nie mehr als zehn Prozent der Bevöl-
kerung gestellt hatten, wurden durch den Hit-
ler-Stalin-Pakt 1939 zwangsausgesiedelt. Heu-
te sind die alten antideutschen Feindbilder
„überlagert durch den antirussischen Affekt",
sagt Germanistik-Professor Thomas Taterka
von der Universität Riga. Im Zwei-Millionen-
Einwohner-Staat Lettland sind 30 Prozent der
Bevölkerung ethnische Russen, in der Haupt-
stadt Riga stellen sie gar eine knappe Mehrheit
und haben einen russischen Bürgermeister.
Bis zum Zweiten Weltkrieg waren nur zehn
Prozent der lettischen Bürger Russen oder
Weißrussen. Nach 1945 und der Annexion
durch die Sowjetunion strömten dann hun-
derttausende Russen ins Land.
Nach lettischer Lesart sollten sie das kleine
Land russifizieren und sowjetisieren. Nach
dem Zerfall der UdSSR und der Wiedererlan-
gung der Selbstständigkeit 1991 wollte die let-
tische Mehrheit die „Besatzer“ nicht so ohne
weiteres als Bürger anerkennen. Die Staats-
sprache wurde lettisch und die nach 1940 –
dem ersten sowjetischen Einmarsch – zugezo-
genen Russen sollten einen Einbürgerungstest
ablegen, darunter einen aufwändigen Sprach-

test. Wer das nicht tat, blieb „Nichtbürger“.
Heute haben noch 300.000 Bewohner, vor-
wiegend ältere Russen, einen „Nichtbürger-
pass“. Mit dem können sie visafrei durch Russ-
land und die EU reisen. Sie dürfen aber wei-
ter in Lettland nicht wählen. Russland nutzt
dies aus und bietet den Staatenlosen die rus-
sische Staatsbürgerschaft an. All das sorgt im-
mer wieder für böses Blut zwischen beiden
Ethnien. Die starke russische Minderheit sieht
sich unterdrückt. Überall nur lettische Bezei-
chungen, keine rein russischsprachigen Schu-
len mehr, lettische Parteien, die sich im Parla-
ment gegen die russischen Parteien verbün-

den. Mehrfach versuchten die Russen, mit Re-
ferenden die „Nichtbürger“-Regelung zu Fall
zu bringen oder Russisch als zweite Amtsspra-
che durchzusetzen. Erfolglos, auch, weil hun-
derttausende Russen nicht abstimmen dürfen.
Auch die Letten sparen nicht mit Vorwürfen:
Viele Russen lebten in einer Parallelgesell-
schaft, klagt der Historiker Professor Ilgvars
Misans. Lettisch sprächen sie kaum, sie läsen
nur russische Zeitungen oder schauten Fern-
sehen aus Russland. Misans: „Der Körper ist
hier, der Geist ist in Russland.“
Besonders in der Geschichtspolitik kulminie-
ren die Animositäten: Wenn sich jährlich am
9. Mai am „Tag des Sieges“ über Hitlers
Deutschland am sowjetischen Siegesdenkmal
in Riga zehntausende Russen treffen und sich
als „Befreier“ gegen die „faschistischen deut-
schen Eindringlinge“ inszenieren, ist das für
die Letten ein Stachel im Fleisch. Umgekehrt
empören sich die Russen, wenn sich am 
16. März am Freiheitsdenkmal Veteranen der
lettischen SS versammeln, die reklamieren, für
die Unabhängigkeit ihres Landes gekämpft zu
haben. Das Rigaer Okkupationsmuseum ver-
mittelt die lettische Sicht auf die Jahre 1940-
1991. Der sowjetische Einmarsch wird als
Start einer brutalen neuen Diktatur beschrie-
ben, verbunden mit der Deportation zehntau-
sender Letten.Wahrscheinlich können erst un-
ter den Jüngeren die alten Verhärtungen auf-
brechen, hört man immer wieder.    kru ❚

Neigung zur Parallelgesellschaft
ETHNISCHER KONFLIKT Letten und Russen leben vielfach aneinander vorbei 

Das umstrittene Siegesdenkmal in Riga 
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Christel Happach-Kasan (FDP) führt die
Deutsch-Baltische Parlamentariergruppe.
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Libysche Flüchtlinge, die in Lampedusa (Italien) gestrandet waren, sind nach Hamburg weitergereist. Da sich die Stadt für sie nicht zuständig erklärte, lebten sie auf der Straße. Bürger spendeten Kleidung und Essen.
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Vertrag über den
Waffenhandel
Die Bundesregierung setzt auf ein zügiges In-
krafttreten des „Vertrags über die Regulie-
rung von Waffenhandel“, der Anfang April
von der Generalversammlung der Vereinten
Nationen angenommen wurde. In ihrem Ge-
setzentwurf (17/13834), mit dem die Voraus-
setzungen zur Ratifizierung geschaffen wer-
den sollen, bezeichnet die Bundesregierung
den Vertrag als „Meilenstein in unserem
weltweiten Bemühen um Rüstungskontrolle
und Sicherheit“. Ziel des Vertrages sei es,
„den internationalen Handel mit konventio-
nellen Rüstungsgütern durch die Schaffung
von rechtlich bindenden, weltweit einheitli-
chen Mindeststandards, insbesondere für Ex-
porte, zum Zwecke der Stärkung von Frieden
und Sicherheit zu regulieren“. Die Exportbe-
wertungskriterien spiegelten einen wesentli-
chen Teil der bereits in Deutschland und der
EU geltenden „umfangreicheren Bewer-
tungskriterien“ wider. ahe ❚

Europa-Kooperation 
wird neu geregelt
Die Zusammenarbeit zwischen Bundesrat und
Bundesregierung in Europafragen soll neu ge-
regelt werden. Dazu hat der Bundesrat einen
Gesetzentwurf über die Zusammenarbeit von
Bund und Ländern in Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union (EUZBLG) (17/13665) vor-
gelegt, mit dem die Mitwirkungsrechte von
Bundestag und Bundesrat präzisiert und neu
definiert werden. Bereits im April war ein ent-
sprechendes Gesetz zur Zusammenarbeit von
Bundesregierung und Bundestag in Euro-
paangelegenheiten (17/12816) verabschiedet
worden. Der Gesetzentwurf des Bundesrates
soll inhaltsgleich mit dem Gesetzentwurf des
Bundestags gestaltet werden – mit Ausnah-
me der Bereiche der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik gemäß Artikel 23 Ab-
satz 2 GG. Außerdem soll berücksichtigt wer-
den, dass die Stellung des Bundesrates und
seine besonderen Mitwirkungsrechte eine be-
sondere Ausgestaltung erfordern. as ❚

Weniger Abgeordnetensitze
bei Europawahl 2014
Bei den Wahlen zum Europaparlament wer-
den 12 der dann insgesamt 28 EU-Mitglied-
staaten jeweils einen Sitz verlieren. Der
Grund: Der Vertrag von Lissabon legt die
Höchstzahl von Sitzen auf 751 fest. Der Vor-
schlag für einen Beschluss des Europäischen
Rates wurde am vergangenen Mittwoch mit
574 Stimmen zu 71 Gegenstimmen ange-
nommen. Formell entscheidet darüber der
Rat der Europäischen Staats- und Regie-
rungschefs auf seinem Gipfel am 27. und 
28. Juni in Brüssel. as ❚ 

SPD scheitert mit Vorstoß zur
Religionsfreiheit im Iran
Die SPD-Fraktion ist mit ihrem Antrag
(17/13474) zur Religionsfreiheit im Iran und
den Rechten der Glaubensgemeinschaft der
Baha’i gescheitert. Die Koalitionsfraktionen
lehnten den Antrag ab, die Linksfraktion
enthielt sich. Die Sozialdemokraten hatten
die Bundesregierung unter anderem aufge-
fordert, Menschenrechtsverletzungen im
Iran bilateral und auf internationaler Ebene
zu thematisieren und sich „konsequent für
die Freiheit des religiösen und weltanschau-
lichen Bekenntnisse“ einzusetzen. Mitglie-
der der iranischen Baha’i-Gemeinde sollten
zudem als Gruppenverfolgte in Deutschland
aufgenommen werden können. ahe ❚

KURZ NOTIERT

Wenige Tage vor dem Besuch von US-Präsi-
dent Barack Obama in Deutschland hat der
Bundestag grünes Licht für das geplante
Handels- und Investitionsabkommen zwi-
schen der Europäischen Union und den Ver-
einigten Staaten (TTIT) gegeben. Der Bun-
destag kann nach dem Gesetz über die Zu-
sammenarbeit zwischen Bundesregierung
und Bundestag (EUZBBG) eine Stellung-
nahme zum Verhandlungsmandat der Bun-
desregierung abgeben. Im Vorfeld hatte die
Opposition mehrere Anträge eingebracht,
die Änderungen am Verhandlungsmandat
gefordert hatten. 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hatte
darin eine stärkere Einhaltung europäischer
Standards gefordert (17/13925). Frithjof
Schmidt begründete dies mit der Sorge, dass
bei den Verhandlungen wichtige Standards
„ausgehebelt, verwässert oder unterwandert
werden“, sagte er in der Debatte am vergan-
genen Freitag. Öffentliche Dienste, Medien
und Kultur seien „nicht einfach so eine Wa-
re“, erklärte er. Um die Einhaltung europäi-

scher Standards etwa im Bereich Gesund-
heit, Umwelt oder bei den Lebensmitteln
sorgte sich auch die SPD in ihrem Antrag
(17/13904). Rolf Hempelmann betonte
zwar, dass das Handelsabkommen „Chan-
cen für beide Räume“ biete, man wolle aber
nicht hinter die erreichten Standards zurück-
fallen, sagte er. Außerdem müsse man einen
frühzeitigen Rahmen setzen, um „Verstim-
mungen vorzubeugen“. Alles Argumente, die

die Fraktion die Linke nicht überzeugten. Sie
forderte daher in ihrem Antrag (17/13894),
das Verhandlungsmandat für das TTIT abzu-
lehnen, da „es einen Angriff auf die unter-
schiedlichen sozialen und ökologischen
Standards in Europa“ darstelle, sagte Ulla
Lötzer für ihre Fraktion. Gleichzeitig warnte
sie davor, dass man sich mit einem Vertrag
wie dem TTIT von anderen Ländern „ab-
schotten“ würde. 
Erich Fritz (CDU) sagte in Richtung der Op-
position: „Es macht keinen Sinn, vorher lau-
ter Stolpersteine aufzustellen“. Auch Peter
Beyer (CDU) verteidigte das Vorhaben, denn
es gehe dabei um „Wachstum, Arbeitsplätze
und unseren Wohlstand“, sagte er. Martin
Lindner (FDP) warf den Kritikern des Ab-
kommens vor: „Sie schaden damit ihrem
Land.“ Wenn man alle Ausnahmen berück-
sichtigen würde, bliebe am Ende nur ein
„Schweiziger Käse“ übrig. Das TTIT wird ei-
nes der wichtigsten Themen sein, wenn US-
Präsident Obama am 18. und 19. Juni Ber-
lin besucht. Er folgt mit seinem Staatsbesuch
einer Einladung von Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel (CDU). Neben einem Treffen mit
Bundespräsident Joachim Gauck wird Oba-
ma auch eine Rede vor dem Brandenburger
Tor halten – eine Ehre, die ihm bei seinem
letzten Besuch als Präsidentschaftskandidat
2008 nicht vergönnt war. as ❚

Grünes Licht für Verhandlungsstart 
EUROPA Bundestag billigt Mandat für Handelsabkommen zwischen der EU und den USA 

Erster Berlin-Besuch in seiner Amtszeit:
US-Präsident Barack Obama 

Z
wei Jahre nachdem Frank-
reich eigenmächtig Kontrol-
len an der Grenze zu Italien
eingeführt hat, ändert die Eu-
ropäische Union die Regeln
im Schengen-Raum. Mehr-

heitlich haben die Abgeordneten des Euro-
päischen Parlaments am vergangenen Mitt-
woch in Straßburg für eine Reform des
Schengen-Systems gestimmt, die Grenzkon-
trollen künftig erleichtert. Außerdem verab-
schiedeten die Abgeordneten bei ihrer
jüngsten Plenarsitzung das neue Gemeinsa-
me Europäische Asylsystem, das eigentlich
schon für  2012 vorgesehen war.
Abgeordnete von Grünen und Liberalen kri-
tisierten beide Entscheidungen deutlich.
„Heute ist ein schlechter Tag für die Freizü-
gigkeit in Europa“, sagte die FDP-Europa-
Abgeordnete Nadja Hirsch zu der Schengen-
Entscheidung. „Das Europa-Parlament hat
bei der Verteidigung einer der wichtigsten
Errungenschaften versagt“, so die migrati-
onspolitische Sprecherin der Grünen im Eu-
ropäischen Parlament, Ska Keller.
Das neue Asylrecht bezeichnete Keller als
„Armutszeugnis für Europa“, Hirsch sprach
von „keinem großen Wurf“. Die Christde-
mokraten dagegen sehen die Asylreform als
ausgewogen an, weil sie den Flüchtlingen
mehr Rechte zubilligt und gleichzeitig
Schlupflöcher für Missbrauch beseitige.

Mehr Ausnahmen möglich Die neuen Re-
geln für den Schengen-Raum schwächen die
Reisefreiheit, weil sie den Mitgliedstaaten ei-
nen weiteren Ausnahmefall zugestehen, um
Grenzkontrollen einzuführen. Bisher konn-

te die Reisefreiheit nur unter zwei Bedingun-
gen eingeschränkt werden: Standen etwa
Großereignisse wie Fußballmeisterschaften
an, so konnten die Mitgliedstaaten die
Grenzen bewachen, um Hooligans abzufan-
gen. Die zweite Ausnahme betrifft einen na-
tionalen Notstand, etwa nach einem Terror-
anschlag, Mit den neuen Regeln können
Mitgliedstaaten die Grenzen künftig auch
dicht machen, wenn es einem anderen Staat
nicht gelingt, die EU-Außengrenzen zu si-
chern und zwar für einen Zeitraum von bis
zu zwei Jahren. 
Die bald 28 Länder sollen auf diese Mög-
lichkeit aber nur im „Ausnahmefall“ zu-
rückgreifen können. Die Sozialdemokraten
im Europäischen Parlament halten die Re-
geln für ausreichend streng, um zu verhin-
dern, dass EU-Länder im Alleingang ihre
Grenzen dicht machen. Die Grünen sehen
jedoch genau diese Gefahr, da die Grenz-
kontrolle zwar in Brüssel im  Rat behandelt
werden muss, dort aber nur eine Empfeh-
lung ausgesprochen wird. Letztendlich be-
stimmen die einzelnen Staaten, was ein
Notfall ist, und ob sie die Schlagbäume an
ihren Binnengrenzen wieder herunterlas-
sen, befürchtet die Abgeordnete Keller.
Den Anstoß für die neuen Regeln hatte Bun-
desinnenminister Hans-Peter Friedrich
(CSU) vor zwei Jahren gemeinsam mit sei-
nem damaligen französischen Kollegen ge-
geben. Bei der Asylpolitik haben die Euro-
paabgeordneten mit ihrem Votum für ein
gemeinsames System einen Gesetzgebungs-
prozess beendet, der bereits seit 1999 ge-
plant war. Ziel der drei Richtlinien und zwei
Verordnungen ist es, die Asylverfahren in

den EU-Staaten zu vereinheitlichen. Bisher
hängt es extrem stark vom Einreiseland ab,
ob Asyl gewährt wird. 2012 erkannten EU-
Mitgliedsstaaten im Schnitt knapp 50 Pro-
zent der Flüchtlinge aus Afghanistan als Asy-
lanten an. Aber hinter diesem Durchschnitt
verbirgt sich eine Anerkennungsquote von

über 90 Prozent in Italien und von null Pro-
zent in Zypern. Auch in Griechenland und
Irland stehen die Chancen auf Zuflucht
ziemlich schlecht.  
Kritiker bezweifeln, dass die beschlossene
Reform ausreicht, um diese so genannte
„Asyllotterie“ zu beenden. Die neuen Re-

geln sehen vor, dass Asylbewerber künftig
schneller Zugang zum Arbeitsmarkt bekom-
men. Die bisher vorgeschriebene Wartezeit
von zwölf Monaten wurde auf neun Mona-
te gesenkt. Minderjährige Asylbewerber be-
kommen ein Recht auf Schulbildung. Mit-
gliedstaaten dürfen bei den Sachleistungen

Asylbewerber aber weiterhin schlechter stel-
len als Sozialhilfeempfänger. Mindeststan-
dards für die Aufnahmebedingungen sollen
dafür sorgen, dass Asylbewerber in allen
Mitgliedsländern menschenwürdig behan-
delt werden. Bisher bekamen Flüchtlinge in
manchen Ländern keinen Zugang zu ärztli-

cher Versorgung, Unterkunft oder Nah-
rungsmitteln. Auch in Zukunft dürfte sich
die Zahl der Asylbewerber sehr ungleichmä-
ßig verteilen. Das so genannte Dublin-II-
System wurde nicht angetastet, weshalb wei-
terhin das Land, über das der Asylsuchende
eingereist ist, für die Versorgung eines
Flüchtlings und sein Asylverfahren zustän-
dig ist. Sollte er weiter reisen, können die
Behörden ihn in das Einreiseland zurück-
senden. Dieses System führe dazu, kritisiert
Keller, „dass EU-Länder alle Anstrengungen
in die Abwehr statt die Aufnahme von
Flüchtlingen stecken, weil sie mit der Ver-
antwortung für die Schutzsuchenden allei-
ne bleiben.“ Die Grünen hatten sich bei den
Verhandlungen für eine Solidaritätsklausel
eingesetzt, die Mitgliedstaaten verpflichtet
hätten, anderen Ländern beizuspringen,
wenn deren Aufnahmekapazitäten stark be-
lastet seien. Aber dies ließ sich ebenso we-
nig durchsetzen wie ein europäischer Vertei-
lungsschlüssel für Asylsuchende, den die Li-
beralen gefordert hatten. Nach wie vor kön-
nen Mitgliedsstaaten selbst einstufen,
welche Drittstaaten sie für sicher halten.
Dies hat in der Vergangenheit für Verwir-
rung gesorgt, weil Ungarn beispielsweise Sy-
rien noch im vergangenen Jahr als sicher
eingestuft hatte. Innerhalb einer gemeinsa-
men Asylpolitik ist so weiterhin so viel Ent-
scheidungsfreiraum für die Staaten jedoch
nicht logisch. Aktuell weichen selbst die
Einschätzungen von Deutschland, Frank-
reich und Großbritannien deutlich vonei-
nander ab.  Silke Wettach ❚

Die Autorin ist Korrespondentin in Brüssel. 

ASYLPOLITIK Rat einigt sich auf Neuregelung. Grenzkontrollen im Schengen-Raum werden erleichtert 

Schotten dicht in Europa

Das Europaparlament stimmte vergangenen Mittwoch für den Asylkompromiss.
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Anzeige

EUROPA Ungarn steht seit Monaten wegen
seiner umstrittenen Verfassungsänderungen in
der Kritik. Dabei stellt sich auch die Frage, wie
die Europäische Union auf die Verletzung von
Grundrechten in ihren Mitgliedstaaten ange-
messen reagieren kann. Auf Initiative des deut-
schen Außenministers Guido Westerwelle (FDP)
haben Dänemark, Finnland und die Niederlan-
de im April einen ersten Vorschlag erarbeitet,
wie mit politischen Instrumenten möglichst
schnell auf die Verletzung europäischer Grund-
werte reagiert werden kann.
Am vergangenen Donnerstag stimmte der Bun-
destag für einen Antrag von CDU/CSU und FDP
(17/13888), in dem die EU-Kommission aufge-
fordert wird, ein erstes Diskussionspapier zum
Schutz europäischer Grundwerte vorzulegen.
Entscheidend ist, dass ein solcher Mechanismus
ohne eine Vertragsänderung eingeführt werden
und für alle Mitgliedstaaten gelten soll.
Thomas Silberhorn (CSU) wies darauf hin, dass
es nach dem Beitritt eines Landes zur EU deut-
lich schwieriger sei, auf die Einhaltung der
Grundrechte in einem anderen EU-Staat Ein-
fluss zu nehmen. Das Vertragsverletzungsver-
fahren sei „oft langwierig“ und passe bei vie-
len Situationen nicht. Auch der entsprechende
Artikel 7 des EU-Vertrages berge „hohe Hür-
den“ und sei zwar ein „scharfes, aber unge-

nutztes Schwert“, erklärte er. Joachim Spatz
(FDP) betonte, dass die Idee von der Mehrheit
der Mitgliedstaaten ausdrücklich begrüsst wer-
de. Die EU, argumentierte er, seit weit mehr als
nur Binnenmarkt und Reisefreiheit. „Sie ist in
allererster Linie eine Wertegemeinschaft“, er-
klärte Spatz. Deshalb solle ein leicht handhab-
bares Verfahren gefunden werden, mit dem
Rechtsstaatsverletzungen durch Mitglieder der
Union im Rat thematisiert werden könnten.
Auch die SPD begrüßte die Initiative: „Wir freu-
en uns immer, wenn unsere Ideen von ihnen
aufgenommen werden“, erklärte Kerstin Grie-
se. SPD und Grüne hätten den Schutz der
Grundrechte in Ungarn schon vor zwei Jahren
gefordert. Der entsprechende Antrag (17/4429)
sei jedoch von der Koalition damals abgelehnt
worden. Auch die Grünen zeigten sich froh,
über die Initiative. Manuel Sarrazin betonte,
dass es dabei nicht darum ginge, einem ande-
ren Land „von außen Regeln aufzuzwingen“,
sondern um verpflichtende Werte der EU. Die
Linke erklärte ebenfalls, dass eine Stärkung der
EU-Grundwerte wünschenswert sei. Sie lehnte
den Vorschlag der Koalition aber ab, weil „da-
mit auch ein Instrument des Europarates beisei-
te geschoben wird“, sagte André Hunko. Es
würden auf diese Weise immer mehr Parallelin-
strumente zum Europarat geschaffen. as ❚

Frühwarnsystem bei EU-Grundrechten 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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E
r scheint sich verrechnet zu ha-
ben: Lange galt der türkische
Premier Recep Tayyip Erdogan
als Vater eines Modells, das Is-
lam, Demokratie und Wohl-
stand erfolgreich zusammenb-

ringt. Vor allem in den Ländern des „Arabi-
schen Frühlings“ richteten sich viele Blicke
auf das Vorbild der Türkei und ihrer seit mehr
als einem Jahrzehnt regierenden AKP-Partei.
Doch spätestens die Niederschlagung der
Proteste auf dem Istanbuler Taksim-Platz  hat
an diesem Bild gekratzt. Zwar lenkte Erdogan
vergangene Woche ein und stellte ein Refe-
rendum über ein Bauprojekt in Istanbuls Ge-
zi-Park in Aussicht, an dem sich der Protest
entzündet hatte. Doch längst geht es bei den
anhaltenden landesweiten Demonstrationen
um mehr als einen der letzten verbliebenen
grünen Flecken im Zentrum Istanbuls: Die
Protestierenden fordern Grundrechte und
Freiheiten ein, die ihnen eine aus ihrer Sicht
bevormundende Regierung vorenthält. 
Das sahen in der vergangenen Woche frakti-
onsübergreifend eine Reihe von Abgeordne-
ten im Bundestag genauso: In einer Aktuel-
len Stunde auf Verlangen der Fraktionen der
CDU/CSU und FDP zeigten sich die Parla-
mentarier besorgt über das brutale Vorgehen
der Polizei in der Türkei. Deutlich wurde in
der Debatte allerdings auch, dass die Mei-
nungen zum EU-Beitritt des Landes weit aus-
einandergehen – in der Opposition genauso
wie innerhalb der Koalitionsfraktionen. 

Bürgerrechte Außenminister Guido Wester-
welle (FDP) sprach von einem „falschen Sig-
nal“, das die türkische Regierung in das eige-
ne Land und nach Europa sende. Die Moder-
nisierung des Landes dürfe sich nicht nur auf
die Wirtschaft beschränken, sondern müsse
auch gesellschaftliche Pluralität und den
Schutz der Bürgerrechte umfassen. „Ver-
sammlungsfreiheit und das Recht auf freie
Meinungsäußerung sind unveräußerliche
Grundrechte in jeder Demokratie“, sagte
Westerwelle. Die Demonstrationen wertete er
als Zeichen der Reifung und Stärkung der Zi-
vilgesellschaft: „Darüber muss man sich freu-
en, und davor darf man sich nicht fürchten.“
Auch Johannes Kahrs (SPD) wertete die Pro-
teste als „ein Zeichen dafür, dass sich die Tür-
kei in die richtige Richtung entwickelt“. Die
Ausbildung einer Bürgergesellschaft sei auch
eine Folge des EU-Beitrittsverfahrens – und
es sei „sehr bedauerlich“, dass dieser Prozess
durch den damaligen französischen Präsi-
denten Nicolas Sarkozy und Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) gestoppt worden
sei. Wenn diese Perspektive nicht mehr vor-
handen sei, „dann ist auch der Motor für po-
sitive Veränderungen nicht mehr da“, argu-
mentierte der Vorsitzende der Deutsch-Türki-
schen Parlamentariergruppe. 
Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschus-
ses, Ruprecht Polenz (CDU), sah in den Pro-
testen Zeichen einer wachsenden Zivilgesell-
schaft. Polenz machte aber auch darauf auf-
merksam, dass die Türkei in einer höchst in-
stabilen Region einen „demokratischen und
stabilen Staat“ darstelle. Es sei zu hoffen, dass
das Land seine strukturellen rechtsstaatli-
chen Defizite überwinde. Polenz forderte au-
ßerdem, „den EU-Prozess neu zu beleben“. Es
sei sinnvoll, auf Zypern einzuwirken, das im
Augenblick beim Verhandlungskapitel 23 zu
Justiz und Grundrechten den Prozess blo-
ckiere. 

Sevim Dagdelen (Die Linke) widersprach ih-
rem Vorredner vehement: Die Eröffnung
neuer Verhandlungskapitel wäre ein Schlag
ins Gesicht der Protestierenden und eine Be-
lohnung Erdogans und der AKP. „Ihre Illusi-
on verstellt Ihnen den Blick auf die Realitä-
ten in der Türkei“, sagte sie an ihre Vorredner
gerichtet. Es gebe keine Versammlungs-, kei-
ne Meinungs- und keine Pressefreiheit in der
Türkei, sondern „Terror gegen Demonstran-
ten“ durch einen „Unterdrückungsstaat“.  
Claudia Roth (Grüne) warf Erdogan vor,
„Stärke mit bloßer Gewalt“ zu verwechseln
und die „Gewährung von Grund- und Frei-
heitsrechten“ als Gnadenakt misszuverste-
hen. Der türkische Premier habe nicht begrif-

fen, dass die Protestbewegung für ein Ende
der alten Kultur- und Machtkämpfe zwischen
kemalistischer Elite und Militär auf der einen
und den Traditionalisten und Religiös-Kon-
servativen auf der anderen Seite stehe.  Die
Abgeordnete sprach sich für die Fortsetzung
des EU-Beitrittsprozesses aus. Die Demons-
tranten auf dem Taksim-Platz würden ihre
Zukunft in einer rechtsstaatlichen Türkei als
gleichberechtigtes EU-Mitglied sehen: „Das
müssen wir unterstützen.“ 

Partner Hans-Werner Ehrenberg (FDP) sag-
te, es sei „allerhöchste Zeit“ in der Frage der
Beitrittsperspektive umzudenken: „Wir soll-
ten über unseren Schatten springen und der

Türkei wieder den Anreiz geben, ihren Re-
formweg weiterzugehen.“ Ehrenberg erinner-
te daran, dass das Land seit Jahrzehnten ein
verlässlicher Nato-Bündnispartner und seriö-
ser Vermittler im Nahen Osten sei, „ohne den
unsere Beziehungen zu den arabischen Län-
dern einseitiger wären“. Auch Erdogans wirt-
schaftspolitische Leistungen und die von
ihm betriebene Beschneidung des Einflusses
des Militärs seien unbestritten. 
Thomas Silberhorn (CSU) sprach sich hinge-
gen dafür aus, die Beitrittsverhandlungen
„zumindest auszusetzen“: Es sei jetzt nicht
die „Zeit für einseitige Vorleistungen der EU
an die Türkei, es ist die türkische Regierung,
die jetzt liefern muss“. Alexander Heinrich ❚

ENTWICKLUNG Die Grünen sind mit einer Ini-
tiative zur Stärkung der Zusammenarbeit mit der
Zivilgesellschaft in der Entwicklungspolitik ge-
scheitert. Einen entsprechenden Antrag
(17/13728) lehnten die Fraktionen von CDU/CSU
und FDP vergangene Woche im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung ab, die SPD-Fraktion stimmte dafür, die
Linksfraktion enthielt sich.
Die Grünen hatten eine aus ihrer Sicht bestehen-
de „Gängelung der deutschen Zivilgesellschaft“
kritisiert. Es bestehe eine „zunehmende Einfluss-
nahme“ des Bundesministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
gegenüber entwicklungspolitischen Nichtregie-
rungsorganisationen (NRO), „unter anderem
durch die Kontrolle regierungs- und unterneh-
menskritischer Publikationen“. Die Abgeordne-
ten werten dies als „Angriff auf eine unabhängi-
ge und kritische Begleitung von Regierungshan-
deln“ und fordern die Bundesregierung unter an-
derem auf, eine „kritische Berichterstattung auch

durch geförderte Publikationen zu ermöglichen“.
Zudem solle der Aufbau von Parallelstrukturen zu
den Aktivitäten der NRO durch die beim BMZ an-
gesiedelte „Servicestelle Engagement Global“
beendet werden.
Vertreter von SPD und Grünen kritisierten im Aus-
schuss die späte Einbindung der Zivilgesellschaft
an dem von der Servicestelle ausgerichteten Ent-
wicklungstag. Die Servicestelle kranke daran,
dass viele Hinweise von entwicklungspolitischen
Organisationen nicht bei ihrer Konstruktion ein-
gegangen sei. Eine Vertreterin die Linke nannte
die Servicestelle eine „aufgeblähte staatliche
Struktur, die wir an diesem Punkt nicht bräuch-
ten“. Vertreter von Union und FDP nannten den
Antrag „wahltaktisch“ begründet und „überflüs-
sig“: Das BMZ habe die Zusammenarbeit mit der
Zivilgesellschaft deutlich ausgebaut. Die Service-
stelle sei ein „konkreter Ansprechpartner“ für
Kommunen, kleinere Initiativen und für Men-
schen, die sich entwicklungspolitisch engagieren
wollen. ahe ❚

Streit um die Servicestelle

MENSCHENRECHTE Die Urteile gegen auslän-
dische Nichtregierungsorganisationen in Ägyp-
ten sind für Außenminister Guido Westerwelle
(FDP) als ein innerägyptisches Signal zu werten.
Das sagte er vergangene Woche im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe. Die Ge-
richtsurteile seien politisch motiviert und „in ers-
ter Linie nach innen gerichtet“. Westerwelle
warnte davor, die Haltung der ägyptischen Regie-
rung oder von Präsident Mohammed Mursi mit
der des Gerichts gleichzusetzen. Sowohl er als
auch Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) hät-
ten das Thema in Gesprächen mit dem ägypti-
schen Präsidenten auf den Tisch gebracht. Ange-
sichts der Haftbefehle für zwei deutsche Mitar-
beiter der Konrad-Adenauer-Stiftung sei man
„sehr sensibel“ und verfolge die Entwicklung mit
höchster Aufmerksamkeit.

Zur Situation in Syrien sagte Westerwelle, die La-
ge vor Ort sei weiterhin bedrückend. Er hoffe auf
eine politische Lösung des Konflikts. Die geplan-
te Friedenskonferenz in Genf, die die Konfliktpar-
teien an einen Tisch bringen und zu einem Ende
der Gewalt in Syrien führen soll, werde eher im
Juli stattfinden, statt, wie ursprünglich geplant,
im Juni. Forderungen, die Aufständischen mit
Waffenlieferungen zu unterstützen, lehnte Wes-
terwelle ab. Unter ihnen gebe es auch radikalis-
lamische Kräfte, die keine Demokratie für Syrien
wollten und deren nächstes Ziel nach Damaskus
Jerusalem sei.Auch nach dem Auslaufen des EU-
Waffenexport-Embargos, liefere zurzeit kein eu-
ropäischer Staat Waffen nach Syrien, betonte der
Außenminister. „Waffenpolitik sollte nicht dazu
führen, dass der Erfolg der Syrien-Konferenz ge-
fährdet wird.“ jbb ❚

Westerwelle: Urteil Signal nach innen

EUROPA EU-Energiekommissar Günther Oet-
tinger (CDU) hat Deutschland aufgefordert, bei
seinen energiepolitischen Planungen stärker
europäische und internationale Positionen zu
berücksichtigen. Als ein Beispiel nannte er ver-
gangene Woche im Europaausschuss die ge-
meinsame europäische Klimastrategie. Es gebe
heutzutage weitaus mehr Skeptiker einer ge-
meinsamen Politik  im europäischen Raum als
früher, sagte Oettinger mit Blick auf Polen und
einige südeuropäische Länder. Für eine effizien-
te europäische Klimapolitik brauche man je-
doch Geschlossenheit, „denn nur im europäi-
schen Team haben wir annähernd Autorität“,
erklärte der EU-Kommissar. Deutschland müsse
daher „raus aus der innerdeutschen Debatte“.
Die Europäische Kommission hatte im März in
einem Grünbuch ihre Überlegungen für eine eu-
ropäische Klimapolitik nach 2020 vorgestellt.

Gleichzeitig warnte Oettinger davor, dass es
hinsichtlich des Erneuerbaren-Energien-Ge-
setzes (EEG) zu einer beihilferechtlichen Prü-
fung der Kommission kommen könne – und
zwar aufgrund jener Unternehmen, die von der
Ausnahmeregelung durch das EEG profitier-
ten. „Dies zu vermeiden, ist mein Ziel, aber es
wird nicht einfach sein“, sagte er. Gleichzeitig
warb er vor den Abgeordneten dafür, bei den
Beratungen über eine Novellierung des EEG in
der kommenden Legislaturperiode die Verein-
barkeit mit EU-Recht „möglichst intensiv ein-
zubauen“.
Oettinger wiederholte außerdem seine Forde-
rung, am Fracking zur Erdöl- und Erdgasförde-
rung in Europa als Option festzuhalten, da
Europa hier mit anderen Volkswirtschaften
wie den Vereinigten Staaten im Wettbewerb
stehe. as ❚

Oettinger setzt auf Fracking

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Sollen sie – oder sollen sie nicht? Die Fra-
ge, ob die Staats- und Regierungschefs beim
EU-Gipfel  Ende Juni die Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen mit Serbien be-
schließen sollen, rückte vergangene Woche
schnell in den Mittelpunkt der Debatte zur
Verlängerung der Bundeswehrbeteiligung
an der internationalen Sicherheitspräsenz
im Kosovo (KFOR). 
Die Bundesregierung hatte in ihrem Antrag
(17/13661) zur Fortsetzung des Mandats
insbesondere auf ein durch EU-Initiative
vermitteltes Abkommen zwischen Belgrad
und Priština verwiesen. Die Vereinbarung
von April dieses Jahres stelle einen „Durch-
bruch in der Frage der Normalisierung der
Beziehungen zwischen Serbien und Koso-
vo, insbesondere mit Blick auf die Situati-
on im Norden des Kosovos“ dar. Allerdings
trage die Ablehnung der Vereinbarung von
Teilen der kosovo-serbischen Bevölkerung
dazu bei, dass die Lage angespannt bleibe,
KFOR weiterhin zur Stabilisierung notwen-
dig sei. 495 Abgeordnete votierten in na-
mentlicher Abstimmung für eine Verlänge-
rung des Einsatzes im Kosovo, 50 stimmten
dagegen, acht enthielten sich. Unverändert
ist im Rahmen des Mandats der Einsatz von
bis zu 1.850 Soldaten vorgesehen. Die Kos-
ten beziffert die Bundesregierung auf insge-
samt rund 60,4 Millionen Euro. 

Durchbruch Rainer Stinner (FDP) sprach
von der „historischen Bedeutung“ des Ab-
kommens: „Erstmals hat Serbien damit an-
erkannt: Jawohl, es gibt ein Staatswesen im
Kosovo.“ Stinner plädierte im Lichte dieser
Entwicklung dafür, die „Grundsatzentschei-
dung“ über die Aufnahme von EU-Beitritts-
verhandlungen mit Serbien nicht noch ein-
mal aufzuschieben: „Sie steht jetzt an.“
Auch Susanne Kastner (SPD) sprach von ei-
nem wichtigen Meilenstein auf dem Weg zu
einem friedlichen Miteinander. Sie plä-

dierte  dafür, den „politischen Druck auf
die kosovarische Regierung zu erhöhen, da-
mit die Ausbildung der Sicherheitskräfte
vorangetrieben wird“. Der KFOR-Einsatz
dürfe keine Dauerlösung sein. 
Peter Beyer (CDU) warf der serbischen Sei-
te vor, nach wie vor „Wasser auf die Müh-
len derjenigen zu gießen, die ohnehin an
einer Befriedung und an einer Annäherung
der Region an die EU kein Interesse haben“.
Die Bundesregierung sollte sich auf dem
EU-Gipfel Ende Juni „nur grundsätzlich
und frühestens zum Jahr 2014 für den Be-
ginn von Beitrittsverhandlungen mit Ser-
bien aussprechen“. 
Sevim Dagdelen (Die Linke) fragte: „Mit
welchem Recht postulieren Sie ein Selbst-
bestimmungsrecht der Kosovaren, das Sie
den Serben im Norden Kosovos einfach
verweigern?“ Die Abgeordnete warnte zu-
dem vor einer „Verewigung militärischer
Präsenz“ im Kosovo. 
Marieluise Beck (Grüne) argumentierte,
dass „Militär bestenfalls ein Feuer austreten
kann“. Aber dieses Austreten des Feuers sei
Voraussetzung eines politischen Prozesses,
der jetzt in der Region „mit einem wunder-
baren Schritt in die nächste Etappe“ gehe,
sagte die Abgeordnete. Keine Mehrheit
fand ein Entschließungsantrag ihrer Frakti-
on (17/13962), die unter anderem auf
rechtsstaatliche Defizite im Kosovo auf-
merksam gemacht und eine engagierte und
besser abgestimmte Unterstützung der EU
für den Weg des Kosovos und des Westbal-
kans zur europäischen Integration gefor-
dert hatte. ahe ❚

Verlängerung im Kosovo

Tränengas-Einsatz der Polizei auf dem Taksim-Platz. Bei den landesweiten Protesten kamen vier Zivilisten und ein Polizist ums Leben.
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Der Außenminister brachte die Sache auf den
Punkt: „Wir können über die Fortsetzung des
Einsatzes nicht debattieren, ohne den Blick
auf Syrien zu richten“, sagte Guido Wester-
welle (FDP) am vergangenen Freitag in der
Aussprache zur Verlängerung des Unifil-Ein-
satzes der Bundeswehr im Libanon (United
Nations Interim Force in Lebanon). In der
Nacht zuvor hatte die US-Administration
erstmals offiziell davon gesprochen, dass
Streitkräfte der syrischen Armee Chemiewaf-
fen eingesetzt – und damit die viel zitierte „ro-
te Linie“ überschritten hätten. 
Die Bundesregierung nehme diese Hinweise
„sehr ernst“ und dränge auf eine Beratung im
UN-Sicherheitsrat, sagte Westerwelle. Er un-
terstrich wiederholt die Bedeutung der im
Sommer geplanten internationalen Syrien-
Konferenz in Genf – auch wenn die „Chan-
cen auf eine politische Lösung des Konflikts
nicht groß sind“. Westerwelle stellte zudem
klar: „Deutschland wird keine Waffen nach
Syrien liefern.“

Waffenruhe Unterstützung erhielt er in die-
ser Frage vom außenpolitischen Sprecher der
SPD-Fraktion, Rolf Mützenich: „Es herrscht
kein Mangel an Waffen in dieser Region, es
herrscht ein Mangel an Diplomatie und Ver-
trauen.“ Mützenich unterstrich, dass nur eine
politische Lösung, womöglich eine vorüber-
gehende Waffenruhe als Ergebnis der Syrien-
Konferenz, in Frage kommen könne. Er kriti-
sierte, dass die Bundesregierung zu wenig tue,
um auf Akteure wie Russland, Saudi-Arabien
und Katar einzuwirken. Ähnlich argumentier-
te Wolfgang Gehrcke (Die Linke) und forder-
te deutlich mehr diplomatische Anstrengun-
gen: Wenn die Syrien-Konferenz scheitere,
dann werde „die Waffengewalt in der ganzen
Region nicht mehr aufzuhalten sein“.
Omid Nouripour (Grüne) bekannte sich zu
einer „beklemmenden Ratlosigkeit“:  Ein mi-
litärischer Eingriff von außen lasse die Situa-

tion womöglich noch weiter eskalieren, und
wer Waffen an die Gegner Assads liefern wol-
le, der müsse die Frage beantworten, wie er
die Waffen später wieder einsammeln will
und zum zweiten, wie sich dann ein Rüs-
tungswettlauf mit Assads Unterstützern Iran
und Russland vermeiden lasse. 
Erich G. Fritz (CDU) unterstrich: Jeder weite-
re Tag dieses Konflikts sei nicht nur eine hu-
mane Katastrophe, sondern führe zu einer
Auflösung von Strukturen in der Region, die
für eine Befriedung und einen politischen
Prozess dringend benötigt werden. 

Stabilitätsanker Für das Unifil-Mandat
selbst zeichnete sich mit Ausnahme der
Linksfraktion eine breite Unterstützung ab.
Der parlamentarische Verteidigungs-Staatsse-
kretär Thomas Kossendey (CDU) sprach von
„langsamen, schrittweisen Erfolgen“ im Liba-
non, etwa beim Ausbau einer Küsten-Radar-
kette. In ihrem Antrag zur Verlängerung des

Mandats (17/13753) verweist die Bundesre-
gierung unter anderem auf die Vielzahl syri-
scher Flüchtlinge im Libanon. Der syrische
Konflikt habe „das Potenzial, die gesamte Re-
gion inklusive des Libanon weiter zu destabi-
lisieren“.  In Anbetracht solcher „Destabilisie-
rungspotenziale leistet Unifil als Stabilitäts-
anker in der Region einen deeskalierenden
Beitrag“, heißt es weiter. Aufgabe der Mission
sei es, durch die Grenzsicherung Waffen-
schmuggel zu Land und zur See zu verhin-
dern sowie die libanesischen Streitkräfte
beim Aufbau von Fähigkeiten zu unterstüt-
zen, die Küste und die territorialen Gewässer
selbstständig zu überwachen. Die Zahl der
einzusetzenden Bundeswehrsoldaten beträgt
laut Antrag 300, die Kosten für die Verlänge-
rung um ein Jahr beziffert die Bundesregie-
rung auf rund 26,8 Millionen Euro. 

UN-Mandat für Mali Ebenfalls am vergange-
nen Freitag berieten die Abgeordneten den
Antrag der Bundesregierung (17/13754) zum
weiteren Einsatz der Bundeswehr an der in-
ternationalen Unterstützungsmission in Ma-
li. Demnach ist geplant, Soldaten im Rahmen
der „Multidimensionalen Stabilisierungsmis-
sion der Vereinten Nationen in Mali“ (Minus-
ma) zu entsenden, die auf Beschluss des UN-
Sicherheitsrats die Aufgaben der bestehenden
afrikanischen Unterstützungsmission Afisma
übernehmen soll. Das Mandat der neuen
Mission sei zunächst auf ein Jahr befristet und
solle am 1. Juli beginnen; der Einsatz der Bun-
deswehrsoldaten erfolge zunächst längstens
bis Ende Juni 2014. Insgesamt bis zu 150 Sol-
daten sollen entsendet werden können, die
Kosten beziffert die Bundesregierung auf
rund 46,3 Millionen Euro. Die Bundeswehr
soll laut Antrag „Fähigkeiten des taktischen
Lufttransports, Einzelpersonal in den Füh-
rungsstäben der Mission und Verbindungsof-
fizieren“ sowie Luftbetankungsfähigkeiten
bereitstellen.                                          ahe ❚

Sorge vor dem Flächenbrand
EINSÄTZE Syrien-Konflikt überschattet Debatte zu Bundeswehr-Mandaten im Libanon und in Mali 

Syrisches Flüchtlingskind 
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AUSWÄRTIGES Bundestag gibt grünes Licht für KFOR-Einsatz
Grüne scheitern mit Initiative
zur inklusiven Entwicklung
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist mit
ihrer Initiative zur Inklusion von Menschen
mit Behinderungen in der Entwicklungszu-
sammenarbeit gescheitert. Die Fraktionen
von CDU/CSU und FDP votierten vergange-
ne Woche gegen einen entsprechenden An-
trag (17/12844), die Oppositionsfraktionen
stimmten dafür. Die Grünen hatten die Bun-
desregierung unter anderem aufgefordert,
Inklusion in der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit „gezielt voranzutreiben“
und als Querschnittsaufgabe zu etablieren.
Auf internationaler Ebene sollte unter ande-
rem „die inklusive Gestaltung von Entwick-
lungsmaßnahmen auf alle Sektoren und
Länder“ ausgeweitet werden. ahe ❚

Menschenrechtsverstöße
durch Unternehmen
Der Bundestag hat einen Antrag (17/13916)
der Grünen zur Sanktionierung von transna-
tionalen Unternehmen bei Menschenrechts-
verletzungen abgelehnt. Die Abgeordneten
hatten gefordert,die „international anerkann-
ten Menschenrechtsabkommen, die Kernar-
beitsnormen der ILO und die Kernbestandtei-
le der internationalen Umweltabkommen
auch für Unternehmen verbindlich zu ma-
chen“.Weitere Forderungen betrafen den Ab-
bau prozessualer Hürden bei Gerichtsstand
und  Verjährungsfristen. Zudem sollte die Un-
ternehmensstrafbarkeit von Unternehmen mit
Sitz in Deutschland im Straf- und Strafprozess-
recht eingeführt werden.Viel zu selten würden
Verstöße gegen die Menschenrechte belangt,
„insbesondere, wenn diese nicht vom Mutter-
konzern begangen werden, sondern von ei-
nem Tochter- oder Zulieferunternehmen“, ar-
gumentierten die Abgeordneten. ahe ❚

KURZ NOTIERT

TÜRKEI Der Bundestag diskutiert nach der gewaltsamen
Niederschlagung der Proteste über die EU-Perspektive Ankaras 

Zuckerbrot 
und Peitsche

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper



Sie gilt als effektiv, hat eine extreme Durch-
schlagskraft und ist hoch umstritten: Wa-
rum Militärs weltweit auf den Einsatz von
Munition mit abgereicherten Uran bisher
nicht verzichten wollen, das brachte der
SPD-Abgeordnete Fritz Rudolf Körper auf
den Punkt: Uranmunition könne die meis-
ten Panzerungen mühelos durchbohren,
kaum eine andere Waffe könne Panzer und
Bunker so gut „knacken“.
Der Bundestag lehnte vergangene Woche bei
Enthaltung von SPD und Grünen einen An-
trag der Linksfraktion ab (17/11898), die
sich für eine weltweite Ächtung von Uran-
munition sowie ein Verbot in Deutschland
eingesetzt hatte. Die Fraktion verwies darin
auf Studien zu gesundheitsschädlichen Fol-
gen beim Einsatz von Uranmunition. Beim
Einschlag der verschossenen Munition wür-
den Uran- und Uranoxid-Partikel weiträu-
mig freigesetzt, die vom Menschen über die
Atmung, die Haut oder die Nahrung aufge-
nommen werden könnten. Uranmunition
sei unter anderem während des Golf-Krie-
ges, den Balkan-Kriegen, dem Irak-Krieg und
auch in Afghanistan eingesetzt worden. 

Beweislastumkehr Inge Höger (Linke)
forderte ein Verbot dieser Munition, „bis
wissenschaftliche ohne Zweifel festgestellt
werden ist, dass diese Waffen keinen Scha-

den für Zivilisten und die Umwelt anrich-
ten“. Sie berief sich dabei auch auf das Prin-
zip der Beweislastumkehr, dem die Bundes-
regierung in der UN-Vollversammlung im
Dezember 2012 zugestimmt habe.
Roderich Kiesewetter (CDU) argumentier-
te, dass Deutschland keine Uranmunition
verwende, eine Ächtung im nationalen Al-
leingang hätte damit außerhalb Deutsch-

lands keinen Effekt. Ein Verbot habe allein
„im Zuge langfristiger bilateraler Verhand-
lungen“ oder im Rahmen der UN und der
EU eine Aussicht auf Erfolg: „Kooperation
statt Konfrontation sollte die Maxime un-
serer Politik hier lauten.“ 

Moratorium Auch der SPD-Abgeordnete
Körper sah keinen unmittelbaren Hand-
lungsbedarf. Da verschiedene wissenschaft-
lichen Studien zu den langfristigen Auswir-
kungen der Munition zu unterschiedlichen
Ergebnissen kämen, sei ein „sofortiges Mo-
ratorium“ für ihren Einsatz sinnvoll. Agnes
Brugger (Grüne) schloss sich dieser Forde-
rung an: So lange nicht sichergestellt sei,
dass der Einsatz von Uranmunition keine
langfristigen Schäden für Mensch und Um-
welt bedeute, müsse das Vorsorgeprinzip
gelten.
Christoph Schnurr (FDP) verwies darauf,
dass das Internationale Komitee vom Roten
Kreuz im Einsatz von Uranmunition „bis-
her keinen Verstoß gegen das Völkerrecht
erkannt“ habe – auch weil der Nachweis für
einen Zusammenhang zu bestimmten Er-
krankungen in früheren Einsatzgebieten
fehle. Ein Moratorium oder gar ein Verbot
sei innerhalb der UN deshalb „sehr weit
weg“, die Aussicht auf einen Konsens mit
Minimalforderungen gering. ahe ❚
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Sie sind schwach, vom Zerfall bedroht, kön-
nen ihre Bürger oftmals nicht vor Gewalt
schützen: Fragile Staaten sind eine Herausfor-
derung für die internationale Gemeinschaft.
Die Entwicklungspolitik stellen sie vor ein
echtes Dilemma.  Zusammenarbeit bedeutet
immer auch das Risiko, dass Hilfsmittel ver-
sickern. Überlässt man solche Länder sich
selbst, wird der  schwache Staat womöglich
ein „failed state“, ein gescheiterter Staat , des-
sen Machtvakuum eine Bedrohung für die
ganze Region darstellen kann. 
Bei einer gemeinsamen Anhörung des Aus-
schusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung und des Unterausschusses
Zivile Krisenprävention und vernetzte Sicher-
heit wurde in der vergangenen Woche deut-
lich, dass schon die Frage, was denn einen fra-
gilen Staat ausmache, nicht so einfach zu be-
antworten ist. Darauf wies insbesondere der
Politologe Tobias Debiel von der Universität
Duisburg-Essen hin:  Festzustellen sei, dass es
fast immer ein Zusammenhang zu Gewalt-
konflikten und zu Unterernährung gebe. Als

Parameter zur Beurteilung von Fragilität
nannte Debiel die Frage der Autorität von
Staatlichkeit, also etwa der Durchsetzbarkeit
eines staatlichen Gewaltmonopols, die Qua-
lität staatlicher Dienstleistungen sowie die
Legitimation der Führung. Als gemeinsame
Schnittmenge verschiedener Modelle nannte
der Sachverständige die Indikatoren Gewalt,
Flucht, soziale Zerrüttung und die Aufsplitte-
rung der Machteliten. Debiel lenkte zudem
das Augenmerk auf ein westlich geprägtes
Verständnis von Staatlichkeit, das sich vor al-
lem auf „formelle Strukturen“ fokussiere, in-
formelle Strukturen – wie Clans und Stämme
– jedoch häufig unberücksichtigt lasse. 

Machteliten Auch Gabi Hesselbein (Lon-
don School of Economics) konstatierte in ih-
rer schriftlichen Stellungnahme „massiv wi-
dersprüchliche Zahlen und Einschätzungen
über Fragilität“. Als Merkmale fragiler Staaten
nannte sie unter anderem die Aufweichung
und Aushöhlung des staatlichen Gewaltmo-
nopols, den Verlust der Hohheit über die
Steuererhebung und „eine Koexistenz von ri-
valisierenden Autoritäten und Institutionen“.
Hesselbein sprach sich dafür aus, mit Mach-
teliten zusammenzuarbeiten, sofern sie wil-
lens und in der Lage seien, die drängenden
Probleme in ihrem Land anpacken zu wol-
len, auch wenn „Handlungsweisen und Ent-

scheidungen dieser Akteure“ weit entfernt
von dem seien, „was unter guter Regierungs-
führung, Transparenz und Demokratie er-
wartet wird.“
Aus Sicht von Wolfgang Heinrich von der
Hilfsaktion Brot für die Welt ist in fragilen
Staaten „die ethische Idee, einer nationalen
Gemeinschaft anzugehören“, gestört. Die
Unterstützung für die Findung eines solchen
gesellschaftlichen Grundkonsenses müsse im
Mittelpunkt der Zusammenarbeit und der
Hilfe von außen stehen, sagte Heinrich und
verwies auf das Beispiel der international
nicht anerkannten Republik Somaliland. 
Almut Wieland-Karimi von Zentrum für In-
ternationale Friedenseinsätze plädierte für
ein verstärktes präventives Handeln in fragi-
len Staaten, um weitere Eskalation und dann
womöglich notwendig werdende Friedens-
einsätze zu vermeiden. Solche Missionen
bräuchten einen langen Atem und seien auf
„fortgesetzte Unterstützung der Staatenge-
meinschaft“ angewiesen, wenn sie Frieden
nicht nur schaffen, sondern halten sollen.
Wieland-Karimi verwies zudem auf die sich
häufenden Blockaden im UN-Sicherheitsrat:
Es sei wichtig, dass Regionalorganisationen
wie die Afrikanische Union und die Arabi-
sche Liga stärker Verantwortung für fragile
Staaten unter ihren Mitgliedern übernehmen
als bisher. ahe ❚

I
m Jahr 2015 laufen die von den Ver-
einten Nationen (UN) formulierten
Millenniumsentwicklungsziele
(MDGs) aus. Schon jetzt ist unstrit-
tig, dass nicht alle Ziele erfüllt wer-
den. Und dennoch: Im Verlauf der

entwicklungspolitischen Debatte zu Anträ-
gen der Koalition (17/13893), der SPD
(17/13762) und der Grünen (17/13727)
am vergangenen Freitag erfuhren die MDGs
eine positive Bewertung. Es habe erhebliche
Fortschritte gegeben, wie
etwa bei der Bekämpfung
der extremen Armut und
der Verbesserung der Bil-
dungschancen, sagte Ha-
rald Leibrecht (FDP). Die
MDGs hätten zu ver-
mehrten Anstrengungen
und positiven Ergebnis-
sen geführt, befand auch
Bärbel Kofler (SPD).
Auch Sibylle Pfeiffer (CDU) verwies darauf,
dass die MDGs die Entwicklungsstaaten ge-
zwungen hätten, sich politisch neu zu ori-
entieren. 

Uneingelöste Versprechen Dass die
MDGs nur teilweise erreicht worden seien,
habe auch mit den gebrochenen Verspre-
chen der Industrieländer zu tun, die nicht
genug in die Armutsbekämpfung investiert
hätten, kritisierte hingegen Katrin Vogler
(Die Linke). Auch Thilo Hoppe (Bündnis
90/Die Grünen) machte deutlich, dass viele
Probleme der Entwicklungsländer ihren Ur-

sprung in den Industrieländern hätten. Zu
Beginn der Debatte hatte Harald Leibrecht
auf positive Aspekte der UN-Ziele hingewie-
sen: „Die Millenniumsentwicklungsziele
sind ein Meilenstein, hin zu einer gerechten
Welt“, befand er. Dank der Geberländer, der
Nichtregierungsorganisationen und priva-
ter Geber seien bis heute beachtliche Fort-
schritte gemacht worden, urteilte der FDP-
Abgeordnete. Die dennoch nicht erreichten
Ziele müssten Teil einer neuen entwick-

lungspoliti-
schen Agen-
da sein. Da-
her begrüße
er den Vor-
schlag der
Ve r e i n t e n
N a t i o n e n
(UN), die ex-
treme Armut
und den

Hunger in der Welt bis 2030 vollständig be-
seitigen zu wollen. Richtig sie es auch, die
MDGs und die globalen Nachhaltigkeitszie-
le (SDGs) zusammenzuführen. „Ohne eine
intakte Umwelt wird den Menschen die Le-
bensgrundlage genommen“, sagte er. 
Die MDGs hätten zu einem großen Entwick-
lungsfortschritt geführt, sagte Bärbel Kofler.
Dennoch seien nicht alle Punkte, die für
nachhaltige Armutsbekämpfung relevant
seien, in den acht MDGs angesprochen wor-
den. Daher, argumentierte Kofler, sei die Zu-
sammenführung von MDGs und SDGs von
eminenter Bedeutung. „Wir Parlamentarier

müssen uns in diesen Prozess einbringen“,
forderte die SPD-Abgeordnete, die sich der
Kritik an dem zur Fortführung der Agenda
vorgelegten ersten Zwischenbericht des
High-Level-Panels der UN anschloss. So
würden bedauerlicherweise keine Konse-
quenzen aus gemachten Erkenntnissen ge-
zogen. 
Die acht Zielvorgaben in den MDGs seien
möglicherweise nicht perfekt gewesen,
räumte Sibylle Pfeiffer ein. Dennoch hätten
sich sowohl Entwicklungsländer wie auch
Geberländer danach gerichtet, sagte sie.
„Die MDGs haben Dinge in Gang gesetzt,
die sonst nie erreicht worden wären.“ Posi-
tiv zu bewerten sei aber auch, was das High-
Level-Panel nun als Fortführung vorgelegt
habe. „Wir bekommen zwölf simple nach-
vollziehbare Ziele, die genau das beschrei-
ben was aus meiner Sicht für die Zukunft
wichtig ist“, sagte Pfeiffer. Zudem seien sie
ausgewogen, und forderten „die Entwick-
lungsländer genauso wie Schwellenländer
und uns“. Pfeiffers Fazit: „Wir könnten das
Papier – so wie es ist – unterschreiben.“
Die Nichterreichung der MDGs habe mit
fehlenden Geldern aus den Industrielän-
dern ebenso zu tun, wie damit, dass es sich
um einen „von oben verordneten Prozess“
gehandelt habe, urteilte Kathrin Vogler (Die
Linke). „Die Beteiligung der Bevölkerung
fehlt aber auch bei den SDGs“, sagte sie und
verwies zugleich darauf, dass die weltweiten
Rüstungsausgaben die Ausgaben für die Be-
kämpfung des Hungers in der Welt „um ein
Vielfaches übersteigen“. Vogler kritisierte

auch, dass in dem Antrag der Koalition von
einer gemeinsamen Verantwortung die Rede
sei. „Ich finde, wir sollten erst einmal von
unser eigenen Verantwortung reden“, sagte
sie. Dazu gehöre, dass aus Deutschland
nach wie vor Kleinwaffen in alle möglichen
Krisenländer, aber auch in Entwicklungslän-
der exportiert würden. 
In Sachen ökologische Nachhaltigkeit sei
Deutschland selber noch ein Entwicklungs-
land, sagte Thilo Hoppe. Es sei richtig, auf
die „hausgemachten Probleme“ in Entwick-
lungsländern hinzuweisen. „Wir müssen

uns aber auch kritisch fragen lassen, welche
Auswirkungen unsere Wirtschaft und unser
Konsum auf das Weltklima haben“, sagte
der Grünenabgeordnete. 
Mit Blick auf den „benötigten weltweiten
Wandel hin zu erneuerbaren Energien“ äu-
ßerte Hoppe Verständnis dafür, dass Malawi
oder Tansania, die einen sehr geringen
CO2-Pro-Kopf-Verbrauch hätten, zum Teil
ihre Energie aus heimischer Kohle produ-
zieren wollten. „Neue Kohlekraftwerke in
Europa gehen aber gar nicht“, machte er
deutlich. Götz Hausding ❚

Strahlenmessung an einem Panzer

MILLENNIUMSZIELE Bundestag diskutiert über eine globale Entwicklungsagenda für die Zeit nach 2015 

Kampfansage an die Armut

Zusammenarbeit
mit China  
AUSWÄRTIGES I Die Grünen sind mit ihrer
Forderung nach einer Vertiefung der Zusam-
menarbeit mit China gescheitert. Ein ent-
sprechender Antrag (17/11202) wurde ver-
gangene Woche mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU/CSU und FDP gegen das
Votum der drei Oppositionsfraktionen ab-
gelehnt. 
Die Grünen hatten darin die Bundesregie-
rung aufgefordert, einen „klaren, kohären-
ten, konsequenten und langfristig orientier-
ten strategischen Gesamtansatz gegenüber
China“ zu entwickeln sowie China-Kompe-
tenz in Deutschland durch mehr Bildungs-
und Kooperationsangebote und einen inten-
siveren Schüler-, Studenten-, Wissenschafts-
und Journalistenaustausch zu fördern. Au-
ßerdem sollte in Bundesministerien, im di-
plomatischen Dienst und anderen außenpo-
litisch relevanten Institutionen gezielt Perso-
nal mit „asien- und chinarelevanten Kompe-
tenzen“ eingestellt und gefördert werden.
Die institutionelle Zusammenarbeit mit Chi-
na muss aus Sicht der Grünen grundsätzlich
auf neue Grundlagen gestellt werden: Dazu
gehörten unter anderem die Entwicklungs-
kooperationen, der deutsch-chinesische
Rechtsstaatdialog und der Dialog in Energie-
fragen, beim Klimaschutz und beim Aus-
tausch mit der chinesischen Zivilgesellschaft.
Zudem hatten die Abgeordneten vorgeschla-
gen, im Auswärtigen Amt die Stelle eines Ko-
ordinators für die deutsch-chinesischen Be-
ziehungen zu schaffen. ahe ❚

Förderung von
Auslandsschulen
AUSWÄRTIGES II Ein Teil der deutschen
Auslandsschulen erhält einen gesetzlichen
Förderanspruch statt wie bisher eine Förde-
rung nach Zuwendungsrecht. Gegen das Vo-
tum der Opposition nahm der Bundestag
vergangene Woche den Gesetzentwurf der
Bundesregierung über die Förderung deut-
scher Auslandsschulen (17/13058,
17/13618) in der vom Auswärtigen Aus-
schuss geänderten Fassung (17/13957) an.
Künftig werden voll ausgebaute deutsche
Auslandsschulen mit konstant hohen Ab-
schlusszahlen auf gesetzlicher Grundlage ge-
fördert, um Erfolge zu verstetigen und für
neue Schulen einen Wachstumsanreiz zu
schaffen. 
Mit der geänderten Fassung hat der Auswär-
tiges Ausschuss die Zahl der durchschnittli-
chen Abschlüsse pro Jahr als Förderkriterium
von 20 auf zwölf herabgesetzt. Zudem ist der
Schulträger verpflichtet, „für Kinder aus ein-
kommensschwachen Familien Ermäßigun-
gen des Schulgeldes vorzusehen“ und eine
Konzeption zur Umsetzung des inklusiven
Unterrichts vorzulegen. Ein weiteres Anlie-
gen der Abgeordneten war die noch stärkere
Förderung der deutschen Sprache: Die Regie-
rung kann künftig Schulen im Ausland för-
dern, die keine deutschen Auslandsschulen
sind, aber das deutsche Sprachdiplom der
Kultusministerkonferenz anbieten.
Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme
seine Zustimmung auch von einem „zwi-
schen Bund und allen Ländern abgestimm-
ten Entwurf“ zu einer Verwaltungsvereinba-
rung abhängig gemacht, in der unter ande-
rem dienstrechtliche Fragen geregelt werden.
Durch die Regelungen im Gesetzentwurf der
Bundesregierung würden zudem nur etwa 45
von 140 Auslandsschulen eine gesetzlich ga-
rantierte Förderung erhalten, der „große
Rest“ würde hingegen „nach wie vor über Zu-
wendungsrecht finanziert“, kritisiert die Län-
derkammer. ahe ❚

»Die MDGs haben
in Gang gesetzt, was
sonst nie erreicht
worden wäre.« 
Sibylle Pfeiffer (CDU)
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Das Dilemma der schwachen Staaten
ENTWICKLUNG Anhörung zur Zusammenarbeit mit fragilen Nationen

Umstrittene Panzerbrecher 
ABRÜSTUNG Linksfraktion scheitert mit Initiative zu Ächtung und Verbot von Uranmunition 

>STICHWORT

> Millenniumsziele Bis 2015 bleiben die aus der Millenni-
umserklärung im Jahre 2001 abgeleiteten acht Millenniums-
entwicklungsziele (MDGs) der entscheidende Bezugsrah-
men, um  Armut zu reduzieren und eine nachhaltige Entwick-
lung zu gestalten.

> Entwicklungsagenda Die Fraktionen im Bundestag stre-
ben eine Zusammenführung der fortzuschreibenden MDGs
und neuen Nachaltigkeitszielen (SDGs) in einer neuen Agen-
da ab 2015 an.

> UN-Gremium Auf Vorschlag der Bundesregierung ist Ex-
Bundespräsident Horst Köhler (Foto) seit 2012 Mitglied im
hochrangigen Beratergremium von UN-Generalsekretär Ban
Ki-moon für die Zukunft der globalen Entwicklungsziele.

ENTWICKLUNGSAGENDA - Eine Welt ohne Armut und Hunger
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Unter den afrikanischen Staaten südlich der Sahara finden sich die meisten „Least Developed Countries“ (LCD) – die am wenigsten entwickelten Länder.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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S
o viel Konens gibt es im Bundes-
tag in diesen Tagen selten: Mit
großer Mehrheit hat der Bun-
destag am vergangenen Mitt-
woch das System der Filmabga-
be und der Filmförderung um

zweieinhalb Jahre verlängert. Damit sollen
der deutsche Film als Wirtschafts- und Kul-
turgut gestärkt und die Struktur der deut-
schen Filmwirtschaft gesichert werden. Dem
Regierungsentwurf für die siebte Novellie-
rung des Filmförderungsgesetzes
(17/12370, 17/13689) stimmten alle Frak-
tionen bei Stimmenthaltung der Linksfrak-
tion zu. Eine Mehrheit der Fraktionen bei
Ablehnung der Linken fand auch ein Antrag
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
FDP (17/12381) zur Stärkung des deut-
schen Kinderfilms.
Neben der Verlängerung der Filmabgabe
sieht das Filmförderungsgesetz eine bessere
Teilhabe von Behinderten vor: Künftig muss

von jedem geförderten Film sowohl eine
Fassung für sehbehinderte als auch eine Fas-
sung für hörgeschädigte Menschen herge-
stellt werden. Außerdem erhalten die Kinos
verbesserte Förderungsmöglichkeiten für
Modernisierungsmaßnahmen, die der Bar-
rierefreiheit dienen. Zudem ist es künftig ex-
plizite Aufgabe der Filmförderanstalt (FFA),
sich um die „Digitalisierung des Filmerbes“
zu kümmern. Beschlossen wurde auch die
Erweiterung des FFA-Präsidiums. Ihm ge-
hört künftig auch ein Vertreter der so ge-
nannten Kreativen an.
Mehrere Abgeordnete betonten in der De-
batte, dass es sich bei dem verabschiedeten
Gesetz nicht um eine umfassende Novellie-
rung handelt. Diese soll erst in der kom-
menden Legislatur in Angriff genommen
werden, wenn ein Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vorliegen wird. 
Hintergrund des Verfahrens ist, dass sich ei-
nige Kinobetreiber dagegen wehren, die

Filmabgabe an die FFA zu zahlen. Diese hat
nach dem Filmförderungsgesetz die Aufga-
be, den deutschen Film durch Beihilfen an
die Produzenten von Filmen zu fördern. Zur
Finanzierung ihrer Tätigkeit zieht sie die Ki-
nobetreiber und die Unternehmen der Vi-
deowirtschaft zur Filmabgabe heran und
schließt mit den öffentlich-rechtlichen und
den privaten Fernsehveranstaltern Verträge,
in denen diese sich zu weiteren Zahlungen
verpflichten. Das Bundesverfassungsgericht
muss nun klären, ob es überhaupt eine ge-
nerelle Zuständigkeit des Bundes für die
Filmkultur gibt. Würde das Gericht urteilen,
dass die Filmkultur zur föderalen Kulturho-
heit und damit Sache der Länder ist, würde
der FFA als Anstalt des öffentlichen Rechts
künftig die Rechtsgrundlage fehlen. 
Staatsminister Bernd Neumann (CDU) be-
tonte, bisher sei jedes Filmförderungsgesetz
„mit großer Einmütigkeit“ beschlossen wor-
den, es gebe im Bundestag „prinzipiell ei-

nen fraktionsübergreifenden Konsens“, der
dem deutschen Film und der deutschen
Filmwirtschaft „sehr gut“ tue. Das Filmför-
dergesetz spiegele die aktuelle Filmpolitik
und habe mit dazu beigetragen, dass
Deutschland „wieder ein attraktiver Prdouk-
tionsstandort“ geworden sei und deutsche
Schauspieler Weltstars werden könnten – es
sei ein „Erfolgsmodell“. In Neumanns Sicht
gibt es „kein besseres Subventionsmodell
des Staates, das so rentierlich“ ist.

Kritik an Kinoketten Der kulturpolitische
Sprecher der Unionsfraktion, Wolfgang
Börnsen (CDU), betonte, die Debatte stehe
„im Schatten der Guillotine“, das „Fallbeil“
hänge in Karlsruhe. Einige große Kinoketten
hätten einen „kulturpolitischen Krieg“ er-
klärt und wollten sich den Abgaben und
„der Mitverantwortung für das Filmland
Deutschland“ entziehen. Dies sei „nicht ak-
zeptabel“. Börnsen sagte, Bundesrat und
Bundestag hätten deutlich gemacht, dass
der Film gleichermaßen Kultur- und Wirt-
schaftsgut sei. Nach dem Urteil werde es da-
rum gehen, ein Konzept für die soziale La-
ge der Künstler zu schaffen. Auch die film-
politische Sprecherin der FDP-Fraktion,
Claudia Winterstein, betonte, dass der Bun-
destag zum System der Filmförderung und
der Filmförderungsanstalt „als nationaler
Institution“ stehe. Dies sei ein wichtiges Sig-
nal für die Branche und ein deutliches Zei-
chen an das Bundesverfassungsgericht. 
Die SPD-Kultupolitkerin Angelika Krüger-
Leißner wies darauf hin, dass bei der Film-
förderung nicht „Steuer- sondern Branchen-
mittel“ eingesetzt würden: Das Gesetz er-
bringe seine Leistung „für die Branche aus
der Branche“. Dass der Bund der Steuerzah-
ler erkläre, guter Film brauche keine Förde-
rung, sei ein Beleg dafür, „mit wie viel Un-
kenntnis“ über die Filmförderung in
Deutschland diskutiert werde, kritisierte die
Sozialdemokratin. 
Für die Grünen lobte deren Parteivorsitzen-
de Claudia Roth das Signal, das vom Votum
des Bundestags ausgehe. Sie begrüßte zu-
dem das „ausdrückliche Bekenntnis“ zum
„Green Film“, der auf eine Ökologisierung
von Produktionen und Vertrieb setze.
Kritik äußerte dagegen die medienpoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion, Kathrin
Senger-Schäfer. Sie bezeichnete den Entwurf
als „halbherzige Gesetzesänderung“, der
man nicht zustimmen werde. Es fehlten vor
allem soziale Standards für die Filmschaffe-
nen und eine Weiterfinanzierung der film-
beruflichen Weiterbildung. Senger-Schefer
begrüßte zwar einen entsprechenden ge-
meinsamen Entschließungsantrag aller
Fraktionen, betonte aber, man könne nicht
alle Schwierigkeiten in die Zukunft delegie-
ren. Im Ernstfall könne sich kein Autor und
keine Regisseurin auf eine Entschließung
berufen: Was nicht „in Gesetzesbuchsta-
ben“ gegossen werde, sei „am Ende nicht
mehr als Schall und Rauch“.

Schwieriger Markt Warum die Politik eine
Unterstützung der deutschen Filmwirtschaft
für so wichtig hält, lässt sich in der Begrün-
dung für das Gesetz nachlesen: Zwar habe
der deutsche Film seinen Marktanteil mit
zuletzt 21,8 Prozent im Jahr 2011 auf einem
„vergleichsweise hohen Niveau“ stabilisie-
ren können und finde international „seit ei-
nigen Jahren zunehmend Anerkennung“,
dennoch bestünden die „strukturellen Pro-
bleme“ der deutschen Filmwirtschaft fort.
Der Kinomarkt werde von US-amerikani-
schen Produktionen mit immensem Budget
beherrscht. Der Auswertungsmarkt für deut-
sche Kinofilme sei in der Regel zu klein, um
sehr hohe Produktionsbudgets refinanzie-
ren zu können. Entsprechend schwer sei es
für deutsche Produzenten, mit der Verwer-
tung ihrer Filme „angemessene Gewinne“
zu erzielen. Susanne Kailitz ❚

Genau 21 Jahre nach dem entsprechenden
Beschluss des Bundestages wurde in der ver-
gangenen Woche der Grundstein für das
Humboldt-Forum mit der rekonstruierten
Fassade des Berliner Stadtschlosses durch
Bundespräsident Joachim Gauck gelegt. In
Anwesenheit von Kulturstaatsminister Bernd
Neumann (CDU), Verkehrsminister Peter
Ramsauer (CSU) und Berlins Regierendem
Bürgermeister Klaus Wowereit weihte er die
Baustelle offiziell ein.
Mit diesem „bedeutendsten Kulturvorhaben
Deutschlands“  werde der „Hauptstadt ihre
historische Mitte zurückgegeben“, sagte Neu-
mann. Wowereit betonte, das Humboldt-Fo-
rum werde „ein Ort kulturellen Austauschs
und der Bildung für alle“. Das Humboldt-Fo-
rum soll nach seiner geplanten Fertigstellung
im Jahr 2019 unter anderem die völkerkund-
liche Sammlung in Berlin-Dahlem und wei-
teren Einrichtungen aus Kultur, Kunst und
Wissenschaft eine neue Heimat geben. 
Die anvisierten Baukosten von rund 595 Mil-
lionen Euro trägt zum weitaus größten Teil
der Bund. Berlin beteiligt sich mit 32 Millio-
nen Euro. Weitere 80 Millionen Euro für die
Rekonstruktion der Barock-Fassade des alten
Berliner Stadtschlosses sollen private Spender
aufbringen. Kritiker des Projekts befürchten
aber eine Kostenexplosion wie bei anderen
Grioßprojekten. In der vergangenen Jahren
war die Kostenobergrenze für den Bau mehr-
fach nach oben korrigiert worden. 

Das Berliner Stadtschloss, einst Sitz der Preu-
ßenkönige in Berlin, war im Zweiten Welt-
krieg schwer beschädigt worden. Im Jahr
1950 ließ Walter Ulrbricht, Generalsekretär
des Zentralkomitees der SED, die Überreste
des Baus sprengen. Auf dem Gelände wurde
Mitte der 1970er Jahre der Palast der Repu-
blik, der Sitz der DDR-Volkskammer, errich-
tet. Nach der Wiedervereinigung gründeten
sich mehrere Vereine, die  sich für einen Wie-
deraufbau des Stadtschlosses engagierten.  

Im Juli 2002 stimmte der Bundestag
schließlich nach hitzigen Debatten mit an-
nähernder Zweidrittelmehrheit für den
Abriss des Palastes der Republik und für
den Bau des Humboldt-Forums ein-
schließlich der rekonstruierten Außenfas-
sade des alten Stadtschlosses.  Die Pläne
für den Bau stammen von dem italieni-
schen Architekten Franco Stella, der 2008
einen entsprechenden Wettbewerb gewin-
nen können. aw ❚

Rückkehr der historischen Mitte
HAUPTSTADT Bundespräsident Gauck legt Grundstein für das rekonstruierte Stadtschloss

Erfolgsmodell
KULTUR Bundestag novelliert Filmförderungsgesetz und hofft
auf Bestätigung der Filmabgabe durch das Verfassungsgericht

Verkehrminister Peter Ramsauer (CSU), Bundespräsident Joachim Gauck und Berlins
Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit (SPD. v.li.) bei der Grundsteinlegung 

Die „Lola“ in Gold: Der Deutsche Filmpreis gilt als die renommierteste Auszeichnung für den deutschen Film.
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Ilko-Sascha
Kowalczuk:
17. Juni 1953

Verlag C.H. Beck,
München 2013;
128 S., 8,95 €

Es ist ein eher ernüchterndes Fazit, das der
deutsche Historiker Ilko-Sascha Kowalczuk
zieht: Der 17. Juni 1953 habe für die meis-
ten Deutschen „nicht nur überhaupt keine
Bedeutung“. Nach der Wiedervereinigung
der beiden deutschen Staaten habe er selbst
noch die formale Bedeutung als ehemaliger
Feiertag in der Bundesrepublik verloren.
Weder in Ost- noch in Westdeutschland ha-
be es gegen diese Entscheidung Proteste ge-
gegeben. Dies zeige ein auf den Staat orien-
tiertes Geschichtsbewusstsein. Der 3. Okto-
ber als Tag der Einheit stehe für staatliches
Handeln. „Die Geschichte der Macht wird
häufig genug mit Geschichte überhaupt ver-
wechselt“, stellt er in seinem schmalen
Band über den 17. Juni 1953 fest.
Kowalczuk zeigt in seiner detaillierten und
lebendig geschriebenen Darstellung, dass
der Volksaufstand in der DDR zu den „we-
nigen revolutionären Massenbewegungen
in der deutschen Geschichte“ zählt. Etwa ei-
ne Million Menschen beteiligten sich in über
700 Orten der DDR. Und im Gegensatz zu
den Revolutionen von 1848 und 1918/19
habe der 17. Juni 1953 mit dem Mauerfall
von 1989 eine „unverhoffte Vollendung“
gefunden.
Der Historiker plädiert deshalb für eine Ver-
ankerung des 17. Juni in der europäischen
Erinnerungskultur. Der Volksaufstand stehe
als revolutionäre Bewegung für einen de-
mokratischen Verfassungsstaat, er habe in
einer Diktatur Grenzen zu überwinden be-
absichtigt und er erlebte in vielen Staaten
vergleichbare Pendants. Zudem könne er als
Beleg dafür gewertet werden, dass es sich
„immer und überall lohnt, die Würde des
Einzelnen zu verteidigen“. Und er habe vor
dem Hintergrund der Wendejahre 1989/90
eine besondere „Suggestionskraft“ entwi-
ckelt. Insofern stehe der 17. Juni auch für
das neue Europa, das solche Erzählungen
und Mythen dringend benötige.
Kowalczuk hat anlässlich des 60. Jahresta-
ges nicht nur eine lesenswerte historische
Abhandlung vorlegt, sondern eine überfälli-
ge Ehrenrettung für einen fast vergessenen
Feiertag. aw ❚

Bernd Greiner,
Tim B. Müller,
Klaas Voß (Hg.):
Erbe des Kalten
Krieges 

Hamburger Edition,
Hamburg 2013;
507 S. 36 €

Obwohl der Kalte Krieg seit mehr als 20 Jah-
ren vorbei ist, prägt seine Hinterlassenschaft
bis heute die Sicherheitslage weltweit. Ver-
antwortlich dafür ist das „Sicherheitsethos“
der USA. Zu diesem Ergebnis kommt ein in-
ternationaler Historikerkreis in einem Sam-
melband über das „Erbe des Kalten Krie-
ges“. Vor allem der „Krieg gegen den Ter-
ror“ habe das Paradigma des Kalten Krieges
reaktiviert, schreibt der Militärhistoriker
Sean N. Kalic. So habe die Bush-Administra-
tion bewusst die Ideen und die Begrifflich-
keiten aus dem Ost-West-Konflikt übernom-
men, um alte Ängste lebendig zu halten. Die
Suche nach einem neuen Feindbild habe erst
am „11. September“ geendet, seitdem hät-
ten die USA wieder eine veritable Begrün-
dung und Legitimation für ihre globale Mi-
litärpräsenz. Im Zuge der „imperialen Präsi-
dentschaft“ von George W. Bush sei das Sys-
tem der „checks and balances“ zu Gunsten
der Exekutive ausgehöhlt worden.
Nicht nur die frühere Außenministerin
Madeleine Albright ist davon überzeugt,
dass es sich bei den USA um eine „unver-
zichtbare Nation“ handelt. Tatsächlich pfle-
gen amerikanische Politiker spätestens seit
den 1890er Jahren ein einzigartiges Ethos:
Danach seien die USA in höherem Auftrag
unterwegs, um die Welt zu verbessern und
zu retten, erinnert William O. Walker. Der
„nationale Sicherheitsstaat“ und das „Si-
cherheitsethos“ dominierten bis heute das
politische Denken und Handeln der politisch
Verantwortlichen, für US- Außenpolitiker sei
die unipolare Vorherrschaft ein „selbstver-
ständliches Recht“ der USA. Nach dem En-
de des Kalten Krieges, in dem die Sowjetuni-
on Washington „gebremst“ habe, bestünde
jetzt die Chance, die Macht der USA auszu-
bauen, zum Beispiel über eine Erweiterung
der US-Basen. So unterhielten die Vereinig-
ten Staaten Ende 2001 mehr als 700 Militär-
einrichtungen in 38 Ländern, zugleich waren
über 500.000 Militärangehörige in 153
Staaten stationiert. Unterdessen beruhigt
Bernd Greiner  die Gemüter: Es sei unwahr-
scheinlich, dass sich die alten und neuen Su-
permächte heutzutage aus ideologischen
Gründen zu Feinden erklären. manu ❚

KURZ REZENSIERT

Wenige Wochen vor der kommenden Bun-
destagwahl herrscht im Parlament Kehraus-
stimmung. Denn alle Gesetzesinitiativen
und Anträge, die bis zum Ende der Legisla-
turperiode nicht abschließend beraten wur-
den, fallen der sogenannten Diskontinuität
zum Opfer. Das heißt, sie müssten in der
kommenden Legislatur erneut eingebracht
werden. Deshalb absolviert der Bundestag
derzeit einen wahren Sitzngsmarathon mit-
unter bis in die späten Abendstunden.
Gleich drei Gesetzentwürfe und drei weite-
re Anträge der Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen für Änderungen im
Urheberrecht hat der Bundestag etwa am
vergangenen Donnerstag Abend abgelehnt.
Die drei Gesetzentwürfe der Linksfraktion
zur Digitalisierung vergriffener und verwais-
ter Werke (17/4661), zur Ermöglichung der
privaten Weiterveräußerung unkörperlicher
Werkexemplare (17/8377) und zur Stär-
kung der vertraglichen Stellung von Urhe-
bern und ausübenden Künstlern
(17/11040) wurden ebenso abgelehnt wie
ihr Antrag zur Digitalisierung (17/6341)
und zum Zweitveröffentlichungsecht für
Wissenschaftler (17/5479). Auch der Antrag
der Grünen für eine Reform des Urheberver-
tragsrechts (17/13949) fand keine Mehr-
heit.
Nach Ansicht der Linksfraktion bietet das
derzeit geltende Recht Urhebern keine aus-
reichende ökonomische Grundlage, argu-

mentierte deren Kulturpolitikerin Petra Sit-
te. „Darüber hinaus passt das Urheberrecht
nicht mehr zu der Art, wie eine Gesellschaft
Informationen erarbeitet und vermehrt“,
sagte Sitte. Das Leitprinzip der von ihrer
Fraktion eingebrachten Gesetzesentwürfe
und Anträge sei es, „eine faire Vergütung für
Kreative bei gleichzeitig möglichst freizügi-
ger Nutzung kreativer Werke.“

Einzige Rednerin Petra Sitte führte an die-
sem Donnerstag Abend jedoch zumindest
verbal einen einsamen Kampf, als sie kurz
nach 23 Uhr ans Rednerpult trat und in
knapp fünf Minuten ihre Argumente vor-
trug. Die ursprünglich vorgesehenen Redner
der anderen vier Bundestagsfraktionen hat-
ten es wegen der fortgeschrittenen Stunde
vorgezogen, ihre Redebeiträge zu Protoll zu
geben. Und so stellte die einsame Kämpfe-
rin der Linksfraktion am Ende ihrer Rede la-
pidar fest: „Ich werde die zu Protokoll gege-
benen Reden der Abgeordneten der anderen
Fraktionen interessiert lesen, um herauszu-
finden, warum Sie unserem Vorschlag heu-
te nicht zustimmen.“ aw ❚

Einsamer Kampf um 23 Uhr
URHEBERRECHT Bundestag lehnt Oppositionsinitiativen ab

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Lammert würdigt Jens als
herausragende Persönlichkeit
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) hat den verstorbenen Philologen Wal-
ter Jens als herausragende Persönlichkeit
und Intellektuellen gewürdigt. In einem
Kondolenzbrief an dessen Witwe schreibt er:
„Als Schriftsteller, Übersetzer, Literaturhis-
toriker und Kritiker war er geschätzt, gele-
gentlich gefürchtet, als gläubiger Protestant
und Pazifist einflussreich in den gesell-
schaftlichen Debatten.“ Sein Selbstver-
ständnis als Moralist habe die Streitkultur
nachhaltig geprägt. aw ❚

Oppositionsanträge zur
Alphabetisierung abgelehnt
Die Oppositionsfraktionen sind mit ihren
Vorstößen zur Alphabetisierung und Grund-
bildung gescheitert. Der Bundestag lehnte
am vergangenen Donnerstag die Anträge
der SPD (17/9564, 17/12724), der Linken
(17/8766) und von Bündnis 90/Die Grünen
(17/8765) mit der Stimmenmehrheit von
CDU/CSU und FDP ab. Die Opposition hatte
unterschiedliche Programme von Bund und
Ländern zur Reduzierung von Analphabetis-
mus gefordert. In Deutschland leiden rund
7,5 Millionen Menschen an funktionalem
Analphabetismus, rund 2,3 Millionen gelten
als Analphabeten im engeren Sinn. aw ❚

Keine Mehrheit für Anträge
zum Bafög und Hochschulen
Der Bundestag hat am vergangenen Don-
nerstag fünf Anträge der SPD (17/11823,
17/9576), der Linken (17/11824, 17/6372)
und der Grünen (17/7026) zum Ausbau des
Bafögs und zur bundesweiten Abschaffung
von Studiengebühren mit der Stimmen-
mehrheit von CDU/CSU und FDP abgelehnt.
Keine Mehrheit fanden auch die Anträge der
SPD (17/12690), der Linken (17/10861) und
der Grünen (17/9173) zur Aufstockung des
Hochschulpaktes und für eine bundesweite
gesetzliche Regelung des Hochschulzu-
gangs. aw ❚

SPD fordert gesetzlich 
geregelte Netzneutralität
Der Charakter des Internets als freies und
offenes Medium soll gestärkt werden. Daher
sollen die Netzneutralität und Diskriminie-
rungsfreiheit nach dem Willen der SPD-Frak-
tion gesetzlich geregelt werden. In einem
Antrag (17/13892) fordert sie die Bundesre-
gierung auf, die Gewährleistung der Netz-
neutralität als eines der Regulierungsziele
im Telekommunikationsgesetz (TKG) ver-
bindlich zu regeln. Grundsätzlich müssten
alle Datenpakete im Internet gleich behan-
delt werden. Kein Datenpaket dürfe wegen
Inhalt, Dienst, Anwendung, Herkunft oder
Ziel diskriminiert werden. hle ❚

Linken-Antrag zum
Bildungspaket abgelehnt
Die Linksfraktion ist mit ihrer Forderung
nach einer Reform des Bildungs- und Teilha-
bepaketes gescheitert. Der Bundestag lehn-
te den Antrag (17/13194) mit den Stimmen
der CDU/CSU und FDP ab. Die Linke hatte ei-
nen „bedarfsgerechten Ausbau“ des Paktes
und die Aufhebung des Kooperationsverbo-
tes im Bildungsbereich gefordert. aw ❚

KURZ NOTIERT
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Die Quadriga auf dem Brandenburger Tor kennt fast jeder,
ihren Schöpfer dagegen nur wenige: Johann Gottfried
Schadow. Schadow lebte von 1764 bis 1850 und war der
bedeutendste Bildhauer des deutschen Klassizismus. Der
Künstler wohnte nicht weit von seinem be-
rühmtesten Werk entfernt, in der heute
nach ihm benannten Schadowstraße 10-11
in Berlin Mitte. Sein Haus, 1805 erbaut, ist
eines der letzten erhaltenen klassizisti-
schen Gebäude in Berlin. Es war seit 2006
von Grund auf saniert und renoviert wor-
den, und wurde vergangene Woche an den
Bundestag übergeben. Bundestagspräsi-
dent Wolfgang Thierse (SPD) nahm den
Schlüssel zum renovierten Schadow-Haus
in Empfang. 
„Mit der Sanierung des Schadow-Hauses
übernimmt der Bundestag Verantwortung
für den Erhalt eines besonderen Bau- und Kulturerbes der
Hauptstadt“, sagte Wolfgang Thierse in Beisein von Bun-
destagspräsident Norbert Lammert (CDU) und Bundes-
tagsvizepräsident Eduard Oswald (CSU). In dem Gebäude
ließen sich die Facetten der bürgerlichen Stadtgeschichte,

„zweier ganzer Jahrhunderte ablesen“. Schadow, der Erbau-
er des Hauses, sei eine der prägendsten Gestalten der preu-
ßischen Kunst und Kulturgeschichte gewesen. Die Reno-
vierung und Restaurierung des Hauses sei auch deshalb

„ein wichtiges persönliches Anliegen“, sag-
te Thierse, da der Entschluss zur Herrich-
tung des Hauses in  seiner Amtszeit als Bun-
destagspräsident (1998 bis 2005) gefallen
sei. Nach der Renovierung sei es nun ein
„echter Gewinn für Berlin“. 
Die Restaurierung sei eine spannende Zeit,
eine enorme Herausforderung und eine er-
hebliche finanzielle Geduldsprobe gewor-
den. 
Die Präsidentin des Bundesamtes für Bau-
wesen und Raumordnung, Rita Ruoff-Breu-
er, sagte, nach der langen und anspruchs-
vollen Projektarbeit sei sie stolz darauf, die-

ses hergerichtete Schadow-Haus nun übergeben zu kön-
nen. „Das Haus ist ein Denkmal von kultureller und
nationaler Bedeutung.“ Der preußische König Friedrich
Wilhelm III. habe Schadow das Haus als Anerkennung des-
sen künstlerischer Leistungen geschenkt, sagte Ruoff-Breu-

er. „Es war, wenn man so will, schon damals eine öffent-
lich geförderte Baumaßnahme.“ Bei der Renovierung und
Restaurierung habe die Prämisse gegolten, die originale
Bausubstanz so gut wie möglich zu erhalten. So wurden
die Farben der Räume nach alten Rezepten gefertigt, Zie-
gel nach alten Angaben nachgebrannt und historische De-
tails ergänzt. 40 Restauratoren hätten daran gearbeitet, das
Haus in ein „Schmuckstück“ zu verwandeln. 
Hans-Joachim Henzgen vom Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung, das für die Restaurierung zuständig
war, sagte, die denkmalpflegerischen Anforderungen des
Umbaus seien nur mit der Museumsinsel in Berlin zu ver-
gleichen. „Alles, was erneuert werden musste, wurde mit
historischen Baustoffen ersetzt.“ Besonders problematisch
sei die Dachstuhlsanierung gewesen. Die Balken waren mit
einem hochgiftigen Holzschutzmittel kontaminiert, das
man aber habe entfernen und die Balken dann versiegeln
können.
Die Gesamtkosten des Umbaus betrugen knapp 17 Millio-
nen Euro. Das Haus wurde renoviert, um Platz für zusätz-
liche Büros für die Bundestagsverwaltung zu schaffen. Auf
1.000 Quadratmetern wird zukünftig das Kunstreferat des
Bundestages untergebracht sein. Julian Burgert ❚

»Ein echter Gewinn für Berlin«

ORTSTERMIN: SCHLÜSSELÜBERGABE IM SCHADOW-HAUS

Länger 
in Bosnien
19. Juni 1998: SFOR-Mandat verlängert
„Das Land ist noch längst nicht über den
Berg“, warnte Klaus Kinkel (FDP) am 
19. Juni 1998 im Bundestag. Der Außen-
minister sprach von Bosnien-Herzegowi-
na, wo sich nach dem Zerfall Jugosla-
wiens Anfang der 1990er Jahre und dem
Bürgerkrieg der Frieden noch festigen
musste. Keine drei Jahre war es her, dass
im US-amerikanischen Dayton unter in-
ternationalem Druck ein Friedensvertrag
zwischen den Konfliktparteien ausgehan-
delt worden war, der die Entsendung ei-
ner multinationalen Friedenstruppe vor-
sah. Mit deutscher Beteiligung. Die Bun-
deswehrsoldaten „erfüllen einen schwie-
rigen Friedensdienst“ und „tun das mit

Bravour“, so Kinkel in der Debatte im Ju-
ni 1998, an deren Ende das Parlament
das sogenannte SFOR-Mandat ohne zeit-
liche Begrenzung verlängerte und der
Mission weiterhin 3.000 deutsche Solda-
ten zur Verfügung stellte. 302 Abgeordne-
te stimmten damals für die Verlängerung
des Einsatzes, 78 votierten mit Nein, 190
enthielten sich. Streitpunkt der Ausspra-
che war allerdings weniger das Mandat,
sondern eine Äußerung Jürgen Trittins
(Bündnis 90/Die Grünen), in der er Pa-
rallelen zwischen Bundeswehr und Wehr-
macht zog. Joschka Fischer distanzierte
sich zwar von seinem Parteifreund, warf
der Regierung jedoch vor, die Debatte für
Wahlkampfzwecke zu missbrauchen. 
Das deutsche Engagement in Bosnien en-
dete im Herbst 2012. Es ist der bis dato
längste Auslandseinsatz der Bundeswehr.
Insgesamt wurden 63.500 Soldaten in
das Balkanland entsandt; 18 verloren 
dabei ihr Leben. Benjamin Stahl ❚

Ein Leben ohne Mops ist möglich,
aber sinnlos. Dieser Satz stammt
von Loriot, der stets einen dieser
niedlichen und immer gut ge-

launten Vierbeiner mit den großen Augen
an seiner Seite oder auf seinem Schoß
hatte. Wäre Loriot nicht Unterhaltungs-
künstler gewesen, sondern hätte er sein
Leben der Politik gewidmet, sein Mops
hätte das Reichstagsgebäude und die be-
nachbarten Bürohäuser allenfalls von au-
ßen betrachten dürfen. Denn Vierbeiner
sind in den Gebäuden nicht erlaubt –
und selbstverständlich auch keine Papa-
geien und andere Haustiere. 
Das soll nach dem Willen einiger Abge-
ordneter anders werden. Zwölf von ihnen
würden nach Presseberichten gerne ihre
Hunde ins Büro mitbringen und haben
sich an den Ältestenrat gewandt, um eine
Änderung der Hausordnung zu erreichen,
nach der Tiere (außer Blindenführhunde)
verboten sind. Der Tierschutzbund unter-
stützt die Aktion, weil Hunde gut fürs Be-
triebsklima seien. Einzige bekannte Aus-
nahme im Bundestag bisher war die Blin-
denführhündin „Fanta“, die einen Mitar-
beiter der Linksfraktion sicher durch die
Gebäude brachte. 
Vielleicht wäre die generelle Zulassung
von Hunden doch des Guten zu viel,
selbst wenn der Mops noch so interessiert
der Arbeit im Büro zuschauen, das Ar-
beitsklima durch seine nette Art stark ver-
bessern und sicher auch brav die Zeitung
aus dem Nachbarbüro holen würde. Man
stelle sich nur vor, der Jagddackel eines
CSU-Abgeordneten stürzt sich wütend
auf den kleinen Chihuahua einer SPD-
Kollegin, und der Beagle eines FDP-Abge-
ordneten bekommt regelmäßig ausge-
rechnet vor dem Zimmer eines bestimm-
ten Fraktionskollegen eine Blasenschwä-
che. Es bleibt wohl nur das Politik-Leben
ohne Mops & Co. hle ❚

Ein Mops 
im Reichstag

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 15 JAHREN ...

Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU)
besucht die Truppen in Bosnien.

Rita Ruoff-Breuer vom Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung überreicht Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD) den Schlüssel zum renovierten Schadow-Haus.
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 24.-28.06.2013
Pflegereform (Do),
Berufsbildungsbericht 2013 (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 24 vom 10.06.2013, „Im
Würgegriff der Schulden“ auf Seite 3:
In dem Artikel schreiben Sie, dass Schlaglö-
cher ein sicheres Indiz für leere kommuna-
le Kassen sind. Das sehe ich nicht so, Schlag-
löcher sind vielmehr ein offensichtliches In-
diz für mangelhaften Straßenbau. 

Ganz deutlich ist dies zu sehen auf dem Fo-
to der aufgeplatzten Straße in Schwerin über
dem Artikel. Hier sieht man, dass die Stra-
ße aus einer dünnen Teerdecke besteht, die
auf Pflaster- oder Backsteinen liegt. Die
Teerdecke kann so keine Verbindung mit
dem Untergrund eingehen und sich auf den

glatten Steinen nicht halten. Das ist wie ein
Zuckerguss auf einem Kuchen: Sie blättert
ab. Für mich ist nicht nachvollziehbar, dass
die Kommunen die Straßenbaufirmen für
eine solche schlechte Ausführung nicht
haftbar machen. Warum sollen die Kommu-
nen dafür zahlen?

Die deutschen Straßenbaufirmen könnten
von Finnland lernen. In ganz Nordfinnland
gibt es trotz eines längeren Winters mit tiefs-
ten Temperaturen keine Schlaglöcher, wenn
Schnee und Eis abgetaut sind. Sollten sich
dort trotzdem Risse bilden, weil sich der
Teer über moorigem Grund, der sich be-
wegt, absenkt, so wird die gesamte betref-
fende Fläche mit Heißluft erhitzt und der
weichgemachte Straßenbelag mit einer
Hohldeckenwalze gelockert. Dann wird er
mit noch warmem Teer und Kies sofort wie-
der aufgeschüttet und festgewalzt. 
Auf diese Weise muss keine Straße abgefräst,
keine alte Teerdecke abtransportiert und
keine Straße gesperrt werden. Der Belag
wird halbseitig entfernt, sodass immer ein
Teil der Straße befahrbar ist. Das geschieht
im Schritttempo über sehr lange Strecken,
was ich 450 Kilometer nördlich des Polar-
kreises selbst gesehen habe. Auch in Öster-
reich gibt es keine Schlaglöcher, selbst auf
alpinen Straßen nicht.
Nur hier bei uns wird über schlechte Stra-
ßen gejammert, die meiner Meinung nach
einfach nur schlechte Wertarbeit sind. 

Bernhard Vetter, Nürnberg

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

>Hansgeorg Hauser
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
CSU
Am 20. Juni wird Hansgeorg Hauser 
70 Jahre alt. Der Diplom-Kaufmann und 
Steuerberater trat 1982 der CSU bei, war von
1992 bis 2004 stellvertretender Vorsitzender
des CSU-Kreisverbands Roth und gehörte
von 1996 bis 2005 dem dortigen Kreistag an.
Hauser, von 1993 bis 1995 finanzpolitischer
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, amtierte
von 1995 bis 1998 als Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundesminister der Fi-
nanzen. In allen drei Wahlperioden arbeitete
der Direktkandidat des Wahlkreises Roth im
Finanzausschuss mit.

>Paul Laufs
Bundestagsabgeordneter 1976-2002,
CDU
Paul Laufs wird am 22. Juni 75 Jahre alt.
Der promovierte Ingenieur und langjährige
Sprecher seiner Fraktion in Fragen der Reak-
torsicherheit ist seit 1963 CDU-Mitglied.
Laufs war von 1991 bis 1993 Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bundesumweltmi-
nister und von 1993 bis 1997 in dieser Funk-
tion beim Bundesminister für Post und Tele-
kommunikation. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Waiblingen gehörte im Bundes-
tag vorwiegend dem Ausschuss für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit an.

>Klaus von Dohnanyi
Bundestagsabgeordneter 1969-1981,
SPD
Am 23. Juni vollendet Klaus von Dohnanyi
sein 85. Lebensjahr. Der promovierte Jurist,
ein Neffe Dietrich Bonhoeffers, trat 1957 der
SPD bei, war von 1968 bis 1969 beamteter
Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministe-
rium und von 1969 bis 1972 Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bundesbildungs-
minister. 1972 wurde er dort Nachfolger
Hans Leussinks und schied 1974 aus der Bun-
desregierung aus. Von 1976 bis 1981 amtier-
te Dohnanyi als Staatsminister im Auswärti-
gen Amt und wurde 1981 Erster Bürgermeis-
ter in Hamburg. 1988 trat er zurück. Nach
1990 engagierte er sich als wirtschaftlicher
Berater in den neuen Bundesländern. Seit
1995 ist er Mitglied im Club of Rome.

>Erich Riedl
Bundestagsabgeordneter 1969-1998,
CSU
Erich Riedl begeht am 23. Juni seinen 80. Ge-
burtstag. Der promovierte Diplom-Kaufmann
aus München, CSU-Mitglied seit 1964, war
von 1979 bis 1995 Vorsitzender des dortigen
Kreisverbands seiner Partei. Riedl, der im
Bundestag überwiegend im Haushaltsaus-
schuss mitarbeitete, amtierte von 1987 bis
1993 als Parlamentarischer Staatssekretär
beim Bundesminister für Wirtschaft.

>Volkmar Kretkowski
Bundestagsabgeordneter 1976-1994,
SPD
Am 23. Juni wird Volkmar Kretkowski 
75 Jahre alt. Der Realschuldirektor aus
Krefeld gehörte von 1974 bis 1991 dem 
dortigen Stadtrat an und war von 1976 bis
1992 Vorsitzender des SPD-Unterbezirks 
Krefeld. Kretkowski engagierte sich im Bun-
destag vorwiegend im Verkehrsausschuss.

>Eberhard Bueb
Bundestagsabgeordneter 1985-1987,
Die Grünen
Eberhard Bueb wird am 27. Juni 75 Jahre alt.
Der Textilingenieur, der sich 1980 der Partei
Die Grünen anschloss und 1981 bayerischer
Landesvorsitzender wurde, war im April 1985
in den Bundestag nachgerückt. Bueb,
Parlamentarischer Geschäftsführer seiner
Fraktion, war Mitglied im Ausschuss für 
Arbeit und Sozialordnung.

>Doris Odendahl
Bundestagsabgeordnete 1983-1998,
SPD
Doris Odendahl wird am 30. Juni 80 Jahre alt.
Die Kauffrau aus Sindelfingen stieß 1969 zur
SPD, war von 1981 bis 1989 Kreisvorsitzen-
de in Böblingen und Mitglied im SPD-Landes-
vorstand Baden-Württemberg. Odendahl 
gehörte in allen Wahlperioden dem Aus-
schuss für Bildung und Wissenschaft an und
war von 1996 bis 1998 dessen Vorsitzende.

>Franz Sauter
Bundestagsabgeordneter 1972-1990,
CDU
Franz Sauter vollendet am 30. Juni sein 
85. Lebensjahr. Der Landwirtschaftsmeister
aus Epfendorf im Landkreis Rottweil trat
1953 der CDU bei, war von 1964 bis 1977
Vorsitzender des Kreisverbands Rottweil und
gehörte von 1953 bis 1999 dem dortigen
Kreistag an. Sauter engagierte sich im
Bundestag in allen Wahlperioden im 
Landwirtschaftsausschuss. bmh ❚

SEITENBLICKE

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 1. Juli.

PANNENMELDER

Der in dem Text „Unabhängig und doch
nicht frei – ein Land sucht seinen Weg“ auf
Seite 9 unserer Ausgabe vom 10.6.2013 er-
wähnte Direktor des Deutschen Wirt-
schaftsbüros Taipei (AHK Taiwan) heißt Ro-
land Wein.

»Ein
Denkmal von

kultureller und
nationaler

Bedeutung«
Rita Ruoff-Breuer, 

Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung



Es ging um nichts weniger als
um die Freiheit, damals vor 60
Jahren in der DDR. „Kollegen,

reiht euch ein, wir wollen freie Men-
schen sein!“, dieser Ruf der Bauar-
beiter von der Stalinallee in Ostber-
lin ist der Kern der Botschaft des Auf-
standes, der unter der schlichten Be-
zeichnung „17. Juni“ in die
Geschichte einging. Die historischen
Fotoaufnahmen, die zu Beginn der
Protestaktionen ge-
macht wurden, zei-
gen fröhliche Gesich-
ter voller Hoffnung,
fast Unbeschwert-
heit. Sie erinnern an
ein Zitat von Vaclav
Havel:

Hoffnung ist nicht
die Überzeugung,
dass etwas gut aus-
geht, sondern die Gewissheit, dass
etwas Sinn hat, egal wie es ausgeht.

Damals ist es nicht gut ausgegan-
gen. Der 17. Juni 1953 ist blutig ver-
laufen. Die Machthaber des Arbeiter-
und Bauernstaates, die keine in frei-
en Wahlen erworbene Legitimation
besaßen, wollten nicht hören, was
die Menschen ihnen zu sagen hatten.
Sie haben die Stimme der Freiheit
mit sowjetischen Panzern und Ge-
walt zum Schweigen gebracht. 

Heute gedenken wir der mutigen
Frauen und Männer, die damals der
Staatsgewalt zum Opfer fielen, die
ihr Leben ließen oder nach der Zer-
schlagung des Aufstandes verhaftet
und zu langen Gefängnis- oder
Zuchthausstrafen verurteilt, die ver-
leumdet, kriminalisiert oder sozial
benachteiligt wurden. Wir denken
heute auch an jene, die keinen ande-
ren Ausweg sahen, als ihre Heimat,
ihre Familien, ihre Freunde zu verlas-

sen und in den Westen zu fliehen. Bis
zum Bau der Mauer 1961 stimmten
so rund 2,7 Millionen Menschen mit
den Füßen ab. Man nannte es „Repu-
blikflucht“, und das war in einer an-
geblich demokratischen Republik
ein Straftatbestand. 

Dieser 17. Juni gehört zweifellos
zu den Schlüsseldaten der jüngeren
deutschen Geschichte, auch wenn er
in seiner vollen gesamtdeutschen
und europäischen Bedeutung noch
immer nicht angemessen wahrge-
nommen wird. Er war der Beginn ei-
ner Reihe von Aufständen, in Buda-
pest, Prag, Warschau, deren gewaltsa-
me Niederschlagung Grundlage ei-
nes historischen Triumphes wurde. 

Die Ostdeutschen haben mit ih-
rem Mut ein stolzes Kapitel in der
nicht allzu reichen Geschichte der
Aufstands- und Freiheitsbewegun-
gen unseres Volkes geschrieben. Die
Geschichte des 17. Juni zeigt aber
auch: Freiheitskämpfe verdienen
nicht erst dann Respekt, wenn sie er-
folgreich gewesen sind, sondern
dann, wenn sie stattfinden. Deshalb
sind unsere Gedanken und unsere

Solidarität heute
auch bei denen, die
in diesen Tagen und
Stunden dabei sind,
für ihre Freiheit zu
kämpfen, in Syrien,
im Iran oder in
Weißrussland, um
nur einige Länder zu
nennen.

Natürlich verfol-
gen wir die Ereignisse und Entwick-
lungen in der Türkei mit großer Auf-
merksamkeit und besonderen Erwar-
tungen, einem Land, das Beitrittsver-
handlungen mit der Europäischen
Union führt. Im Übrigen müssen wir
uns gelegentlich auch selbst kritische
Fragen zu unserem Umgang mit An-
dersdenkenden, Minderheiten und
Demonstranten stellen, jedenfalls
gefallen lassen.

Auf den Zusammenhang zwischen
der Volkserhebung 1953, den späte-
ren Aufständen in Ungarn, der Tsche-
choslowakei und Polen und dem Fall
der Mauer 1989 sowie der Wieder-
vereinigung unseres Landes wurde
schon oft hingewiesen. Bezeichnen-
derweise war dieser Zusammenhang
den Menschen in der DDR, die 1989
die friedliche Revolution vollbracht
haben, kaum bewusst, was nicht zu-
letzt ein Ergebnis insoweit erfolgrei-
cher staatlicher Propaganda war.

Dass dieser Zusammenhang aber be-
steht, belegt die unfreiwillig komi-
sche Frage des damaligen Staatssi-
cherheitsministers Erich Mielke im
August 1989: „Bricht morgen der 17.
Juni aus?“ Der 17. Juni ist 1989 nicht
ausgebrochen, weil die Panzer da-
mals gottlob in den Kasernen geblie-
ben sind. Im Sommer und Herbst
1989 wurde aber vollendet, was
1953 mit dem Ruf des Volkes nach
Freiheit begann. 

Während die DDR-Propaganda
den 17. Juni zum faschistischen
Putschversuch herabwürdigte und
tabuisierte, beschloss der Bundestag
schon wenige Wochen nach dem

Aufstand, den 17. Juni als Tag der
Deutschen Einheit zum Gedenktag
zu erheben. Wie unterschiedlich der
Umgang mit dem 17. Juni im Osten
und im Westen war, hat Erhard Epp-
ler auf eine treffende Weise einmal so
zusammengefasst: 

Die Westdeutschen haben zwar ge-
feiert, aber nichts riskiert. Die Ost-
deutschen haben etwas riskiert, aber
nichts gefeiert.

Bald 25 Jahre nach der Einheit ge-
lingt es uns heute hoffentlich besser,
den 17. Juni aus gemeinsamer Per-
spektive zu betrachten und zusam-
men zu feiern, dass die Menschen im
Osten damals etwas riskiert haben.
Deshalb ist der 17. Juni ein heraus-
ragendes Datum unserer Geschichte,
ein Tag, der, um auf Vaclav Havel zu-
rückzukommen, damals zwar nicht
gut ausging, aber gleichwohl Sinn
hatte und seine Wirkung später ent-
faltet hat. 

Was sagt uns dieses Datum heute?
Welchen Sinn hat dieser Tag für uns,

die wir die Freiheiten einer Demo-
kratie als selbstverständlich empfin-
den? Es ist gut, dass wir die Demo-
kratie als Normalzustand empfin-
den, weil das zeigt, dass Freiheit,
Selbstbestimmung und Rechtsstaat
für uns normal, also die Norm sind.
Aber sie sind eben nicht selbstver-
ständlich. 

Sehr geehrter Herr Bundespräsi-
dent, Sie wissen und sagen auch im-
mer öffentlich, dass das so ist. Sie ha-
ben den Aufstand vom 17. Juni 1953
als 13-Jähriger persönlich miterlebt
und ihn als ein „elektrisierendes Er-
lebnis“ beschrieben. Was es damals
bedeutete, einer Diktatur ausgeliefert
zu sein, haben Sie und Ihre Familie
persönlich bitter erfahren müssen.
Auch deswegen können Sie über das
große Thema Freiheit so überzeu-
gend reden. Wir freuen uns, dass Sie
heute aus diesem Anlass zu uns spre-
chen. Sie haben das Wort.

(Beifall)

DOKUMENTATION

Norbert Lammert (*1948)
Bundestagspräsident

Prof. Dr. Norbert Lammert, Präsident des Deutschen Bundestages

Es ging um nichts weniger
als um die Freiheit

Dieser 17. Juni
gehört zu den
Schlüsseldaten
der jüngeren

deutschen
Geschichte.

Gedenkstunde zum 17. Juni 1953 / 247. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 14. Juni 2013
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Erinnerung kann fast alles sein.
Sie kann Trost spenden, aner-
kennen und würdigen. Sie kann

aber auch der Tarnung und Täu-
schung dienen, kann Hindernis statt
Hebel sein, kann verdunkeln statt zu
erhellen. Wenn ich mir etwas wün-
schen darf heute, dann ist es dies: dass
das Wissen über den 17. Juni in der
DDR zum Allgemeingut aller Deut-
schen wird und dieser Tag damit jene
Anerkennung erfährt, die ihm als
Volksaufstand gebührt.

Zu meiner Freude versammeln
sich in diesen Tagen überall in
Deutschland viele, die damals auf die
Straßen gegangen sind. Einige von

ihnen kann ich heute bei dieser Fei-
er begrüßen.

Sie haben damals in Leipzig, Dres-
den und an vielen anderen Orten der
DDR, Görlitz will ich nicht unerwähnt
lassen, den Widerstand 1953 miter-
lebt und mitgetragen. Sie sind aus der
Fabrikhalle, aus dem Hörsaal oder aus
Ihrem Wohnzimmer hinaus auf die
Straße gegangen, weil Sie eine ge-
meinsame Hoffnung teilten, die Hoff-
nung, dass man mit Entschlossenheit
die Gesellschaft verändern kann.

Ich war damals, wie Sie eben gehört
haben, noch ein Kind, erst 13; aber ich
erinnere mich sehr genau an die Wel-
le der Euphorie, als die Werftarbeiter
in Rostock und Warnemünde streik-
ten. Wir hatten schulfrei. Ich hing am
Radio, hörte die Westsender, wenn sie
nicht gerade gestört waren, und ich
war mir sicher: Es wird nicht weiterge-
hen wie bisher. Jetzt beginnt eine neue
Zeit.   Diese Zuversicht beflügelte da-
mals Millionen. Vor allem der RIAS
war 1953 unsere Informationsquelle.
Menschen aus dem Ostsektor berich-
teten von protestierenden Arbeitern
auf der Stalinallee und von langen De-
monstrationszügen in mehreren
Stadtteilen, auch von schweren Zer-
störungen und gewaltsamen Ausei-
nandersetzungen mit der Polizei. Zwi-
schen Hochgefühl und Entsetzen la-
gen dann allerdings nur wenige Stun-

den. Acht Jahre nach Kriegsende roll-
ten wieder Panzer durch Berliner Stra-
ßen, wurde auf Menschen geschossen.
Es gab Schwerverletzte und Tote. Mit
der Hilfe der sowjetischen Verbünde-
ten schlug die DDR-Regierung den
Aufstand nieder. 

Im Rückblick erkennen wir die Dy-
namik des Geschehens sehr viel klarer,
können uns auf umfassende Berichte
und Dokumente stützen und sind
nicht mehr beschränkt auf die eigene
oder auch eine ideologisch verzerrte
Perspektive. Heute wissen wir: Der 17.
Juni war weit mehr als ein singuläres
Ereignis in der Hauptstadt der DDR.
In mehr als 700 Orten kam es zu
Streiks, Kundgebungen, Aktionen,
auch zur Erstürmung von SED- und
Polizeigebäuden. Hunderttausende
Bürger schlossen sich den Aktionen
an. Es war übrigens auch kein singu-
lärer Protest in einer Gesellschaft der
völlig Angepassten. Jahrelange Pro-
testaktionen und Widerstand   wenn
auch in geringem Ausmaß gingen ihm
voraus. Es gab Widerstandsgruppen
besonders unter Schülern in Thürin-
gen und Sachsen. Es gab Flugblätter,
Losungen an den Wänden, einen
selbstgebastelten Radiosender, der
1949 im Umkreis von 40 Kilometern

Joachim Gauck (*1940)
Bundespräsident  

Joachim Gauck, Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland 

Aus unserer Erinnerung an einst
erwächst Solidarität jetzt
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die Festrede von Staatspräsident Wil-
helm Pieck zum 70. Geburtstag von
Stalin störte, und es gab viele Men-
schen, die individuell oder in kirchli-
chen und anderen Gruppen Wider-
spruch wagten oder in den Blockpar-
teien ein eigenes, nicht völlig gleich-
geschaltetes Parteiprofil zu erhalten
suchten. Mehr als 900 DDR-Bürger
wurden bis 1953 von den sowjeti-
schen Militärtribunalen zum Tode
verurteilt und in Moskau hingerichtet,
unter ihnen mein Rostocker Lands-
mann Arno Esch, ein liberaler Student
an unserer Universi-
tät, unschuldig wie die
allermeisten dieser
Opfer. Der russische
Verein MEMORIAL
hat die Liste der Opfer
zusammengetragen.
Sollten wir diesen
Menschen nicht end-
lich einen angemesse-
nen Platz in unserem
kollektiven Gedächtnis geben?

Wir wissen auch längst: Der 17. Ju-
ni war mehr als ein Arbeiteraufstand.
Das viel zitierte Gesetz über die Nor-
menerhöhung bildete nur die Initial-
zündung für eine kollektive Erhebung.
Seit Sommer 1952 war der sogenann-
te planmäßige Aufbau des Sozialismus
verschärft worden und hatte vor fast
keiner sozialen Gruppe haltgemacht.
Auch wir Jüngsten spürten das. Denn
wir Kinder wurden in den Schulen in-
doktriniert, größere Schüler zum Ar-
beitseinsatz verpflichtet; die Mitglieder
der Jungen Gemeinde wurden von
den Oberschulen relegiert, Studenten-
pastoren sogar verhaftet, trotz einer
Verfassung, die Meinungs- und Religi-
onsfreiheit garantierte.

Der Druck war allgegenwärtig. Das
spürten die Bauern, die in Landwirt-
schaftliche Produktionsgemeinschaf-
ten gezwungen werden sollten. Sie
spürten es ebenso wie die Handwer-
ker und Gewerbetreibenden, die
durch den Staat, durch neue Steuern
an den Rand ihrer Existenz gebracht
wurden. Und während die Lebensmit-
tel knapper wurden, nahm die Zahl
der Haftstrafen beständig zu. Der Ver-
such, mit einem „neuen Kurs“ die Be-
völkerung zu beschwichtigen, kam
halbherzig, und er kam zu spät. Der
Aufstand brauchte also keine Ver-
schwörer oder konspirativen Kräfte
aus dem Westen, deren Existenz die
SED später so hartnäckig behauptete.
Der Aufstand entsprang vielmehr der
millionenfach empfundenen Wut
über unhaltbare Zustände. Arbeiter
im Blaumann folgten ihm genauso
wie Studenten, Landwirte und Haus-
frauen. Die Belegschaften der großen
Werke in Bitterfeld und Halle waren
genauso dabei wie die Einwohner von
Görlitz, die das Haus der SED-Kreis-
leitung und zwei Gefängnisse stürm-
ten. Sogar einige Mitglieder der SED
konnten sich dem Sog der Bewegung
nicht entziehen. So geschah es da-
mals, dass sich sogenannte Linien-
treue, ob aus Angst oder aus neuge-
wonnener Überzeugung, am 17. Juni
auf offener Straße ihre Parteiabzei-
chen von der Brust nahmen. Die For-
derungen damals waren so vielfältig

wie die Fordernden. Sie reichten von
der Rückgabe der Normerhöhung bis
hin zu freien Wahlen, von der Aufhe-
bung der Zonengrenze und vereinzelt
bis hin zur nationalen Einheit. 

Der 17. Juni war ein Volksaufstand
für Demokratie und Recht. Er entwi-
ckelte eine Strahlkraft bis in den Gu-
lag. Dort hat die Nachricht es hinge-
schafft, über Zehntausende von Kilo-
metern zu den völlig abgeschiedenen,
fast vollständig von der Außenwelt
isolierten Straflagern im Ural. Auch in
Workuta zündete der Funke. Men-

schen, die dort am
Ende ihrer körperli-
chen Kräfte und am
Ende ihrer Duldsam-
keit waren, traten in
den Streik. Der Lager-
aufstand dort wurde
im Sommer 1953
brutal niedergeschla-
gen. Doch den Über-
lebenden galt der 17.

Juni auch danach als Zeichen des
Neubeginns.

„Kollegen, reiht euch ein, wir wol-
len freie Menschen sein!“ Unter die-
ser Losung von damals hat die Bun-
desstiftung zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur eine Ausstellung erarbeitet,
die in vielen Orten unseres Landes
Station macht. Das Begleitheft liegt
auf meinem Schreibtisch. Es berührt
mich, auf den Schwarz-Weiß-Aufnah-
men von damals couragierte, oftmals
ausnehmend fröhlich blickende Men-
schen, Männer und Frauen, zu erken-
nen, Menschen, die einmal mehr be-
wiesen haben: Auch Deutsche kön-
nen Widerstand. Wir sehen die Hoff-
nung, die Unbeugsamkeit und die
Zuversicht in den Gesichtern und wer-
den gleichzeitig schmerzvoll daran er-
innert: So viele bezahlten ihren Mut
mit großen Opfern, einige auch mit
dem Leben.

Die genaue Zahl der Toten vom 17.
Juni kennt niemand. Für die SED war
der 17. Juni genauso wie für die Füh-
rung in Moskau ein faschistischer,
vom Westen gesteuerter Putsch. Teil-
nehmer wurden als „Rädelsführer“
beschuldigt und standrechtlich er-
schossen. Sie wurden in Stasi-Gefäng-
nissen gefoltert und dann als Selbst-
mörder ausgegeben. Sie wurden zufäl-
lig getötet oder ganz gezielt zur Ab-
schreckung hingerichtet. Einer von
ihnen, Wolfgang Röhling, nur wenig
älter als ich damals, starb mit 15 Jah-
ren, weil er im Spandauer Schifffahrts-
kanal baden wollte. Ein 24-jähriger
Schlosser stand einen Tag nach dem
Protestmarsch als Angeklagter vor ei-
nem Militärtribunal und wurde we-
gen „konterrevolutionärer Absichten“
zum Tode verurteilt. Wohin seine Lei-
che gebracht wurde, blieb bis heute
ungeklärt. Sein Name wurde aus allen
offiziellen Karteien getilgt, so als hät-
te es ihn nie gegeben. Seit 1993 ist in
Jena eine Straße nach ihm benannt:
Alfred Diener. 1995 wurde Diener üb-
rigens, wie die meisten der damaligen
Opfer, vom Generalstaatsanwalt der
Russischen Föderation rehabilitiert.

Auch wenn viele Namen und Tatsa-
chen erst seit 1990 aufgearbeitet wer-
den konnten, gab es im Westen unse-

res Landes schon vorher zahlreiche
Momente des Gedenkens. Millionen
Westdeutsche waren schockiert über
die Niederschlagung des Aufstandes,
äußerten ihr Mitgefühl und ihre Soli-
darität mit den Nachbarn im Osten.
Schon fünf Tage nach Ausbruch des
Volksaufstandes benannte der Berli-
ner Senat die Straße zwischen dem
Brandenburger Tor und der Siegessäu-
le in „Straße des 17. Juni“ um, und
schon im August 1953 erklärte die
westdeutsche Regierung den 17. Juni
zum Tag der Deutschen Einheit und
zum gesetzlichen Feiertag der Bundes-
republik Deutschland. Ost und West
waren damals noch tief verbunden.

Der Bundespräsident des Jahres
2013 möchte an diesem Tag der alten
Bundesrepublik von 1953, ihren Re-
präsentanten und Bürgern, von Her-
zen Dank sagen, dass das größere
Deutschland den Freiheitsmut des
kleineren Deutschland aufbewahrte,
ehrte und würdigte.

Später wurden Politik, Wissen-
schaft und Journalismus dem 17. Ju-
ni allerdings auch im Westen nur un-
zureichend gerecht. Nach einer ersten
Welle großer Aufmerksamkeit folgten
bald Kommentare, die die Bewegung
auf einen Arbeiteraufstand gegen die
Normerhöhung reduzierten. In den
70er- und 80er-Jahren verweigerte
sich der Zeitgeist zunehmend, einen
Protest zu würdigen, der als antikom-
munistisch diskreditiert schien, und
Bonn suchte den Ausgleich mit Ost-
berlin; man wollte die Annäherung
nicht erschweren. 1968 diskutierte die
Große Koalition sogar die Abschaf-
fung des Gedenktags.
So wurde der 17. Juni
auch im Westen zum
Thema von einzel-
nen Engagierten, die
gegen den Strom
schwammen und Kri-
tik am Kommunis-
mus weder als kon-
servativ noch als re-
aktionär verstanden
wissen wollten. Ihnen gebührt aus-
drücklich unser Dank.

Ich bekenne ausdrücklich, dass es
eine Zeit gab, in der auch ich, wie vie-
le bürgerliche und liberale Intellektu-
elle in den 50er-Jahren mit einem
Thomas Mann zugeschriebenen Dik-
tum, den Antikommunismus für die
Grundtorheit der Epoche hielt. Doch
eigentlich konnte man es damals
schon wissen: Es gibt zwei Arten von
Antikommunismus. In der Zeit des
Kalten Krieges konnte er einerseits ei-
nem Vorurteil entspringen, einem Ver-
schwörungsdenken, einer Intoleranz
oder auch einer reaktionären Arro-
ganz. Wem der Antikommunismus
als McCarthyismus begegnete, als
Ausschaltung von gesellschaftskriti-
schen Impulsen und Personen, für
den hieß ein Gebot der Aufklärung:
So nicht. 

Aber wer nicht erkannte, dass es ei-
nen Antikommunismus gab und gibt,
der entstanden ist aus Leid, der Erfah-
rung von Willkür und Unrecht, aus
millionenfachem Tod und auch we-
gen der Auslöschung des mühsam ge-
wachsenen und errungenen Demo-

kratieprojektes, der hat das 20. Jahr-
hundert nicht verstanden.

Für mich und unzählige Menschen
in Mittel- und Osteuropa ist dieser
aufgeklärte Antikommunismus nicht
nur ein Erfordernis zur Verteidigung
unserer politischen Kultur, sondern
auch   als Empathie mit den Opfern
ein Gebot des Humanismus.

In den vergangenen Jahrzehnten al-
lerdings war uns auch uns, den Oppo-
sitionellen in der DDR  diese Differen-
zierung zumeist nicht klar. Anders als
etwa die polnische Opposition woll-
ten die meisten Opponenten bei uns
sich nicht als Antikommunisten ver-
stehen. Vielleicht erklärt dies auch ein
wenig die Tatsache, warum es der SED
gelingen konnte, die Erinnerung an
den 17. Juni im Osten zu marginali-
sieren oder gar ganz zu ersticken. Zu-
dem folgte auf die erste Euphorie da-
mals der große Schrecken. Die Staats-
macht überzog das Land im Sommer
1953 mit Verhaftungswellen und
Schikanen gegen Zehntausende mut-
maßliche Provokateure. Nie war die
Zahl der sogenannten Republikflücht-
linge so hoch wie in den Jahren nach
1953. Zurück blieben ein Klima der
Angst und die lähmende Erfahrung ei-
ner Kette von Niederlagen, auch in
unseren Nachbarländern; denn alles
scheiterte: der Aufstand in Ungarn
1956, die Arbeiterunruhen in Polen
1956, der Prager Frühling 1968, selbst
die große bedeutende Solicarnosc-Be-
wegung in Polen 1980. Der 17. Juni
wurde so in Deutschland zum kollek-
tiven Trauma: marginalisiert, ver-
drängt, verschwiegen   vergessen.

Erst heute ist uns ei-
ne neue Sichtweise
möglich. Kann, was
wir als eine Kette von
Niederlagen sahen,
nicht auch als Ent-
wicklungsprozess der
mitteleuropäischen
Völker hin zu Freiheit,
Demokratie und
Recht interpretiert

werden? Sollten wir eigentlich ver-
schweigen, dass Deutsche am Beginn
dieser Entwicklung standen? Am 18.
Juni 1953 schrieb die New York Times: 

Wir wissen jetzt, und die Welt weiß
es, dass in dem deutschen Volke ein
Mut und ein Geist leben, die die Un-
terdrückung nicht ewig dulden wer-
den.

Warum war uns, die wir 1989 im
Osten aufstanden, diese Erkenntnis
noch so verborgen? Warum konnten
wir uns damals noch nicht in die Tra-
dition des 17. Juni stellen und den
Aufstand von Hunderttausenden als
Vorbild für uns nehmen? Waren die
Sehnsucht nach Demokratie und Frei-
heit 1989 den Motiven von 1953
nicht auffallend ähnlich? Auch mir
selbst ist damals diese Analogie gar
nicht in den Sinn gekommen.

Und später? Nach der deutschen
Einheit überlagerten drängendere
Probleme die überfällige Aneignung
des 17. Juni durch die Ostdeutschen,
und in den alten Bundesländern war
er nur noch ein Thema am Rande.
Der schon lange gering geschätzte of-
fizielle Feiertag wurde mit der Wie-

dervereinigung abgeschafft. Kritiker
hatten ihn als überholt gescholten;
denn er war zur Gedenkroutine ver-
kümmert: für die meisten Menschen
ein willkommener freier Tag, aber sei-
nes eigentlichen Sinnes, der Feier von
Freiheit, entleert. Das demokratische
Ungarn hingegen erklärte den 23.
Oktober, den ersten Tag des Aufstan-
des von 1956, zu einem Nationalfei-
ertag.

Nötig wurde und wird also eine An-
näherung aus beiden Richtungen, aus
Ost wie West, an dieses historische
Datum. Freiheit blieb für uns viel zu
selten eine Größe, auf die wir uns
selbstbewusst und selbstverständlich
berufen wollten. Dabei hat Bundes-
präsident Johannes Rau schon vor
zehn Jahren erklärt: 

Heute wissen wir: Der 17. Juni 1953
ist einer der großen Tage deutscher
Freiheitsgeschichte.

Doch wir sind immer noch weit
entfernt davon, den 17. Juni mit der
gleichen Emphase zu benennen wie
die Tschechen ihren Prager Frühling
oder die Polen ihre Solidarnosc. Auch
in diesen Ländern verlor sich in Zei-
ten der Diktatur so mancher Traum in
Enttäuschung, in Repressionen,
manchmal sogar in einer Blutspur.
Trotzdem sind unsere europäischen
Nachbarn voller Selbstbewusstsein,
wenn sie ihre Erinnerungen an das
Aufbegehren an die nächste Generati-
on weitergeben. 

Wir wollen deshalb, wenn wir heu-
te im Parlament den Jahrestag bege-
hen, den 17. Juni als Symbol der Frei-
heitstradition aus der „Erinnerungsre-
serve“ herausholen. Engagierte Bürge-
rinnen und Bürger schlagen zum
Beispiel vor, dem Gedenktag im Sin-
ne eines „Denktages“ mehr Raum zu
geben in Schulen und Bildungsein-
richtungen. Aber die Tradition des 17.
Juni zu würdigen, verlangt noch mehr.
Es gilt, auch heute überall auf der Welt
jenen beizustehen, die sich, obwohl
diskriminiert und ausgegrenzt, mutig
für Freiheit, Demokratie und Recht
einsetzen. Mögen diese Verteidiger
von Freiheits- und Menschenrechten
auch zeitweilig unterliegen   so wie wir
einst, so sind wir ihnen, mit denen wir
unsere Werte teilen, Beistand schul-
dig.

Wir wollen ihnen eine Stimme ge-
ben, wenn sie am Reden gehindert
werden, und wir wollen ihnen Gehör
verschaffen, wenn sie Öffentlichkeit
suchen. Aus unserer Erinnerung er-
wächst also auch eine Verpflichtung
für heute. 

Wir sagen es ganz einfach: Aus un-
serer Erinnerung an einst erwächst So-
lidarität jetzt.

(Anhaltender Beifall)

Dies ist eine gekürzte Version der
Gedenkstunde. Es gab keine weiteren
Redner.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.

Der 17. Juni 1953
ist einer der
großen Tage
deutscher
Freiheits-
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Der Aufstand ent-
sprang vielmehr

der millionenfach
empfundenen Wut
über unhaltbare

Zustände.
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Vor 60 Jahren, im Juni 1953,
trat das Gesetz über die Ange-
legenheiten der Vertriebenen

und Flüchtlinge in Kraft. Dieses so-
genannte Bundesvertriebenengesetz
kam nach langen und intensiven Be-
ratungen zustande; denn es griff in
viele Lebensbereiche und in viele po-
litische Zuständigkeiten – Wirt-
schaft, Landwirtschaft, Wohnungs-
bau, um nur einige zu nennen – ein.
Das Gesetz baute auf
den Erfahrungen der
unmittelbaren Nach-
kriegsjahre auf und
sollte die Grundlage
der Integration von
Millionen von Men-
schen werden. Es ist
bis heute ein Doku-
ment für gelebte na-
tionale Solidarität in
Deutschland.

Von den 16 Millionen Deutschen,
die bei Kriegsende in den deutschen
Ostgebieten und in den ost- und süd-
osteuropäischen Staaten lebten, wur-
den fast 12 Millionen aus ihrer Hei-
mat vertrieben. 2 Millionen fanden
auf der Flucht, bei Vertreibung oder
Deportation den Tod. Die traumati-
schen Erlebnisse der Vertreibung wa-
ren damals allgegenwärtig - umso
mehr, als sich das Leid auch danach
fortsetzte. Denn der Zufluchtsort, die
neu gegründete Bundesrepublik, war
ebenfalls von Elend, Hunger und
Zerstörung gezeichnet. Jeder hatte
mit sich selbst zu tun, und nur weni-
ge hatten freie Kapazitäten, sich um
die Flüchtlinge zu kümmern. Am En-
de aber, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, setzte sich die mit-
menschliche Solidarität, die christli-
che Nächstenliebe und der gemein-
same Wille, Zukunft zu gestalten,

durch. Dem nationalen Zusammen-
halt in dieser schweren Zeit gilt un-
ser Respekt.

Der Anteil aller Flüchtlinge an der
Einwohnerzahl des Bundesgebietes
betrug damals 20 Prozent. Das heißt,
jeder Fünfte war ein Vertriebener. Es
galt, mehrere Millionen Menschen
sozial und wirtschaftlich einzuglie-
dern. Sie brauchten schnelle Hilfe,
Kleidung und natürlich Essen. Sie
brauchten Wohnungen, Arbeit und
die Möglichkeit, sich eine Existenz
zu gründen. Deutschland war da-
mals auf sich allein gestellt; denn die
Hilfe aus dem Ausland ließ lange auf
sich warten.

Vor Ort – in den Dörfern, Städten
und Gemeinden – wurden die He-
rausforderungen angenommen und
bewältigt. Die Regierungen der Bun-
desländer hatten die große nationa-
le Aufgabe begriffen. So hat etwa der
Freistaat Bayern die Sudetendeut-
schen als seinen vierten Stamm auf-
genommen, und bis heute ist dort an
vielen Stellen und Orten die Hand-
schrift der Sudetendeutschen er-
kennbar.

Meine Damen und
Herren, mit anderen
zu teilen, die in Not
sind, baut auf einem
geistigen Fundament
und einem Men-
schenbild auf, das
Bundeskanzler Kon-
rad Adenauer zum
Ausdruck brachte, in-
dem er sagte: Im Mit-

telpunkt allen Strebens und Handelns
bleibt der Mensch und seine Freiheit.
- Die zweite Erkenntnis: Eine Nation
ist eine Solidargemeinschaft, eine
Schicksalsgemeinschaft, eine Familie
- in guten wie in schlechten Zeiten. Im
Bundesvertriebenengesetz wurden
deshalb auch zwei Grundsätze formu-
liert, nämlich erstens: Vertriebene
sind voll gleichberechtigte Staatsbür-
ger der Bundesrepublik Deutschland.
Zweitens: Notwendige Hilfe gibt es so
lange, bis die Eingliederung in das
wirtschaftliche und soziale Leben er-
folgt ist. Das heißt, niemand sollte be-
vorzugt werden; aber es sollte sicher-
gestellt werden, dass alle die gleichen
Möglichkeiten und die gleichen Be-
dingungen für einen Neuanfang ha-
ben. Nicht die Umverteilung war das
Ziel, sondern Ziel war es, jedem Men-
schen die Chance zu geben, sich selbst
zu entwickeln, sich einzubringen und
teilzuhaben.

Das Bundesvertriebenengesetz gab
Antwort auf die drängenden Fragen.
Es half dabei, die faire Verteilung der
Vertriebenen auf alle Bundesländer
zu vollenden, es linderte die Woh-
nungsnot. Mit besonderen Woh-
nungsbauprogrammen wurden 264
000 Wohnungen für umgesiedelte
Vertriebene geschaffen. Für die Aus-
siedler wurden in den Folgejahren
über 20 Sonderwohnbauprogramme
in Milliardenhöhe aufgelegt. Bis
1968 wurden knapp 2 Millionen
Menschen mit Wohnraum versorgt.
Ein weiteres drängendes Problem
war die Landwirtschaft. Die Bauern
hatten in besonderer Weise unter ih-
rer sozialen Deklassierung zu leiden.
Früher selbstständige Bauern, die
von Haus und Hof vertrieben wor-
den waren, waren nun gezwungen,
sich als Landarbeiter zu verdingen.
Mit der Eingliederung der vertriebe-
nen Landwirte galt es, für diese Men-
schen einen tiefen Einschnitt in ih-
rem Leben, ihrem Selbstverständnis
und auch ihrem Selbstbewusstsein
zu bewältigen. Gleichzeitig musste
die Ernährung der Bevölkerung si-
chergestellt werden.

Mit dem Bundesvertriebenenge-
setz schuf die Bundesregierung die
Voraussetzung, dass viele vertriebene
Bauern auch in ihrer neuen Heimat
ihrem Beruf nachgehen konnten.
Mehrere Milliarden D-Mark hat die
Bundesrepublik in den Jahren 1949
bis 1959 dafür ausgegeben. Es wurde
100 000 Bauernfamilien geholfen.
Dahinter stand auch die Erkenntnis,
dass ein Land nicht allein auf seine
Industrieproduktion setzen kann,
sondern dass die Ernährung der eige-
nen Bevölkerung durch landwirt-
schaftliche Urproduktion sicherge-
stellt werden muss – ein Grundsatz,
meine Damen und Herren, der auch
heute noch gilt und den man ab und
zu in Erinnerung rufen muss.

Eine weitere wichtige Erkenntnis
lag dem Bundesvertriebenengesetz
zugrunde: Freiheit des Einzelnen
setzt voraus, dass er sich eine mate-
rielle Grundlage schaffen kann, die
ihm im Leben Entscheidungsfreiheit
und Gestaltungsfreiheit gibt. Das Be-
kenntnis zum Eigentum, zur Förde-
rung der Eigentumsbildung war ein
wichtiges Signal. Die Regelung, dass
Vertriebene wegen früherer Schulden
nicht mehr in Anspruch genommen
werden durften, war wichtig; denn
damit wurden sie in die Lage ver-
setzt, wieder Eigentum zu erwerben

und damit unabhängig und frei ihr
Leben zu gestalten.

Ebenso freiheitsfördernd wirkten
die Hilfen bei der wirtschaftlichen
Eingliederung. Die Arbeitslosigkeit
war im Verhältnis zur einheimischen
Bevölkerung wesentlich höher. Das
Gesetz sah deswegen die Förderung
von Existenzgründungen vor. Damit
wurden Anreize für Kreativität und
Innovation gesetzt, eine entschei-
dende Weichenstellung für eine frei-
heitliche Wirtschaftsordnung, die
Deutschland in der Folge so erfolg-
reich machen sollte.

Die Idee der Freiheit ist die Grund-
lage für Hilfe zur Selbsthilfe und war
eine Triebfeder für das deutsche
Wirtschaftswunder. Die Vertriebenen
brachten gute handwerkliche Fähig-
keiten und industrielles Know-how
mit. Von der Glaskunst über die Tex-
tilherstellung bis hin zum Instru-
mentenbau reichte die Vielfalt er-
folgreichen unternehmerischen Wir-
kens der Vertriebenen in der neuen
Heimat.

All diese Vergünstigungen und
Hilfen nach dem Bundesvertriebe-
nengesetz galten auch für den zuneh-
menden Strom von Flüchtlingen aus
der sowjetischen Besatzungszone.
Die Regierung Adenauer hat damit
auf die aktuelle Entwicklung im Os-
ten Deutschlands reagiert.

Übrigens, das Thema Vertreibung
wurde in der DDR schlichtweg totge-
schwiegen.

Nachdem die Vertriebenen dort
angekommen waren und alles verlo-
ren hatten, wurde ihnen durch die
Zuordnung der Begriffe „Umsiedler“
und „Neubürger“ klargemacht, dass
ihre Sicht der Dinge nicht gefragt
war. Die Begriffe „Flüchtlinge“, „Ver-
triebene“, „Heimatlose“ waren ver-
boten. Durch staatliche Anordnung
gab es sie nicht. Die Heimatvertrie-
benen hatten im politischen Gesche-
hen keine Stimme, kein Gesicht und
in der DDR keinen Platz zur Erinne-
rung und zur Aufarbeitung ihres
Schicksals. Was politisch nicht ge-
wollt war, sollte auch nicht stattfin-
den, ohne Rücksicht auf die Gefühle
der Menschen. Auf die kam es nicht
an in der DDR. Dort stand nicht der
Mensch im Mittelpunkt, sondern die
Ideologie.

In der Bundesrepublik wurden die
Vertriebenenorganisationen von An-
fang an politisch eingebunden. Es
war erklärtes Ziel der Regierung
Adenauer, den Organisationen eine
Stimme zu geben und ihnen die Mit-
gestaltung zu ermöglichen. Die Rol-
le der Landsmannschaften und ihrer
Dachorganisation, des Bundes der
Vertriebenen, während der Aufbau-
jahre und des Kalten Krieges können
wir nicht hoch genug einschätzen.

Die Vertriebenen haben Deutsch-
land nicht nur materiell wieder auf-

gebaut, sondern sie haben auch an
der geistig-moralischen Grundlage
unserer Freiheitsordnung mitge-
wirkt. Für sie bedeutete Integration
nicht, Ansprüche zu stellen, sondern
anzupacken, mitzuhelfen, dass die
neue Heimat Bundesrepublik
Deutschland eine gute Zukunft hat.

Trotz des erlittenen Unrechts und
der Trauer um die verlorene Heimat
sind sie nicht bitter und unversöhn-
lich geworden, sondern haben eine
große Geste des Friedens ausgesandt.
In der Charta der Heimatvertriebe-
nen von 1950 heißt es:

Wir werden jedes Beginnen mit al-
len Kräften unterstützen, das auf die
Schaffung eines geeinten Europas ge-
richtet ist, in dem die Völker ohne
Furcht und Zwang leben können.

Diese Haltung verdient größten
Respekt: kein Rachegedanke, son-
dern Versöhnungsbereitschaft.
Welch eine unglaubliche menschli-
che Leistung!

Auf dieser Grundlage haben sich
die Vertriebenen der Aussöhnung
und der Verständigung verpflichtet.
Sie haben diese Verpflichtung ernst
genommen und Brücken gebaut,
nach Osten, in die alte Heimat, und
das lange bevor staatliche Politik die-
sen Weg gehen konnte. In schwieri-
gen Zeiten haben sie den Weg für
Verständigung und Versöhnung of-
fengehalten und waren dadurch Vor-
reiter auch der europäischen Eini-
gung. Denn sie haben früher als an-
dere begriffen, dass es eine gute Zu-
kunft aller Mitgliedstaaten und
Bürger Europas nur auf der Basis des
Bekenntnisses zu gemeinsamen Wer-
ten geben kann.

Das Bundesvertriebenengesetz
wurde immer wieder an die aktuel-
len Entwicklungen angepasst, stets
getragen von dem Gedanken der So-
lidarität mit unseren Landsleuten.
Ging es zunächst um eine rasche Ein-
gliederung der Vertriebenen und
Flüchtlinge, trat später mehr und
mehr die Aufnahme von deutsch-
stämmigen Aussiedlern und ihren
Angehörigen im damaligen Ostblock
in den Vordergrund.  Sie kamen nach
Deutschland, weil sie wegen ihres
Deutschseins diskriminiert wurden.
Die Aussiedler aus der ehemaligen
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Dr. Hans-Peter Friedrich, Bundesminister des Inneren:

Bis heute ein Dokument für 
gelebte nationale Solidarität 

Übrigens, das
Thema

Vertreibung
wurde in der DDR
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Fortsetzung von Seite 3: Dr. Hans-Peter Friedrich (Bundesminister des Inneren)

Sowjetunion waren jahrzehntelang
kollektiven Strafmaßnahmen ausge-
setzt und systematisch entwurzelt
worden.

Im Zeitraum 1950 bis 1988 ka-
men insgesamt über 1,6 Millionen
Aussiedler einschließlich ihrer An-
gehörigen zu uns. Die starke Zu-
nahme der Zahl der Aussiedler En-
de der 80er-Jahre war Zeichen des
grundlegenden politischen Wan-
dels in den Staaten des Warschauer
Pakts.

Der damalige Bundeskanzler
Helmut Kohl hat als Folge des star-
ken Zustroms der Aussiedler das
Amt des Aussiedlerbeauftragten
beim Bundesminister des Innern
geschaffen. In der
Folgezeit kümmerte
sich der damalige
Aussiedlerbeauftrag-
te Horst Waffen-
schmidt um die Ko-
ordinierung der
Aussiedlerpol i t ik
der Bundesregie-
rung und übernahm
den Vorsitz im Ver-
triebenenrat. Er wurde zu einem
wichtigen und engen Ansprechpart-
ner der Aussiedlerorganisationen
und gab wichtige politische Impul-
se für die Vertriebenengesetzge-
bung.

Heute, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, haben wir im
Bundesministerium des Innern mit
Christoph Bergner einen Mann, der
sich in besonderer Weise kompe-
tent und mit Herz der Sache der Ver-
triebenen und der Aussiedler, aber
auch der deutschen Minderheiten
im Ausland verpflichtet weiß.

Die Schaffung des Amts des Aus-
siedlerbeauftragten war außeror-
dentlich weitsichtig. Das zeigte sich
1990, als 400 000 Aussiedler ein-
schließlich ihrer Angehörigen nach
Deutschland kamen. Bis zum Ende
des Jahrzehnts waren es dann jähr-
lich durchschnittlich weitere 180
000 Aussiedler.

Dieser Ansturm brachte große or-
ganisatorische und finanzielle He-
rausforderungen für Bund, Länder
und Kommunen mit sich. Wie in
den Nachkriegsjahren stellte sich
zunächst die Frage, wie die Aussied-
ler im Bundesgebiet verteilt werden
sollten und wie sie vor Ort unterge-
bracht werden könnten. Aufnahme-
lager wurden eingerichtet. Im Zen-
trum stand wieder - einmal mehr -
das Grenzdurchgangslager Fried-
land. Wieder wurde die Glocke von
Friedland zum Symbol der Freiheit,
und sie ist es geblieben bis zum
heutigen Tag. Und wieder war der
Bundesgesetzgeber gefragt, Rege-
lungen zu finden, die den Aufnah-
mekapazitäten gerecht wurden.
Dies gelang der Regierung Kohl
1990 mit dem Aussiedleraufnah-
megesetz, mit dem erstmals ein öf-
fentliches Aufnahmeverfahren ein-
geführt wurde.

Das Festhalten am Solidaritäts-
gedanken war allerdings nicht im-
mer unumstritten. Eine besondere
Zuspitzung der Diskussion erfolg-

te mit dem Spätaussiedlerstatusge-
setz von 2001. Danach wurden die
Spätaussiedler zum Nachweis ge-
zwungen, dass ihre Deutschkennt-
nisse auf familiärer Vermittlung
beruhen. Dies führte natürlich in
der Praxis zu großen Schwierigkei-
ten und hatte auch Auswirkungen
auf die Familien. Viele wurden ge-
trennt.

Dramatische Auswirkungen hatte
das 2005 verabschiedete Zuwande-
rungsgesetz. Es erschwerte die Mit-
aussiedlung von Ehegatten und Ab-
kömmlingen der Spätaussiedler be-
trächtlich.

In den letzten Jahren konnte je-
doch wieder an die Politik der natio-

nalen Solidarität an-
geknüpft werden.

Es wurden viele
Maßnahmen verab-
schiedet, die die In-
tegration von Spät-
aussiedlern und ih-
ren Angehörigen un-
terstützten. Das
betrifft die Anerken-
nung von Prüfungen

und erworbenen Befähigungsnach-
weisen. Das betrifft spezielle Förder-
maßnahmen, die die Deutschkennt-
nisse der Spätaussiedler und das Zu-
sammengehörigkeitsgefühl gestärkt
haben.

60 Jahre nach Inkrafttreten des
Bundesvertriebenengesetzes kann
man hinsichtlich der Integration
unserer deutschen Landsleute von
einer Erfolgsgeschichte sprechen.
Die Weichenstellung der Adenauer-

Regierung war richtig. Man hat den
Vertriebenen eine neue Heimat ge-
geben und anerkannt, dass ihre alte
Heimat ein untrennbarer Teil deut-
scher Geschichte und Kultur bleibt.

Die Kultur und die Traditionen
der deutschen Ostgebiete sind Teil
unseres deutschen Selbstverständ-
nisses, und auch daran mahnt und
erinnert uns das Bundesvertriebe-
nengesetz. Bund und Länder haben
sich damals mit großer Überzeu-
gung dazu verpflichtet, Kultur und
Geschichte der Deutschen im östli-
chen Europa wach-zuhalten im Be-
wusstsein unserer Nation. Das rei-
che kulturelle Erbe, das die Deut-
schen aus ihrer jahrhundertealten
Geschichte im östlichen Europa mit-
brachten, ist für unsere Nation von
herausragender Bedeutung. Ob Mu-
sik, ob Malerei, ob Architektur, Phi-
losophie oder Wissenschaft und For-
schung, der Beitrag des schöpferi-
schen Geistes der Deutschen in den
ehemaligen Ostgebieten hat unsere
Nation und ihre Entwicklung mitge-
prägt.

Die Bundesregierung fördert heu-
te über den Beauftragten für Kultur
und Medien Museen, Kultur- und
Wissenschaftseinrichtungen, die
sich dem deutschen Kulturerbe im
östlichen Europa widmen. Ziel ist
es, den Zugang zum kulturellen Er-
be der Deutschen im östlichen
Europa zu erhalten und seine zu-
kunftsweisende Bedeutung sichtbar
zu machen.

Breiten Raum nimmt aber auch
die Zusammenarbeit mit Gruppen

der Vertriebenen und Aussiedler
ein, die sich für den Erhalt des Kul-
turerbes einsetzen und sich ge-
meinsam mit ausländischen Part-
nern engagieren. Alle Aktivitäten
stehen im Zeichen der Kooperation
mit den Partnerorganisationen in
den Regionen und wenden sich ver-
stärkt auch an die junge Generati-
on.

Das Bundesvertriebenengesetz
hat in den letzten sechs Jahrzehnten
Geschichte geschrieben, auf die es
aufzubauen gilt. Wichtig ist, die Er-
innerung wachzuhalten. Mit der
Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöh-
nung hat die Erinnerung an das
Schicksal der Millionen Vertriebe-
nen eine zusätzliche Kraft bekom-
men. Es geht um unser gemeinsa-
mes Erbe. Dieses Erbe müssen wir
unseren Nachfolgegenerationen
vermitteln; denn Kultur und Ge-
schichte der Vertriebenen gehören
zu unserer Identität.

Dass wir das sagen können, ver-
danken wir auch der Leidenschaft
und der Hartnäckigkeit der Ver-
triebenen, die immer darauf ge-
drängt haben, dass ihre Herkunft,
ihre Tradition, ihre Bindung auch
heute noch in unserem Land le-
bendig sind. Die Vertriebenen, de-
nen unermessliches Leid wider-
fahren ist, dürfen sich unserer So-
lidarität, unserer Anerkennung
und des nationalen Gedenkens si-
cher sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP)

Ja, Herr Bundesinnenminister, in
dem Punkt stimme ich Ihnen
unumwunden zu – alle Sozial-

demokraten tun dies –: Die Integra-
tion der Vertriebenen und Spätaus-
siedler ist eine großartige Erfolgsge-
schichte der vergangenen Jahrzehn-
te, an der ganz viele der
Zugewanderten genauso wie der
Stammbevölkerung hier in

Deutschland beteiligt waren. An-
ders, als Sie den Eindruck erweckt
haben, wenn ich das der Vollstän-
digkeit halber sagen darf, war das
eben auch nicht nur eine Geschich-
te, an der Christdemokraten betei-
ligt waren – Sie haben nämlich nur
die Namen von Christdemokraten
genannt –, sondern auch Sozialde-
mokraten.

Ich nenne nur Wenzel Jaksch, der
in Hessen die Aufgabe hatte, sich der
Belange der Vertriebenen anzuneh-
men und hervorragende Leistungen
erbracht hat, später dann auch Prä-
sident des Bundes der Vertriebenen
wurde. Ich nenne aber auch Hein-
rich Albertz, der im Jahre 1948 in
Niedersachsen das Amt des zustän-
digen Ministers innehatte. Ich darf
auch an unsere Kollegen Hans-Peter
Kemper und Jochen Welt erinnern,
die in früheren Zeiten das Amt des
Aussiedlerbeauftragten der Bundes-
regierung innehatten.

Zu den kulturpolitischen Gege-
benheiten und zu Ihrer Regierungs-
erklärung wird nachher der Kollege

Ernst Dieter Rossmann reden. Ich
will mich mit den anderen Vorlagen
befassen, die heute hier zur Debatte
stehen.

Das Bundesvertriebenenrecht ver-
langt für die Aufnahme von Ehegat-
ten von Spätaussiedlern oder von
ihren Abkömmlingen Grundkennt-
nisse der deutschen Sprache vor der
Ausreise aus dem Aussiedlungsge-
biet. Dies hat in der Verwaltungspra-
xis der vergangenen Jahre zu einer
ganzen Reihe von – jedenfalls in
dieser Form – sicher nicht beabsich-
tigten Härten geführt. Konsequen-
terweise hatte daher der Bundesrat
vorgeschlagen, von diesem Erforder-
nis der Sprachkompetenz jedenfalls
dann abzusehen, wenn der Ehegatte
oder Abkömmlinge aufgrund einer
körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Krankheit oder in einem ver-
gleichbaren Fall nicht in der Lage
sind, Grundkenntnisse der deut-
schen Sprache zu erwerben. Die
Bundesregierung hatte die Formu-
lierung „oder in einem vergleichba-
ren Fall“ für zu unbestimmt und zu

Rüdiger Veit (*1949)
Landesliste Hessen

Rüdiger Veit, SPD:

Brauchen nicht nur wohlklingende
Worte, sondern auch Taten
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Im Zeitraum
1950 bis 1988

kamen insgesamt
über 1,6 Millionen

Aussiedler 
zu uns.

Im Plenum des Bundestag wurden in
der Zeit vom 10. bis 14. Juni 2013
folgende Vorlagen ohne Aussprache
abschließend beraten:

Zustimmung 
Verkehr und Bau „Gesetz zur Ände-
rung des Abkommens vom 20. März
1995 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Polen
über die Erhaltung der Grenzbrücken im
Zuge der deutschen Bundesfernstraßen
und der polnischen Landesstraße an der
deutsch-polnischen Grenze“ (Bundes-
regierung, 17/13418, 17/13779);
Umwelt „Gesetz zu dem Übereinkom-
men vom 13. Januar 2013 über die
Vorrechte und Immunitäten der Inter-
nationalen Organisation für erneuerba-
re Energien“ (Bundesregierung,
17/13416, 17/13828); „Verordnung zur
Änderung der Vorschriften über elektro-
magnetische Felder und das telekom-
munikationsrechtliche Nachweisver-
fahren“ (Bundesregierung, 17/13421,
17/13580 Nr. 2.1, 17/13835).

Ablehnung
Ernährung und Landwirtschaft
Antrag „Grünland effektiv schützen“
(SPD, 17/13895);
Menschenrechte Antrag „Transna-
tionale Unternehmen für Menschen-
rechtsverletzungen zur Rechenschaft
ziehen“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/13916);
Verkehr und Bau Antrag „Ökologi-
sche Baustoffe – Klima schützen,
Energie sparen und Ölabhängigkeit re-
duzieren“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/11380, 17/12592);
Anträge „Duisburger Hafen muss in öf-
fentlicher Hand bleiben“, „Duisburger
Hafen AG in öffentlichem Eigentum er-
halten“ und „Keine Privatisierung des
Duisburger Hafens“ (SPD, Die Linke,
Bündnis 90/Die Grünen, 17/8140,
17/8349, 17/8583, 17/12921);
Antrag „Hinterlandanbindung der ZA-
RA-Häfen verbessern“ (Bündnis 90/Die
Grünen, 17/12194, 17/13151);
Entwicklungszusammenarbeit
Antrag „Rechte von Menschen mit
Behinderungen in der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit sichern und
Inklusion weltweit ermöglichen“
(Bündnis 90/Die Grünen, 17/12844,
17/13365);
Verteidigung Antrag „Gesellschaftli-
che Vielfalt in der Bundeswehr anerken-
nen“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/13095, 17/13621);
Arbeit und Soziales Antrag „Wie-
dereingliederung fördern – Gefangene
in die Renten, Kranken- und Pflegever-
sicherung einbeziehen“ (Die Linke,
17/13103, 17/13806);
Wirtschaft „Sechsundneunzigste Ver-
ordnung zur Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung“ (Bundesregierung,
17/13422,17/13580 Nr.2.2,17/13792);
Haushalt Anträge „Konversion ge-
stalten – Kommunen stärken“ und
„Konversion – Zwischen Verwertungs-
druck und nachhaltigen Konzepten“
(SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 17/9060,
17/9405, 17/10001).

Beschlüsse
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vage gehalten. Daher haben die Ko-
alitionsfraktionen in ihrem Ände-
rungsantrag diese fünf Wörter nicht
übernommen. Das ist unseres Er-
achtens falsch, weil man nicht sämt-
liche denkbaren Fallkonstellationen
vorhersehen kann, die aus nachvoll-
ziehbaren humanitären Gründen
eigentlich verlangen, dass eine Fa-
milie eben nicht auseinandergeris-
sen wird.

Die Einfügung dieser fünf Wörter
mit Bezug auf Ehegatten von Aus-
ländern in das Aufenthaltsgesetz,
wie sie auch in dem im Ausschuss
behandelten Änderungsantrag der
Linken vorgeschlagen wird, wäre
ebenso konsequent und geboten ge-
wesen. Wir werden trotzdem dem
Antrag der Koalitionsfraktionen zu-
stimmen; dem Änderungsantrag der
Linken hatten wir zugestimmt.

Ich setze im Übrigen als bekannt
voraus, dass unsere grundsätzliche
Kritik am Erfordernis des vorherigen
Spracherwerbs von nachzugswilli-
gen Ehegatten, also schon im Her-
kunftsland, unverändert fortbe-
steht. Aber kleine Verbesserungen
im Sinne einer Härtefallregelung
sind beziehungsweise wären natür-
lich besser als nichts.

Der Vollständigkeit halber sei
vermerkt, dass die Koalitionsfrak-
tionen durch die nunmehr vorge-
schlagene Neuregelung offenbar
wiederum eine Ungleichbehand-
lung von minderjährigen Kindern
produzieren; denn die minderjähri-
gen Kinder der Spätaussiedler wer-
den vom Erfordernis der Sprach-
kompetenz generell befreit, wäh-
rend es bei den minderjährigen
Kindern von Ausländern, bei den
16- und 17-jährigen Kindern, ge-
mäß Paragraf 32 Absatz 2 des Auf-
enthaltsgesetzes nach wie vor einer
positiven Integrationsprognose
bzw. des Vorhandenseins eines gül-
tigen Aufenthaltstitels beider Eltern
beziehungsweise des allein perso-
nensorgeberechtigten Elternteils
bedarf.

Insgesamt aber – das ist das für
uns politisch Entscheidende – beja-
hen natürlich gerade wir Sozialde-
mokraten alle Regelungen, die hu-
manitäre Härten beseitigen und das

Zusammenbleiben der Familien
fördern. Dies gilt für Spätaussiedler
genauso wie für Ausländer.

Nicht zustimmen können wir al-
lerdings dem Antrag der Koalitions-
fraktionen mit dem Titel „60 Jahre
Bundesvertriebenengesetz – Erin-
nern an die Opfer von Vertreibung“.
Abgesehen davon, dass dieser An-
trag erst von Dienstagabend stammt
und der Titel dreimal
geändert worden ist
– aber das ist Ihre
Verantwortung –,
bleibt er weit hinter
dem zurück, was
heute geboten wäre.

Er bezieht sich im
Übrigen ausdrück-
lich auf einen Antrag
von Ihnen zum 60.
Jahrestag der Charta der deutschen
Heimatvertriebenen auf der Bun-
destagsdrucksache 17/4193 vom 15.
Dezember 2010, über den am 10.
Februar 2011 hier im Bundestag de-
battiert wurde. Dazu hat Wolfgang
Thierse, wie ich finde, richtigerweise
abschließend gesagt – ich zitiere aus
dem Protokoll –:

Unsere, der Deutschen Sensibili-
tät für die Leiden und Opfer von
Vertreibung und Flucht resultiert
nicht nur und nicht zuerst daraus,
dass Deutsche selbst Opfer gewesen
sind, sondern daraus, dass Deutsche
andere zu Opfern gemacht haben.
Daraus, aus dieser doppelten bitte-
ren Erfahrung, resultiert unsere dau-
erhafte moralische Verpflichtung.

Genau diesen entscheidenden
Punkt verfehlte schon Ihr Antrag
von damals. Der heute vorliegende
Antrag ist ein bisschen besser; das
will ich gern einräumen.

Ich möchte Wolfgang Thierse er-
gänzen durch ein Zitat aus einer Re-
de unseres ehemaligen Bundesprä-
sidenten Johannes Rau, die er beim
Tag der Heimat des Bundes der Ver-
triebenen im Jahr 2003, also vor
nunmehr zehn Jahren, gehalten hat:

Überall im deutschen Machtbe-
reich sind ethnische Minderheiten
und ganze Völker verfolgt, versklavt
und vertrieben worden, sobald man
sie in die Gewalt bekam: So wurden
aus dem westlichen Polen gleich

nach der Besetzung binnen Mona-
ten weit mehr als eine Million pol-
nische Bürger deportiert, um Platz
für Deutsche zu schaffen. Und das
sollte ja nur der Anfang sein: Die
Pläne für die Vertreibung von Mil-
lionen Polen und Russen lagen be-
reit. Im „Generalplan Ost“ und im
„Generalsiedlungsplan Ost“ kalku-
lierte die SS allein mit mehr als drei-

ßig Millionen russi-
schen Opfern dieser
Landnahme. In der
Vernichtung der eu-
ropäischen Juden
erreichte diese ras-
sistische und ethno-
kratische Politik ih-
re schrecklichste
Form. Götz Aly hat
Recht: Der Holo-

caust gehört „mitten hinein“ in die
historische Konstellation, der am
Ende auch die deutschen Vertriebe-
nen zum Opfer fielen.

Zu Ihrem Antrag von vorgestern,
wie erwähnt, muss ich sagen: Er ent-
hält genau wie der frühere Antrag ei-
ne Reihe von Formulierungen in ei-
ner, wie ich meine, vielleicht doch
zu volkstümelnden und rückwärts-
gewandten Schattierung. Er enthält
im Übrigen aber auch Forderungen,
die vielleicht noch in das Entste-
hungsjahr des Bundesvertriebenen-
gesetzes gepasst hätten, keinesfalls
aber in einen Antrag des Jahres
2013. Allen Ernstes sollen wir uns,
so Ihr Antrag, neben der rechtlichen
auch für eine gesellschaftliche Aner-
kennung des Schicksals der deut-
schen Heimatvertriebenen ausspre-
chen.

Angesichts der von uns allen –
auch ich habe das getan – beschrie-
benen erfolgreichen Integration von
mehr als 12 Millionen Flüchtlingen
und Heimatvertriebenen und von
mehr als 3 Millionen Spätaussied-
lern kann diese Forderung zum heu-
tigen Tage nur als absurd bezeichnet
werden und übrigens in der gesam-
ten Bevölkerung nur Kopfschütteln
auslösen.

Andererseits stehen in Ihrem Text
aber auch einige richtige Passagen,
von denen ich mir wünschen wür-
de, dass Sie sie in ihren wohlklin-
genden Formulierungen weiter den-
ken und umsetzen würden. Bei-
spielsweise heißt es:

Von übergeordneter Bedeutung
ist die Versöhnung und Wiedergut-
machung gegenüber den Opfern des
Nationalsozialismus und der von
Deutschland ausgehenden Aggressi-
onskriege.

Wenn dies aber richtig ist, wäre
zum Beispiel eine besondere Sensi-
bilität auch gegenüber der von
Deutschland seinerzeit verfolgten
Bevölkerungsgruppe der Roma an-
gebracht und gerade ihr eine beson-
dere Achtung und Toleranz zu
schenken.

Aber was erleben wir? Exakt zeit-
gleich mit der feierlichen Eröffnung
des Denkmals für die ermordeten
und verfolgten Sinti und Roma am
Südeingang des Reichstages muss-
ten wir uns im Innenausschuss –

dies war ebenfalls um 11 Uhr – im
gegenüberliegenden Paul-Löbe-
Haus anhören, warum das CSU-ge-
führte Innenministerium aus Grün-
den der Bekämpfung von Armutszu-
wanderung aus Serbien und Maze-
donien stammende Roma im
Schnellverfahren ausweisen und ab-
schieben möchte. Kurzerhand will
das Innenministerium dann auch
noch die nicht erwerbstätigen EU-
Bürger aus Bulgarien und Rumänien
loswerden, obwohl dies nun einem
der fundamentalen Grundsätze,
nämlich dem der Freizügigkeit, in
der Europäischen Union wider-
spricht.

Natürlich, meine sehr verehrten
Damen und Herren, verkennen
auch wir nicht die besonderen Be-
lastungen in einigen wenigen deut-
schen Großstädten, in denen sich
überdurchschnittlich viele von ih-
nen aufhalten. Auch hier handelt es
sich vielfach um Roma. Der Bundes-
innenminister sollte aber besser den
betroffenen Kommunen durch fi-
nanzielle Unterstützung bei der Ver-
sorgung dieser Bevölkerungsgruppe
helfen, anstatt den Anschein eines
politischen Aktionismus zu geben,
und dies zu Lasten einer Bevölke-
rungsgruppe, die in fast ganz Europa
Diskriminierungen ausgesetzt ist
und der gegenüber gerade Deutsch-
land eine historisch begründete Ver-
antwortung wahrnehmen sollte.

Nun noch ein weiteres von mir
begrüßtes Zitat aus Ihrem Antrag:

Wir nehmen das 60-jährige Jubi-
läum des BVFG zum Anlass, uns da-
für einzusetzen, dass Vertreibung
weltweit geächtet wird. Noch immer
werden oder sind Menschen ge-
zwungen, ihre Heimat zu verlassen.
Der jüngste Report des UN-Flücht-
lingskommissariats zu Flucht und
Vertreibung beziffert, dass Ende
2011 insgesamt 42,5 Millionen
Menschen von Flucht und Vertrei-
bung betroffen waren, viele von ih-
nen innerhalb ihres Heimatlandes.

Wenn Sie sich mit solchen Frage-
stellungen und Feststellungen selbst
ernst nehmen, dann müssten Sie
sich – damit meine ich die Koaliti-
onsfraktionen genau wie diese Bun-
desregierung – in der ersten Reihe
derjenigen befinden, die im Zuge ei-
ner europaweiten Verantwortungs-
teilung bereit sind, in Deutschland
mehr Flüchtlinge aufzunehmen, an-
statt sie nach den von Ihnen hartnä-
ckig verteidigten und überkomme-
nen Grundsätzen der sogenannten
Dublin-II-Verordnung in den Mit-
telmeeranrainerstaaten, die mit der
Aufnahme und der Verfahren allein
schon wegen der Größe des Pro-
blems völlig überfordert sind, da-
hinvegetieren zu lassen.

Ich sprach davon, dass wir nach
Dublin II zu einer europäischen Ver-
antwortungsteilung kommen müs-
sen. Das Gleiche gilt auch für das so-
genannte Resettlement von Flücht-
lingen, die aus ihren Herkunftslän-
dern fliehen mussten, um Leib und
Leben zu retten. Durch die fürchter-
lichen Gräuel, die derzeit den Men-
schen im syrischen Bürgerkrieg zu-

gefügt werden, sind nicht nur
Europa und die ganze Welt, sondern
auch wir dringend aufgefordert, Hil-
fe zu leisten.

Der wohl in der nächsten Sit-
zungswoche auf der Tagesordnung
stehende gemeinsame Antrag aller
Fraktionen und die auch von Ihnen,
Herr Innenminister Friedrich, be-
triebene Übernahme und Aufnah-
me von 5 000 Flüchtlingen aus Sy-
rien sind natürlich, das verkenne ich
nicht, ein anerkennenswerter Bei-
trag. Wir unterstützen Sie, Herr Mi-
nister, bei Ihren Bemühungen, auf
europäischer Ebene hier zu einer
weiterführenden und nachhaltigen
Lösung zu kommen. Es ist aber eben
nur ein kleiner Schritt auf dem im
Prinzip richtigen Weg.

Lassen Sie mich zum Schluss ge-
danklich in die Situation von vor
über 60 Jahren in das Nachkriegs-
deutschland zurückgehen. Als ich
1986 in Gießen Landrat wurde, ge-
hörte es von da an auch zu meinen
Aufgaben, Ehe- und Altersjubiläen
wahrzunehmen und den Leuten zu
gratulieren. Dort habe ich dann ge-
legentlich sowohl unter den eben-
falls anwesenden Gratulanten als
auch unter den Jubilaren frühere
Bürgermeister der damals noch sehr
kleinen Städte und Gemeinden ge-
troffen. Diese haben mir berichtet,
wie es unmittelbar nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, war.

Unsere Kreisbevölkerung ist
schlagartig um ein Drittel gewachsen.
Diese kommunalen Kollegen muss-
ten damals von Haus zu Haus gehen
und schauen, wo und in welcher Wei-
se dort noch Flüchtlinge unterge-
bracht werden konnten, indem die
anderen Menschen in ihren Häusern
zusammenrücken. Man kann davon
sprechen, dass das eine Art Requirie-
rung war. Sie haben sich damit nicht
unbedingt nur Freunde gemacht.

In der damaligen Zeit war aber
nicht nur Wohnraum knapp. Es gab
auch nicht genügend gut bezahlte
Arbeit. Es gab nicht einmal für alle
genügend zu essen. Diese Ressour-
cen mussten, wie ich bereits darge-
legt habe, durch eine wesentlich
größere Anzahl von Bewohnerinnen
und Bewohnern geteilt werden.

Da wir heute über einen ganz an-
deren wirtschaftlichen Background
und über eine ganz andere Infra-
struktur verfügen, kann man sagen:
Wenn das damals in dieser Größen-
ordnung und bei dieser Notlage
möglich war, dann sollte das uns
auch heute, so finde ich jedenfalls,
im Hinblick auf eine viel kleinere
Zahl von Flüchtlingen möglich sein,
auch wenn sie nicht deutscher
Volkszugehörigkeit sind.

Auch – ich betone ausdrücklich:
auch – dieser Aufgabe müssen wir
uns im Jahre 2013 stellen. Wir brau-
chen nicht nur wohlklingende Wor-
te, wie in Ihrem Antrag, sondern wir
brauchen Taten. Dazu fordere ich
Sie an diesem Gedenktag nach-
drücklich auf.

(Beifall bei der SPD und dem

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Integration
der Vertriebenen

und
Spätaussielder ist
eine großartige

Erfolgsgeschichte.

Das Dokumentationszentrum der Stiftung Flucht und Vertreibung
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Herr  Veit, eines muss man ein-
fach festhalten: Sie haben in
Ihrer Rede im Wesentlichen

am Thema vorbei gesprochen und
Dinge miteinander verglichen, die in
keiner Weise zu vergleichen sind.

In diesem Jahr wird das Bundesver-
triebenengesetz 60 Jahre alt. Mit dem
Bundesvertriebenengesetz stellte die
damals noch junge Bundesrepublik
die Weichen für die Aufnahme und er-
folgreiche Integration von 12 Millio-
nen deutschen Flücht-
lingen aus den östli-
chen Teilen Europas,
die nach dem Zweiten
Weltkrieg in die Bun-
desrepublik kamen.
Das Bundesvertriebe-
nengesetz war auch
die rechtliche Grund-
lage für die Aufnahme
von 4,5 Millionen
Spätaussiedlern. Diese kamen nach
dem Fall des Eisernen Vorhangs vor al-
lem aus der ehemaligen Sowjetunion
in die Bundesrepublik. Auch die Spät-
aussiedler haben wir im wiederverei-
nigten Deutschland im Großen und
Ganzen gut integriert.

Meine Damen und Herren, das Bun-
desvertriebenengesetz ist – so kann
man sicherlich aus heutiger Sicht sagen
– einer der Gründe, warum es der Bun-
desrepublik nach dem Zweiten Welt-
krieg wirtschaftlich so schnell wieder
gut ging. Millionen von Menschen ka-
men, wenn auch nicht ganz freiwillig,
in die junge Bundesrepublik, sind da-
mals schnell integriert worden und ha-
ben erfolgreich am Wiederaufbau
Deutschlands mitgearbeitet. Dabei
darf natürlich nicht vergessen werden,
dass der Grund für die Vertreibung und
das Leid von vielen Millionen Men-
schen gerade in Osteuropa in der deut-
schen Geschichte gesucht werden
muss. Ohne das Dritte Reich wäre uns
Europäern viel erspart geblieben.

Wie bereits ausgeführt, war die Inte-
gration von 12 Millionen Flüchtlingen
ein voller Erfolg. Allerdings ist dieses
Kapitel der deutschen Geschichte bis
heute nicht abgeschlossen. Noch im-

mer gibt es gerade in den Nachfolge-
staaten der ehemaligen Sowjetunion
Deutschstämmige. Diese haben ein
Recht, in die Bundesrepublik überzu-
siedeln. Bei dieser Gruppe von
Deutschstämmigen gibt es aber immer
wieder Fallkonstellationen, die von
der aktuellen Gesetzeslage nicht erfasst
sind. Eine Übersiedlung nach
Deutschland wäre in vielen Fällen aus-
geschlossen. Dies führt gerade für Fa-
milien immer wieder zu nicht hin-
nehmbaren Härten. Daher hat der
Bundesrat einen Vorschlag zur Ände-
rung des Bundesvertriebenengesetzes
vorgelegt. Diesem Vorschlag will die
christlich-liberale Koalition in weiten
Teilen folgen.

Ziel der nun vorliegenden Gesetzes-
änderung ist es, unter sehr engen Vo-
raussetzungen die Erfordernis der
Kenntnis der deutschen Sprache zu
streichen. Dies soll aber nur in den Fäl-
len greifen, in denen der Betroffene
aufgrund von Krankheit oder Behin-
derung nicht in der Lage ist, Deutsch
zu sprechen. Die weiter gehenden For-
derungen des Bundesrates, auch soge-
nannte vergleichbare Fälle zu berück-
sichtigen, lehnen wir als zu ungenau

ab. Damit würde der
Tatbestand mit unab-
sehbaren Folgen er-
weitert.

Daneben wird mit
der geplanten Geset-
zesänderung davon
abgesehen, dass der
notwendige Erwerb
der deutschen Spra-
che nur im familiären

Rahmen erfolgen darf. Mit der vorge-
sehenen Änderung berücksichtigen
wir, dass in vielen Familien die deut-
sche Sprache aus politischen Gründen
oft nur rudimentär verwendet wurde.
Wer sich in solchen Fällen aktiv um
seine kulturellen Wurzeln bemüht
und außerhalb der Familie Deutsch
gelernt hat, soll dadurch aus unserer
Sicht keinen Nachteil erleiden. Diese
Personen sollen die Möglichkeit ha-
ben, bei entsprechenden Deutsch-
kenntnissen in die Bundesrepublik
Deutschland überzusiedeln.

Im Zusammenhang mit dieser sinn-
vollen Gesetzesänderung wurde von-
seiten der Opposition auch gestern im
Innenausschuss wieder die Forderung
erhoben, bei jeglichem Familiennach-
zug auf die Kenntnis der deutschen
Sprache zu verzichten. Meine Damen
und Herren, sicherlich ist die Pflicht
zum Nachweis zumindest einfachster
Kenntnisse der deutschen Sprache ein
Hindernis für jeden, der nach
Deutschland kommen will. Auch ist es
richtig, dass Spätaussiedler und nach-
ziehende Familienmitglieder von hier
lebenden Ausländern oder eingebür-
gerten Deutschen unterschiedlich be-
handelt werden. Allerdings sollten wir

uns bewusst sein, dass wir hier ganz
unterschiedliche Gruppen von Men-
schen miteinander vergleichen.

Im Fall der Spätaussiedler reden wir
von Menschen, die ihre deutschen
Wurzeln nach dem Zweiten Weltkrieg
verleugnen mussten beziehungsweise
verleugnet haben, um keinerlei Nach-
teile in ihrem Leben zu erleiden. Da-
mit ist kulturelles Erbe und somit auch
Kenntnis der deutschen Sprache verlo-
ren gegangen. Bei diesen Menschen ist
sehr oft die gesamte Verwandtschaft in
die Bundesrepublik übergesiedelt. Da-
her bestehen oft keinerlei familiäre

Bindungen mehr in den Ländern, in
denen die Spätaussiedler bisher leb-
ten. Ich frage Sie daher alle: Wollen wir
diese familiären Strukturen bewusst
zerstören?

Im Fall des Familiennachzugs bei
hier lebenden Ausländern oder einge-
bürgerten Deutschen geht es um eine
Gruppe von Menschen, die sich be-
wusst dafür entschieden hat, eine fa-
miliäre Verbindung nach Deutschland
aufzubauen. Das kann man natürlich
nicht miteinander vergleichen. Die für
Ausländer geltenden Bestimmungen
des Aufenthaltsgesetzes und die Be-
stimmungen und Anspruchsgrundla-
gen des Bundesvertriebenengesetzes
sind völlig unterschiedlich und kön-
nen dementsprechend nicht mitei-
nander verglichen werden.

Diese Koalition ist sich ihrer Verant-
wortung bewusst, die sich aus unserer
Geschichte ergibt. Daher waren die
vergangenen vier Jahre auch für die

Spätaussiedler und ihre Familien gut.
Meine Damen und Herren, gerade

unter Berücksichtigung unserer Ge-
schichte und des Schicksals der Hei-
matvertriebenen ist uns Deutschen be-
wusst, welches menschliche Leid mit
Vertreibung verbunden ist. Gerade da-
her sollte es uns allen ein besonderes
Anliegen sein, weltweit jegliche Art
von Vertreibung zu ächten. Der christ-
lich-liberalen Koalition ist es daher be-
sonders wichtig, den schon heute jähr-
lich am 20. Juni stattfindenden Welt-
flüchtlingstag weiterzuentwickeln. Aus
unserer Sicht wäre es richtig, diesen
Tag auf der Ebene der Vereinten Natio-
nen um das Gedenken an die Opfer
von Vertreibung zu erweitern.

Dieser 20. Juni sollte für uns alle
immer wieder ein Ansporn sein, uns
gegen die Vertreibung von Menschen
einzusetzen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Serkan Tören (*1972)
Landesliste Niedersachsen

Serkan Tören, FDP:

Eine sinnvolle
Gesetzesänderung 

Damit ist 
kulturelles Erbe

und Kenntnis der
deutschen

Sprache verloren
gegangen.
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Dem Erinnern an Unrecht, das
Menschen im Zusammen-
hang mit dem Zweiten Welt-

krieg widerfahren ist, hat sich die Lin-
ke noch niemals widersetzt, wohl aber
dem Versuch, historische Verantwort-
lichkeiten zu verwischen und die
Schuld Nazideutschlands am Welt-
krieg und seinen Folgen zu relativie-
ren.

Ja, es war eine große Leistung, Mil-
lionen Menschen, die nach dem Zwei-
ten Weltkrieg ihre Heimat verloren
hatten, zu integrieren. Das geschah üb-
rigens nicht nur in der BRD, wie der
Koalitionsantrag suggeriert, sondern
auch in der DDR. Die Leistungen von
Flüchtlingen, Ausgesiedelten und den
Bewohnern der beiden deutschen
Staaten verdienen unseren Respekt.

Hunderttausende von Deutschen
sind nach dem Krieg zu Besuch in ih-
re alten Heimatstädte gefahren und
insbesondere im westlichen Polen
Menschen begegnet, die ihrerseits aus
dem östlichen Polen vertrieben wor-
den waren. Sie haben das größtenteils

ohne Revanchegefühle getan, was von
der polnischen Bevölkerung sehr aner-
kannt worden ist.

Es ist aber wichtig, zwischen der
Masse der Vertriebenen und denen, die
sich als ihre Fürsprecher ausgeben – da
meine ich vor allen Dingen den Bund
der Vertriebenen – zu unterscheiden.

Denn eine Bereitschaft zu einem
freundschaftlichen und respektvollen
Verhältnis zu den Menschen in Osteu-
ropa kann man dem Bund der Vertrie-
benen nun wirklich nicht nachsagen.
Im Gegenteil: Es ist außerordentlich
bedauerlich, dass es diesem Verein von
Berufsvertriebenen gelungen ist, sich
als Repräsentant von Millionen Men-
schen zu inszenieren und dafür Jahr
für Jahr Steuergelder in Millionenhö-
he zu kassieren.

Der BdV hat, anstatt zu versöhnen –
auch das muss deutlich gesagt werden
–, bei unseren europäischen Nachbarn
immer wieder Wunden aufgerissen,
die deutsche Kriegsschuld geleugnet
und die Nachkriegsordnung ange-
fochten. Zum Beispiel die Verbands-
chefin Erika Steinbach hat 1991 hier
im Bundestag gegen die Oder-Neiße-
Linie gestimmt und damit gegen die
polnische Grenze.

Es ist das zweifelhafte Verdienst des
BdV, eine revanchistische Parallelge-
sellschaft geschaffen zu haben und
weiterhin am Leben zu halten.

Schon die Charta der Heimatvertrie-
benen aus dem Jahre 1950 ist einzig
ein Dokument des Revanchismus. Es
heißt darin allen Ernstes bis heute –
das muss man sich einmal klarma-
chen –, die Heimatvertriebenen seien
die – das ist ein Zitat – „vom Leid die-
ser Zeit am schwersten Betroffenen“.

Damit werden die Opfer des Raub-
und Vernichtungskrieges der Wehr-

macht und des Holocaust auf un-
glaubliche Weise verschwiegen und
verharmlost.

Das ist ein Zeichen für die Linie des
BdV: Naziverbrechen zwar nicht direkt
zu leugnen, aber sie immer wieder zu
relativieren. Doch es ist nun einmal
die historische Wahrheit: Die Aussied-
lung der Deutschen aus den Staaten
Osteuropas war eine unmittelbare Fol-
ge der Verbrechen des Zweiten Welt-
krieges.

Weiter heißt es in der Charta – ich
zitiere –: „Wir Heimatvertriebenen ver-
zichten auf Rache und Vergeltung.“

Dieser Satz musste damals, fünf Jah-
re, nachdem die Rote Armee den Be-
satzungsterror der Deutschen in Ost-
europa beendet hatte, den Betroffenen
als blanker Zynismus erscheinen.
Schließlich handelte es sich bei den
vielen Unterzeichnern, die hier groß-
zügig auf Rache verzichteten, um ehe-
malige Nazifunktionäre.

11 von 13 der damaligen Vorstands-
mitglieder des BdV waren Mitglieder
der NSDAP oder der SS gewesen: Vom
SS-Obersturmbannführer bis zum
Gauleiter war alles vertreten. Frau
Steinbach hat diese Vorhalte noch im
letzten Jahr lakonisch mit den Worten
zurückgewiesen – ich zitiere –: „Män-
ner mit zuvor gesammelter organisato-
rischer Erfahrung“ wurden gebraucht.

Solange der BdV Massenmörder
und ihre Helfershelfer derart verharm-
lost, verdient er keinen einzigen Cent
Steuergeld.

Vor fünf Jahren sprachen Sie, Frau
Steinbach, anlässlich Ihres Tages der
Heimat von – ich zitiere – „vorsätzlich
geplanten und systematischen Ver-
nichtungsaktionen“, die nach dem
Krieg an den Deutschen begangen
worden seien. Im Nachkriegsjugosla-

Ulla Jelpke (*1951)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Ulla Jelpke, DIE LINKE:

20. Juni soll Tag der weltweiten
Solidarität mit Flüchtlingen bleiben
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wien sahen Sie einen „Völkermord“ an
Deutschen in sogenannten „Todesla-
gern“ und „Vernichtungslagern“. Sie
wissen ganz genau, was Sie damit tun:
Sie setzen das zweifellos harte Schick-
sal, das viele Deutsche in Osteuropa
erfahren haben, mit den Verbrechen
gleich, die Deutsche in Osteuropa an-
gerichtet haben. Sie setzen die Aus-
siedlung der Deutschen mit der Er-
mordung der europäischen Juden
durch das NS-Regime gleich. Ich sage:
Wer eine solche Gleichsetzung vor-
nimmt, der betreibt Geschichtsrevisio-
nismus, der relativiert die Naziverbre-
chen, und dem muss man entschieden
in die Parade fahren.

Meine Damen und Herren, ich ha-
be eingangs gesagt, dem Erinnern an
Unrecht werde sich die Linke nicht wi-
dersetzen. Nun herrscht in Deutsch-
land kein Mangel an Erinnerung – an
Denkmälern, biografischen Werken
und so weiter – zum Thema Vertrei-
bung, auch wenn das der BdV-Lobby
immer noch nicht genug ist; tatsäch-
lich aber hat sie ihre eigene revisionis-
tische Sicht schon lange etabliert. Aber
wenn man über Vertreibung redet,
muss man auch über die deutschen
Verbrechen in Osteuropa reden und
darüber, welche politische Funktion

deutsche Minderheiten vor dem Krieg
hatten, beispielsweise im Sudeten-
land, wo sie sich zum großen Teil of-
fen gegen die tschechische Demokra-
tie gestellt haben.

Die befreiten Völ-
ker in Osteuropa
wollten diesen Hebel
zur Zerschlagung ih-
rer Staaten neutrali-
sieren. An diese histo-
rischen Zusammen-
hänge muss erinnert
werden, sonst ver-
dreht man die Ge-
schichte und die poli-
tischen Verantwortlichkeiten. Aus ge-
nau diesem Grund darf die Erinne-
rung an die Nachkriegsereignisse nicht
dem Bund der Vertriebenen überlas-
sen werden.

Nun will die Koalition den Welt-
flüchtlingstag um das Gedenken an
Heimatvertriebene erweitern. Ich hal-
te das, ehrlich gesagt, für keine gute
Idee; denn wer den Tag des Flüchtlings
ernst nimmt, hat schon bisher an die-
sem Tag ohnehin aller Menschen ge-
dacht, die vor Gewalt und unmensch-
licher Behandlung fliehen mussten
oder müssen. Aber ganz offenbar passt
es den Vertriebenenfunktionären

nicht, sich gemein zu machen mit
dem Somali, der vor Gewalt und Hun-
ger flieht, oder der Kurdin, die vor
Staatsterror und Unterdrückung flieht.
Sie wollen einen deutschen Gedenktag

für deutsche Kriegs-
opfer.

Ich habe keinen
Zweifel, was passiert,
wenn Sie den 20. Juni
um das spezielle Ge-
denken an die Hei-
matvertriebenen er-
weitern. Dann wird in
Deutschland nämlich
nur noch an die Hei-

matvertriebenen erinnert, und das
kann ja wohl nicht sein.

Statt dem BdV seinen eigenen Feier-
tag zu schenken, will die Linke, dass
der 20. Juni ein Tag der weltweiten So-
lidarität mit Flüchtlingen bleibt, auch
mit Vertriebenen, das ist selbstver-
ständlich. Deswegen lehnen wir die-
sen Antrag der Koalition ab.

Ich komme nun zum letzten Punkt,
zum Gesetzentwurf des Bundesrates
zur Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes. Grundsätzlich ist unsere
Haltung: Es wäre endlich an der Zeit,
das Bundesvertriebenengesetz abzu-
schaffen und seine Einwanderungsre-

gelung in den Katalog des Aufenthalts-
gesetzes zu überführen. Die Linke ist
sehr für liberalisierte Zuwanderung.
Aber wir sehen überhaupt nicht ein,
dass dies nur für sogenannte Volks-
deutsche gelten soll.

Die Koalition und mehr noch der
Bundesrat zeigen jetzt endlich eine ge-
wisse Bereitschaft, den Familiennach-
zug von Spätaussiedlern zu erleich-
tern. Wir sind dafür. Das ist nämlich
im Interesse der Menschen, und das
wird von der Linken begrüßt. Der Bun-
desrat unternimmt einen Schritt in die
richtige Richtung, indem er einen Här-
tekatalog von Fällen vorstellt, in denen
auf den Nachweis deutscher Sprach-
kenntnisse verzichtet werden soll. Wir
halten einen solchen Nachweis ohne-
hin für unangemessen. Die deutsche
Sprache lernt man am besten in
Deutschland.

Aber was macht die Koalition? Sie
will mit einem Änderungsantrag die
Vorschläge des Bundesrates teilweise
wieder zurücknehmen und die Rege-
lungen verschärfen. Alter, Lern-
schwäche, Bildungsferne und andere
Härten will sie nicht als Ausnahme-
gründe anerkennen, die einen Ver-
zicht auf den Sprachnachweis be-
gründen. Im Klartext heißt das, dass

diesen Personengruppen verwehrt
wird, zu ihren bereits in Deutschland
lebenden Verwandten zu ziehen. Das
ist ganz klar familienfeindlich und
inhuman. Deshalb werden wir uns
bei diesem Gesetzentwurf auch nur
enthalten.

Wir haben stattdessen einen eige-
nen Änderungsantrag zum Vorschlag
der Regierungskoalition in den Innen-
ausschuss eingebracht. Dort schlagen
wir vor, diese Erleichterung für alle ins
Aufenthaltsgesetz aufzunehmen. Es
geht hier, wie gesagt, um Spätaussied-
ler, aber es geht nicht nur um sie, son-
dern es geht auch um Migranten. Es
ist überhaupt nicht einzusehen, wa-
rum diese Sprachhürden für viele
Menschen aus anderen Ländern exis-
tieren müssen.

Generell empfiehlt die Linke: Las-
sen Sie uns die im Vergleich zu Nicht-
deutschen großzügigen Zuwande-
rungsbestimmungen des Vertriebe-
nengesetzes in den allgemeinen Rege-
lungsbereich der Zuwanderung
überführen. Gleiches Recht für alle,
auch im Bereich der Zuwanderung,
statt völkisch motivierter Privilegie-
rung.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir begehen heute in dieser
Sitzung ein besonderes Er-
eignis. Wir erinnern näm-

lich an eine großartige Erfolgsgeschich-
te in den letzten 60 Jahren. Mit dem
Bundesvertriebenengesetz, das vor 60
Jahren im Deutschen Bundestag be-
schlossen wurde, haben wir die Grund-
lagen dafür gelegt, dass 14 Millionen
Menschen, die aus ganz Europa vertrie-
ben wurden, im Nachkriegsdeutsch-
land eine neue Heimat finden konn-
ten. Das war eine riesige Aufgabe, eine
gewaltige Herausforderung.

Die Vertriebenen waren nicht über-
all und immer willkommen. Auch das
gehört zur ganzen Wahrheit. Das Land
war zerbombt, es war zerstört, und je-
der hatte genügend damit zu tun, sich

seine Existenzgrundlage wieder aufzu-
bauen. Dann kommen 14 Millionen
Menschen hinzu, die auch Heimat,
Unterkunft und Chancen suchen.

Ich rede heute deshalb, weil ich aus
einer Familie komme, deren Eltern Ver-
triebene waren. Meine Eltern als Deut-
sche im ehemaligen Jugoslawien ka-
men auf einer langen Reise nach
Deutschland. Ich selbst habe mich nie
als Vertriebenen bezeichnet, weil ich
1949 in Hoffenheim auf die Welt kam.
Aber ich habe, als ich in die Schule
kam, sehr wohl gemerkt, dass ich nicht
von Anfang an dazugehört habe.

Welche Konsequenz hat man daraus
ziehen können? Wie wurde das Ganze
dann zu dieser großen Erfolgsgeschich-
te? Indem wir, die Kinder von Vertrie-
benen, die selber auch als Vertriebene
bezeichnet wurden, uns völlig darüber
im Klaren waren, dass wir selbst unse-
ren Beitrag leisten müssen, um in die-
se neue Heimat, in diese Gesellschaft
hineinzuwachsen, dass wir nicht er-
warten konnten, dass diejenigen, die
schon immer in diesem Land gelebt
haben, ausschließlich sagen würden:
Herzlich willkommen!  Die Integrati-
on ist nur geglückt, weil die einen es
wollten und die anderen alles darange-
setzt haben, in dieser Gesellschaft hei-
misch zu werden.

Das ist ein Aspekt dieser Erfolgsge-
schichte, von dem wir auch für die heu-
tige Zeit etwas lernen können. Ohne
den starken Willen, in diese Gesell-

schaft hineinzuwachsen, einen Beitrag
zur Entwicklung dieser Gesellschaft zu
leisten, wäre auch mit dem Bundesver-
triebenengesetz die Integration nicht
gelungen.

Die Vertriebenen haben über ihr
Leid relativ wenig gesprochen.

Wahrscheinlich sind Sie gar nicht be-
troffen. Aber ich spre-
che als einer, der das
alles miterlebt hat.
Das wird auch einmal
zulässig sein.

Ich kann dazu nur
sagen: Die Väter ha-
ben über das, was sie
im Krieg erlebt haben,
in der Regel nicht ge-
sprochen. Das hat im
Übrigen dazu geführt, dass Ende der
60er-Jahre eine intensive Diskussion
begonnen hat. Dieser Teil der Diskus-
sion der sogenannten 68er-Jahre war
auch völlig berechtigt, weil wir wissen
wollten, was damals geschehen war.

Aber unsere Mütter haben davon ge-
sprochen. Meine Mutter hat immer er-
zählt, dass für sie das Dritte Reich und
die Nationalsozialisten das Unglück
ihres Lebens waren. Denn sie hat sich
in Jugoslawien wohlgefühlt, sie wollte
gar nicht woandershin. Sie hat immer
gesagt: Wenn die Nazis nicht gekom-
men wären, hätten wir ein anderes Le-
ben führen können.

Sie hat uns, den Kindern, gesagt: Ihr
müsst alles daransetzen, dass so etwas

in diesem Land nicht noch einmal pas-
sieren kann. Das war die Botschaft von
Vertriebenen aus ganz Europa.

Natürlich hat Vertreibung stattge-
funden. Immer in der Geschichte hat
es Vertreibung gegeben. Aber wenn
man die Geschichte des Zweiten Welt-
krieges, des Nationalsozialismus, unse-
res Deutschlands anschaut, sieht man,
dass natürlich – da hat Kollege Veit
recht – die Vertreibung damit begon-
nen hat, dass zunächst einmal die Ju-
den aus ihrer Heimat vertrieben und
dann in den Tod geschickt wurden.
Das war der erste Akt von Vertreibung
in dieser unglaublichen Verbrecherge-
schichte des nationalsozialistischen

Regimes. Das war Un-
recht in höchstem Ma-
ße.

Aber es war auch
mit viel Leid für die
Vertriebenen verbun-
den. Meine Mutter
hatte mit dem Natio-
nalsozialismus über-
haupt nichts am Hut.
Sie hat das alles ver-

achtet. Dennoch war sie Leidtragende.
Sie hat nicht nur darunter gelitten, dass
sie aus ihrer Heimat vertrieben wurde,
sondern auch darunter, dass sie über
ihr Leid nicht sprechen konnte, ohne
dass man ihr den Vorwurf, der mit der
Sache gar nichts zu tun hatte, gemacht
hat, dass sie das Leid von Juden und all
das, was im Dritten Reich passiert ist,
relativieren wollte. Die allermeisten
Vertriebenen waren sich bewusst, wie
ich am Beispiel meiner Mutter sagen
kann, was Ausgangspunkt ihres Dra-
mas war. Dessen waren sich alle be-
wusst. Dass man ihnen aber verwehrt
hat, auch über ihr individuelles Leid zu
sprechen, hat sie ein zweites Mal ver-
trieben.

Ich zitiere:
Die politische Linke hat in der Ver-

gangenheit, das läßt sich leider nicht
bestreiten, zeitweise über die Vertrei-
bungsverbrechen, über das millionen-
fache Leid, das den Vertriebenen zuge-
fügt wurde, hinweggesehen, sei es aus
Desinteresse, sei es aus Ängstlichkeit
vor dem Vorwurf, als Revanchist ge-
scholten zu werden, oder sei es in dem
Irrglauben, durch Verschweigen und
Verdrängen eher den Weg zu einem
Ausgleich mit unseren Nachbarn im
Osten zu erreichen. Dieses Verhalten
war Ausdruck von Mutlosigkeit und
Zaghaftigkeit.

Bundesinnenminister Otto Schily
am 29. Mai 1999.

Ähnlich formuliert es Günter Grass
in seiner bemerkenswerten Novelle Im
Krebsgang in gleicher Richtung.

Wir haben mit dem Bundesvertrie-
benengesetz nach dem Krieg die Vo-
raussetzungen dafür geschaffen, dass
eine Integration der Vertriebenen statt-
finden konnte. Wir vergessen nicht die
Verbrechen, die Deutsche an Juden be-
gangen haben und die im Namen der
Deutschen an Juden verübt wurden.
Deshalb gehört die Union als einzige
Partei, vielleicht noch zusammen mit
der FDP, zu denen, die unverbrüchlich
zu Israel stehen und die Sicherheit Is-
raels als Teil unserer Staatsräson begrei-
fen.

Wenn ich so manche Diskussionen
erlebe, kann ich nur sagen – ich will das
niemandem abstreiten; aber bei uns ist
das so –: Wir wissen um die Verantwor-
tung, die aus unserer Geschichte er-
wächst.

Wir blicken auch nicht zurück, son-
dern wir sagen: Diejenigen, die Deut-

Volker Kaudern (*1949)
Wahlkreis Rottweil – Tuttlingen

Volker Kauder, CDU/CSU:

Das Vertriebenengesetz ist eine
großartige Erfolgsgeschichte 

Die allermeisten
Vertriebenen

waren sich
bewusst, was

Ausgangspunkt
ihres Dramas war.
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Die Aussiedlung
der Deutschen aus

Osteuropa war
ein unmittelbare

Folge des Zweiten
Weltkrieges.

Fortsetzung auf Seite 8
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Fortsetzung von Seite 7: Volker Kauder (CDU/CSU)

sche sind, sich der deutschen Sprache
auch weiterhin gewidmet haben, sol-
len auch in Zukunft nach Deutschland
kommen können – unter ganz genau-
en, festen Regeln. Ich akzeptiere selbst-
verständlich und bin sehr dafür – gera-
de weil ich für verfolgte Christen in der
ganzen Welt eintrete –, dass wir Men-
schen, die in Bedrängnis sind, die ver-
folgt werden, die vor Bürgerkriegen

fliehen, in Deutschland aufnehmen.
Der Bundesinnenminister hat da auch
klare Zusagen gemacht: beispielsweise
dass wir weitere 5 000 Menschen aus
Syrien aufnehmen. Aber genauso, wie
ich dafür eintrete, dass Asylbewerber
nach Deutschland kommen dürfen,
trete ich dafür ein, dass auch diejeni-
gen, die Deutsche sind und noch im
Ausland leben, nach Deutschland

kommen dürfen. Da gibt es keine Un-
terteilung, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

Das Bundesvertriebenengesetz ist
eine großartige Erfolgsgeschichte. Als
jemand, der eigentlich bei armen El-
tern aufgewachsen ist, muss ich sagen:
Ich bin diesem Land außerordentlich
dankbar. Meine Eltern, vor allem mei-
ne Mutter, haben mir immer gesagt:

Wir werden euch nie Reichtum geben
oder ein Vermögen übergeben kön-
nen; aber wir können euch Erziehung
und Bildung mitgeben, und dann
könnt ihr aus eigener Kraft etwas leis-
ten.

Nicht allein aus eigener Kraft, son-
dern auch dank der Solidarität der
Deutschen haben die Vertriebenen es
geschafft. Beides zusammen - die Soli-

darität derjenigen, die schon immer
hier gelebt haben, und der Wille der
Vertriebenen, zu dieser Gemeinschaft
zu gehören - hat dazu geführt, dass die
Integration der Vertriebenen im Nach-
kriegsdeutschland eine großartige Er-
folgsgeschichte wurde.

(Langanhaltender Beifall bei der

CDU/CSU und der FDP)

Herr Kauder, ich finde, Sie ha-
ben in diese Debatte unnöti-
ge Schärfe gebracht.

Wir sind uns einig in diesem Haus:
Vertreibung ist ein Verbrechen gegen
die Menschlichkeit; das ist im deut-
schen Völkerstrafgesetzbuch aus-
drücklich so festgehalten. Viele Opfer
von Vertreibung verlieren nicht nur
Hab und Gut und Wohnsitz, sondern
werden oftmals auch Opfer schreckli-
cher Gewalttaten. So war das auch bei
der Vertreibung der Deutschen aus
den ehemaligen östlichen Reichsge-
bieten. So war es bei der Vertreibung
der Deutschen aus dem Sudetenland,
das zur Tschechoslowakei gehörte,
und auch aus anderen osteuropäi-
schen Staaten. Das dürfen wir nicht
vergessen. Daran müssen wir uns
auch erinnern, aber wir müssen uns
erinnern im Kontext der Geschichte.

Der Vertreibung ging eben der ver-
brecherische Angriffskrieg der Nazis
gegen die Völker Europas voraus. Es
gingen ein Holocaust an den Juden
und ein Völkermord an den Sinti und
Roma in Europa voraus. All dies gehört
zum Kontext. Es gehört auch zum
Kontext, dass zu dem Zeitpunkt, als
die Deutschen aus den heute zu Polen
gehörenden Gebieten vertrieben wur-
den, im Osten Polens von den Sowjets
Polen aus ihrem Land vertrieben wur-
den, die dann dort siedelten, wo vor-
her Deutsche gelebt haben. Auch das
gehört zu der Tragödie, die mit dem
Zweiten Weltkrieg verbunden ist.

Ich sage das hier – Frau Kollegin, ich
weiß nicht, wo Sie und Ihre Familien
herkommen – als Kind einer sudeten-

deutschen Familie und einer österrei-
chischen Offiziersfamilie, die am En-
de jedes Weltkrieges im letzten Jahr-
hundert vertrieben wurden, also zwei-
mal, und zweimal in ihrem Leben al-
les verloren haben. Trotzdem darf
man nicht darüber hinwegreden, was
dem vorausgegangen ist.

Herr Kauder, Sie haben eben Ihre
Familiengeschichte geschildert. Es gibt
aber auch Familiengeschichten von
Vertriebenen, die zeigen, dass nicht al-
le Vertriebenen im Herzen und im
Geiste Widerstandskämpfer oder Geg-
ner des Nationalsozialismus gewesen
sind. Ich habe viel im Keller meiner
Mutter gefunden – das gehörte nicht
zum Narrativ der Geschichte, weil
man es nicht erzählen wollte, weil
man dabei nicht gut aussah –, zwar
keine Mitgliedsbücher der NSDAP,
aber der Sudetendeutschen Partei.
Nicht alle Sudetendeutschen waren
ausgemachte Nazis. Aber was haben
sie damals gemacht? – Sie haben beim
Einmarsch Hitlers gejubelt und haben
die ausgestreckte Hand der Tschechen
und der Slowaken in der Vielvölkerre-
publik Tschechoslowakei abgewiesen.
Auch das gehört zu der komplizierten
Geschichte dazu. Das erklärt zwar
nicht die Verbrechen, aber das erklärt
zunächst die Akzeptanz der Vertrei-
bung in der Tschechoslowakei, weil
sich die Deutschen eben vorher nicht
dazu bereitgefunden haben, Teil dieser
Republik zu werden und an einem
friedlichen Miteinander der drei bezie-
hungsweise vier Völker, wenn man die
Roma dazunimmt, in der Tschecho-
slowakei mitzuwirken.

Wenn wir heute der Vertreibung ge-
denken, dann können wir nicht darü-
ber hinwegsehen, dass gegenwärtig in
der Welt 42,5 Millionen Menschen auf
der Flucht sind, vertrieben sind, im Su-
dan, in Syrien, in vielen Ländern Afri-
kas und Asiens. Auch das gehört dazu.

Wenn wir wirklich Empathie für die
deutschen Vertriebenen haben, dann
kann diese Empathie nicht bei ande-
ren Vertriebenen in der Jetztzeit aufhö-
ren. Dann müssen wir heute Einsatz
für das Recht von Flüchtlingen und
Vertriebenen zeigen und unsere Ver-
antwortung übernehmen.

Kurz zu einigen konkreten Punkten
in Ihrem Antrag. Sie schlagen vor – das
begrüße ich –, den 20. Juni auch zum

Anlass zu nehmen, deutscher Vertrie-
bener und Vertreibung zu gedenken.
Das ist ein Vorschlag, den ich vor län-
gerer Zeit gemacht habe. Ich bin froh,
dass sich dieser in der Koalition gegen
den Vorschlag von Frau Steinbach
durchgesetzt hat, ausgerechnet den 5.
August hierfür zu nehmen, den Tag, als
die Charta der Vertriebenen, auf die
Frau Jelpke schon Bezug genommen
hat, verabschiedet wurde.

Diese Charta war wirklich eine Char-
ta der Nichtanerkennung des ge-
schichtlichen Kontexts, des Verdrehens
von Geschichte, der Selbststilisierung
nur als Opfer und nicht auch als Täter,
und das bei einer langen Liste von Un-
terschriften von NSDAP-Funktionären,
SS-Generälen und Sturmbannführern.
Dass wir uns heute von diesem Tag als
Bezugspunkt für die Erinnerung an das
Unrecht der Vertreibung verabschie-
den, ist ein gutes Signal.

Dennoch darf der 20. Juni nicht nur
ein Tag zur Erinnerung an die deut-
schen Heimatvertriebenen sein, son-
dern er muss ein Tag sein, der ein Ap-
pell gegen das Unrecht von Vertrei-
bung und für die Solidarität mit allen
Flüchtlingen und Vertriebenen ist, sei-

en sie deutsch oder anderer Prove-
nienz oder Nationalität.

Ich möchte noch zwei konkrete
Punkte ansprechen. Nachher diskutie-
ren wir über die Nachzugsregelung für
die Angehörigen von Vertriebenen. Ich
finde es richtig, dass eine Härtefallklau-
sel bei den Sprachvoraussetzungen ge-
schaffen werden soll, ich finde es aber
völlig unplausibel, dass wir das im Auf-
enthaltsgesetz gegenüber Ausländern
nicht machen. Ich will Ihnen nahele-
gen: Das führt am Ende zur Inländer-
diskriminierung. Wenn ein Deutscher
hier aus Berlin in der Türkei eine Frau
kennenlernt und heiratet, sie aber noch
kein Wort Deutsch spricht, während er
gut türkisch spricht – vielleicht hat er
sogar dort unten gearbeitet und hat sie
dabei kennengelernt –, dürfte er mit
dieser seiner Frau aus der Türkei nicht
hierher nach Deutschland kommen,
bevor sie nicht die deutschen Sprach-
voraussetzungen erfüllt. Wäre er Spät-
aussiedler und käme er mit seiner Frau
aus Russland und sie wäre Russin und
spräche kein Sterbenswörtchen
Deutsch, dann könnte er sie nach die-
ser Härtefallklausel unter Umständen
mitbringen. Das ist Inländerdiskrimi-
nierung. Das ist absurd. Lassen Sie uns
das deshalb auch im Aufenthaltsgesetz
entsprechend regeln.

Ich möchte noch einen anderen
Punkt der Gleichstellung hier anspre-
chen: das Fremdrentengesetz.

Warum soll es eine Härtefallklausel
bei Spätaussiedlern geben, die mit
Russen oder Weißrussen oder Ukrai-

nern oder – was weiß ich – mit Usbe-
ken verheiratet sind? Warum soll die
Härtefallklausel für diese gelten, aber
für Deutsche, die mit einer Türkin ver-
heiratet sind und aus der Türkei hier
zu uns nach Deutschland einreisen
wollen, in keinem Fall?

Das ist unter Gleichheitsgesichts-
punkten nicht zu rechtfertigen. Das
benachteiligt deutsche Staatsbürger in
bestimmten Konstellationen gegen-
über einreisenden Spätaussiedlern,
und das ist meines Erachtens rechtlich
nicht haltbar und politisch tatsächlich
nicht sinnvoll.

Ich möchte nur noch einen Satz sa-
gen. Wir haben im Fremdrentengesetz
die Rentenansprüche für Spätaussied-
ler so geregelt, dass diese durch die
Einreise nach Deutschland keine
Nachteile haben. Die gleiche Regelung
sollten wir für jüdische Kontingent-
flüchtlinge treffen, die zu uns gekom-
men sind und heute oft Grundsiche-
rung im Alter erhalten, weil ihre Ren-
tenversicherungszeiten in ihrer ehe-
maligen Heimat nicht anerkannt
werden.

Ich glaube, das sind zwei parallele
Fälle, und es gehört auch zum Thema
Vertreibung und Flucht, dass wir die
Integration gegenüber jüdischen Kon-
tingentflüchtlingen genauso ernst
nehmen wie gegenüber deutschstäm-
migen Spätaussiedlern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der SPD und

der LINKEN)

Volker Beck (*1960)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Volker Beck, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Vertreibung ist Verbrechen gegen
die Menschlichkeit
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Auch ich möchte mit persönli-
chen Familienerinnerungen
beginnen, nämlich mit mei-

nen eigenen.
Ich wurde in der DDR geboren,

Frau Jelpke. Ihre Einlassungen dazu
sind immer wieder interessant. Ich
persönlich muss sagen, dass ich als
Kind, das in der DDR zur Schule ge-
gangen ist, mit dem Thema Vertrei-
bung überhaupt nichts zu tun hatte.
Ich kannte das gar nicht; ich wusste
überhaupt nichts davon. Ich war per-
sönlich nicht tangiert – dachte ich je-
denfalls. Es wurde keine Wissensver-
mittlung betrieben. Ich hatte zwar
einen Onkel, der wohl in der Tsche-

choslowakei, wie sie damals noch
hieß, geboren war. Ich freute mich,
dass er so gut Deutsch konnte, wuss-
te aber nicht, dass er tatsächlich
Deutscher ist und welche Hinter-
gründe das hat. Ganz interessant ist,
dass meine Großeltern ab und zu
von ihrem Dorf wenige Kilometer
östlich der Oder sprachen. Kam ich
also aus Polen? – Nun, diese Frage
wurde nicht thematisiert.

Ich muss sagen: Es ist ein bisschen
beklemmend, zu wissen, dass von
meiner eigenen Familie – meine
Großeltern standen während des ge-
samten Dritten Reiches als Bauernfa-
milie auf dem Feld und wurden ei-

Patrick Kurth (*1976)
Landesliste Thüringen

Patrick Kurth, FDP:

Darauf kann und darf
Deutschland auch stolz sein 
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Volkmar Gabert, der große sozi-
aldemokratische bayerische Po-
litiker und Präsident der Seli-

ger-Gemeinde der Sudetendeutschen,
hat uns in diesem Zusammenhang ge-
mahnt, zum „Dialog über emotionale
Gegensätze hinweg fähig zu sein“. Da-
ran sollten wir uns, glaube ich, auch in
dieser Debatte orientieren.

Ich will Ihnen hier als Schleswig-
Holsteinischer Abgeordneter zwei Zu-
gänge zu dieser Frage – wir zollen 60
Jahren Bundesvertriebenengesetz aus-
drücklich hohen Respekt – vortragen.

Zunächst einmal aus dem Blick ei-
nes Schleswig-Holsteiners. Schleswig-
Holstein ist ein kleines Land, in dem
nach dem Krieg 50 Prozent der Men-
schen Vertriebene und Flüchtlinge aus
Ostpreußen waren. Zugleich befand
sich in diesem Land der Kriegsverbre-
cher Dönitz. 1955 setzten dann – da-

mals war Kai-Uwe von Hassel Minis-
terpräsident Schleswig-Holsteins; spä-
ter war er hier Parlamentspräsident –
Konrad Adenauer und der dänische
Außenminister Hansen in den Bonn-
Kopenhagener Erklärungen ein erstes
sichtbares Zeichen für Aufarbeitung,
Versöhnung und Anerkennung von
Minderheitenrechten. Schließlich ist
Schleswig-Holstein ein Bundesland, in
dem drei der vier autochthonen Min-
derheiten in Deutschland eine Heim-
statt und Anerkennung gefunden ha-
ben. Dort wird jetzt auch mit einem
europäischen Institut in Flensburg
ganz direkt darauf abgehoben, zu un-
tersuchen: Was heißt Respekt vor Ver-
schiedenheit und Minderheitenrech-
ten im Europa der Zukunft? – Das ist
der eine Blickwinkel.

Ich komme zum anderen Blickwin-
kel. Herr Kauder, ich möchte Ihnen –
Sie haben hier Ihre Biografie vorgetra-
gen – von der Biografie einer Person
berichten, in deren Familie es keine
Vertreibung gab. 1956/57 war ich fünf
beziehungsweise sechs Jahre alt. Man
merkte in zunehmendem Maße, was
eigentlich in der Nachbarschaft ge-
schah. Es gab da den Tischler Juder-
jahn aus Elbing, ein ungemein fleißi-
ger Handwerker.  Das war seine Ver-
bindung in die Heimat. Da gab es den
Bauern Schmidt aus einem ganz klei-
nen ostpreußischen Ort, der mit sei-
nem Rollwagen jeden Tag 15 Kilome-
ter hin und her fuhr, um irgendwo zu
melken. Natürlich gingen sie alle zu
den Treffen der Heimatvertriebenen.
Sie kamen dorthin, weil sie sich mit

früheren Bekannten, mit Freunden
treffen und mit ihnen sprechen konn-
ten. Sie waren nicht unbedingt des-
halb dort hingegangen, weil sie politi-
sche Kampfreden erwarteten und hö-
ren wollten. Ich habe deshalb den
Tischler Juderjahn und den Bauern
Schmidt angesprochen, weil sie etwas
hatten, was sie auch vermitteln konn-
ten, was leider viele
andere nicht hatten:
Sie hatten die Fähig-
keit, zu trauern. Das
war ihre große Leis-
tung. Für diese Fähig-
keit zollen wir diesen
Menschen Respekt, in
ihrem persönlichen
Erleben, aber auch in
ihrem politischen Er-
leben, das sie eingebracht haben.

Den Grund für die Trauer – er wur-
de schon deutlich dargestellt – will ich
nicht wiederholen. Aber ich will Ih-
nen, Herr Kauder, eine kleine Bitte vor-
tragen, dass nämlich die Bemerkung
von Otto Schily nicht so verstanden
werden darf, als ob Willy Brandt, ein
Sozialdemokrat, nicht sehr viel dafür
getan hätte, und das trotz aller Anfein-
dungen gegen seine Person, mit Weit-
blick, Beharrlichkeit und Mut dafür zu
sorgen, dass Menschen zu ihrem Men-
schenrecht auf Heimat, zu ihrem Men-
schenrecht auf Frieden, zu ihrer Men-
schenpflicht auf Versöhnung kommen
konnten. Den Sozialdemokraten Wil-
ly Brandt darf man hier nicht verges-
sen und darf ihn auch nicht zum Zwe-
cke der Polarisierung nutzen.

Dieses Gift der Polarisierung muss
aus der Debatte herausgenommen
werden, wenn wir die Debatte nach
vorne wenden wollen.

Der Bundesinnenminister hat die
60 Jahre Bundesvertriebenengesetz
mit einem Antrag verbunden, einge-
bracht von CDU/CSU und FDP, in
dem fünf Handlungsfelder geschildert
werden: Integration der Flüchtlinge,
Integration der Spätaussiedler, Förde-
rung der deutschen Minderheiten,
Pflege des kulturellen Erbes, früher
eher Pflege des Brauchtums, jetzt eher
Pflege von Erkenntnis, Verständnis
und damit von Wissenschaft, und die
weltweite Ächtung von Vertreibung.

Wir als Sozialdemokraten finden:
Das kann eine Basis
dafür sein, nach der
positiven Geschichte
von 60 Jahren Bun-
desvertriebenengesetz
nach vorne zu denken
und nach vorne Poli-
tik zu machen, und
zwar durchaus in ei-
nem Konsens. Ich
möchte daran erin-

nern, dass es Bundeskanzler Gerhard
Schröder war, mit dem am 3. Septem-
ber 2000 das erste Mal in Berlin ein so-
zialdemokratischer Bundeskanzler auf
einem Heimattreffen der Vertriebenen
sprechen konnte.

Er hat klare Worte in beide Rich-
tungen gesprochen.

Es gab dann eine Fortsetzung mit
einer sehr bemerkenswerten Tagung
der Konrad-Adenauer-Stiftung am
3./4. September 2008, auf der die
nachfolgende Bundeskanzlerin und
Innenminister Schäuble herausgear-
beitet haben: Welche Pflicht er-
wächst aus der Geschichte? Was ist
in Zukunft die Aufgabe in Bezug auf
Anerkennung und Förderung von
Minderheiten allgemein wie von
deutschen Minderheiten, aber auch

die Aufgabe einer Politik in Europa,
die insgesamt Verschiedenheit und
Vielfalt von Minderheiten als Kriteri-
um aufnimmt und anerkennt? Wir fin-
den es sehr gut, wenn diese Überle-
gungen nach vorne getragen werden.

Ich darf mir allerdings die Bemer-
kung erlauben: Wir wissen, dass 60
Jahre Bundesvertriebenengesetz eine
große Sache sind, dass es aber mit die-
sem Bundesvertriebenengesetz nicht
60 Jahre so weitergehen kann; viel-
mehr muss dieses Gesetz zu einem
Gesetz der Versöhnung und der Res-
pektierung von Verschiedenheit und
Vielfalt werden. Deshalb ist es gut,
dass sich diese Entwicklung in Ihren
Anträgen wiederfindet.

Ich will nicht weiter darauf einge-
hen, sondern nur kurz sagen, wes-
halb wir uns bei der Abstimmung
über diesen Antrag enthalten wer-
den. In diesem Antrag konnten Sie
leider nicht darauf verzichten, an die
unglückselige Debatte um 60 Jahre
Charta zu erinnern. 

Kollege Beck sprach schon von
Ihrem fehlleitenden Vorschlag, den
5. August zum Erinnerungstag zu
machen. Aber Sie haben eine Ent-
wicklung durchgemacht. Diese geht
dahin, dass jetzt der 20. Juni, der
Weltflüchtlingstag der UN, zu dem
Tag werden soll, an dem wir das
Flüchtlingselend politisch diskutie-
ren und den wir mit der politischen
Aufgabe verbinden, uns gegen Ver-
treibung einzusetzen. Es ist auch
gut so, dass das Dokumentations-
zentrum, wie es nach harten Dis-
kussionen gemeinschaftlich getra-
gen wird, diese Verbindung zwi-
schen Flucht, Vertreibung und Ver-
söhnung herstellt. Das Wichtigste
aber ist Versöhnung.

Ich darf an dieser Stelle noch eine
Bemerkung und eine Bitte an den In-

Ernst Dieter Rossmann (*1951)
Landesliste Schleswig-Holstein

Dr. Ernst Dieter Rossmann, SPD:

Respekt und Versöhnung für
Vielfalt und Verschiedenheit

In Schleswig-
Holstein waren
nach dem Krieg
50 Prozent der

Menschen
Vertriebene.
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gentlich nur wenige Kilometer ver-
trieben –, die zu Beginn des Jahres
1945 noch aus fünf Familienange-
hörigen bestand, wenige Wochen
später nur noch meine Großmutter
und ihre Mutter lebten. Ist es nicht
beklemmend, zu wissen, dass es un-
terlassen worden ist – auch staatlich
reglementiert –, zu fragen: „Warum?
Woher? Wieso? Weshalb?“, und of-
fen darüber zu sprechen – mit allem,
was dazugehört, zum Beispiel den
Ursachen?

Warum haben wir nicht darüber
gesprochen? Warum fehlte mir das
Wissen? Ich ahnte ja nicht, was da-
hinterstand. In der DDR war im
Staatsbürgerkundeunterricht, im
Geschichtsunterricht, im Gesell-
schaftsunterricht oder sonst wo
nicht ein einziges Wort dazu zu ver-
nehmen – nicht, weil es in der DDR-
Bildungspolitik verschwiegen wor-
den ist, wie woanders möglicherwei-
se, sondern weil es schlichtweg un-
tersagt war, Kenntnisse zu
vermitteln.

Auch gesellschaftlich war das The-
ma Vertreibung nicht etwa ein Tabu-

thema, wie das möglicherweise in
der Bundesrepublik in den 50er-Jah-
ren gewesen sein könnte, nein, es
war in der DDR zum Teil bei Strafe
verboten, sich zu dem Thema Ver-
treibung auszulassen. Die SED hatte
spätestens in den 50er-Jahren die Lo-
sung ausgegeben beziehungsweise
die klare Ansage gemacht:

Wer sich jetzt noch als Vertriebe-
ner bekennt, macht sich der Volks-
verhetzung schuldig.

Diejenigen, die nach der Vertrei-
bung im sowjetisch besetzten Teil
Deutschlands landeten, wurden,
wenn sie dazu sprachen, gewisser-
maßen als Staatsfeinde, Revanchis-
ten oder Volksverhetzer bestraft. Das
ging so weit, dass sie nicht einmal
„Vertriebene“ heißen durften – Herr
Minister, Sie haben es angesprochen
–, sondern verharmlosend „Umsied-
ler“ genannt worden sind.

Meine Damen und Herren, die
Entwicklung nach 1990 zeigt, dass in
der DDR diese Wunde, die man dort
mit aller Kraft zu überdecken ver-
suchte, nicht geschlossen oder gar
geheilt wurde; denn das Vertriebe-

nenwesen entwickelte sich dann
auch in der ehemaligen DDR. Ich
will damit sagen: Dieses Vertrei-
bungsumdeuteln im östlichen Teil
Deutschlands, dieses staatlich ver-
ordnete Schweigen, dieses Ge-
schichtsverdrehen, diese Unaufrich-
tigkeit des Staates, diese Unehrlich-
keit gegenüber der eigenen Ge-
schichte, diese Falschheit auch
gegenüber den östlichen Nachbarn
stand im Gegensatz zu dem, was in
der Bundesrepublik gemacht wor-
den ist:

Nämlich ein Bundesvertriebenen-
gesetz, das 60 Jahre lang dazu bei-
trug, die Erinnerung aufrechtzuer-
halten. Ich sage ganz deutlich: Da-
rauf kann und soll Deutschland
auch stolz sein. Das ist ein guter
Schritt gewesen.

Meine Damen und Herren, ich
will vor allen Dingen nach vorne
schauen. Auch mit dem Bundesver-
triebenengesetz muss man nach vor-
ne schauen. Vor allen Dingen geht es
um die Zukunft. Flucht und Vertrei-
bung – auch die deutsche Flucht und
Vertreibung – sind eben kein einma-

liger Akt in der Geschichte. Das ist
auch noch nicht abgeschlossen. Es
gab beziehungsweise gibt seit hun-
dert Jahren überall auf der Welt – in
Europa, auch in Deutschland – Ver-
treibungen. Sie haben seither auch
nicht aufgehört. Mali, Darfur und
Syrien sind ganz aktuelle Themen,
die auch uns in besonderer Weise be-
treffen. Deswegen ist staatlich ver-
ordnetes Totschweigen oder Ähnli-
ches an dieser Stelle nicht geeignet,
weil wir an anderer Stelle natürlich
eine klare Auffassung haben müs-
sen.

Ich will abschließend vier Punkte
nennen, auf die es uns in der FDP,
aber auch in der Koalition an-
kommt:

Erstens. Nie wieder dürfen Men-
schen ihrer Heimat beraubt oder ver-
trieben werden – nirgendwo auf der
Welt. Nie wieder darf es Kollektiv-
strafen geben, weil es auch keine
Kollektivschuld gibt. Nie wieder darf
das passieren.

Zweitens. Nirgendwo darf die Ver-
treibung der Deutschen möglicher-
weise als Blaupause dienen oder

vielleicht sogar als Rechtfertigung
herangezogen werden, wenn es um
Vertreibungen in anderen Ländern
auch in aktueller Zeit geht. Das geht
auf keinen Fall.

Drittens. Nie wieder darf das Un-
recht der Vertreibung von Menschen
durch staatliche Stellen oder gesell-
schaftlichen Druck tabuisiert oder
verschwiegen werden. Niemals wie-
der darf das offene Ansprechen von
Flucht und Vertreibung bestraft wer-
den.

Also, letzter Punkt: Nie wieder
darf es dazu kommen, dass wie bei
mir bewusst Wissen nicht vermittelt
und ganz bewusst Unwissen verbrei-
tet wurde. Ziel war, so viel wie mög-
lich im Unklaren zu lassen.

Wir stehen hier vor einer großen
Herausforderung. Viele junge Leute
beziehungsweise Jugendliche haben
keinen blassen Schimmer, wie man
mit Vertreibung umgeht. Das gesam-
te Haus steht hier vor einer großen
Herausforderung; diese zu meistern
ist unsere gemeinsame Aufgabe.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Fortsetzung auf Seite 10
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Die Wortbeiträge haben ei-
nes deutlich gemacht: Es
gibt auch im Deutschen

Bundestag viele Betroffene, die zu
denen gehören, deren Familien
vertrieben worden sind. Volker
Kauder hat es sehr engagiert und
emotional geschildert. Es ist Tatsa-
che, dass ein Viertel der deutschen
Bevölkerung Vertriebene sind oder
einen familiären Bezug zu dem
Thema Vertreibung haben. Das
macht auch deutlich, welch gigan-
tischer Vorgang das seinerzeit ge-
wesen ist und welche Aufgaben da-

mit vor diesem Lande gestanden
haben.

Das Bundesvertriebenengesetz –
es lohnt sich, dass wir nach 60 Jah-
ren daran erinnern – hatte den
Sinn, den Vertriebenen aus den öst-
lichen Bereichen Europas, die
deutsch besiedelt waren, einen an-
gemessenen Platz in dieser Gesell-
schaft zu verschaffen. Es ging um
die Versorgung mit
den elementarsten
Dingen. Es herrschte
wirklich bittere Not.
Eben wurde Schles-
wig-Holstein ange-
sprochen. Meine
Mutter hat bis zu ih-
rem Lebensende nie
vergessen – wir sind
über die Ostsee in
Schleswig-Holstein angespült wor-
den –, dass ihr, als sie etwas Milch
für uns Kleinstkinder brauchte, ein
Bauer sagte: Ihr seid ja schlimmer
als Kakerlaken. – Auf der anderen
Seite sagte ihr ein Arzt, als sie
schwer verunglückte und ihm sagte:
„Ich habe kein Geld; ich kann das
nicht bezahlen“: „Machen Sie sich
keine Gedanken! Das hole ich mir
von den Bauern in Schleswig-Hol-
stein wieder.“

Es gab also so etwas und so etwas.
Es gibt viele Geschichten und viele
Schicksale, an die man erinnern
kann. Aber wichtig ist, dass wir ge-
meinsam diese Extremsituation in
Deutschland überwinden konnten.
Die Integration der vielen Heimat-
losen war und ist eines der Ziele
dieses Gesetzes.

Das sind die ideellen Grundge-
danken, die den Ver-
triebenen nicht mit
bloßer Caritas, son-
dern in Solidarität
und Gleichberechti-
gung entgegenge-
bracht werden soll-
ten. Das unsichtba-
re Fluchtgepäck der
Vertriebenen, wie es
die sudetendeut-

sche Dichterin Gertrud Fussenegger
nannte, ihr technisches Know-how,
das handwerkliche Können und die
700-jährige oder 800-jährige kultu-
relle Erfahrung im Neben- und Mit-
einander mit den slawischen, ma-
gyarischen, baltischen oder rumä-
nischen Nachbarn: All das hat
Deutschland nachhaltig geprägt.
Diese Erfahrungen, so wie sie sich
hier in Deutschland zusammenge-
funden haben, gibt es in dieser Ver-
dichtung in keinem anderen euro-
päischen Land.

Aber es war auch das kulturelle
Fluchtgepäck, das mitgebracht wur-
de. Das war nichts, was sofort sicht-
bar gewesen wäre, sondern es war
etwas, was im Kopf und im Herzen
aus der Heimat hierher mitgetragen
wurde. Es war natürlich hörbar in
den regionalen Mundarten, in den
Klangfarben. Das hat den Men-
schen die Integration nicht unbe-
dingt leichter gemacht. Wer in Bay-
ern einen ostpreußischen Dialekt
hatte, für den war es bestimmt nicht
ganz einfach, kann ich mir vorstel-
len.

Das Gesetz machte und macht
deutlich, dass das Kulturgut der Ver-
triebenen eine gesamtdeutsche Auf-
gabe ist, ein unverzichtbarer Teil
unserer deutschen Identität. Man
muss einfach einmal rekapitulie-

ren: Das Erbe der Karls-Universität
in Prag hat unser Volk genauso ge-
prägt wie das der Universitäten Kö-
nigsberg, Breslau, Dorpat, Czerno-
witz einerseits oder Heidelberg, Tü-
bingen, Marburg, München, Leip-
zig, Berlin andererseits. Das gehört
alles zusammen. Wenn man das
ignorieren würde, hieße das, geisti-
ge Wurzeln zu kappen. So war es
schon sehr weise, dass Bund und
Länder der jungen Bundesrepublik
Deutschland mit diesem Gesetz die
Verantwortung für das gesamte kul-
turelle Erbe der Vertreibungsregio-
nen unabhängig von Grenzen und
von staatlicher Zugehörigkeit her-
vorgehoben haben.

Dieser gesetzliche Auftrag ist ge-
boren aus der Erkenntnis, dass es
ein einheitliches, ein gemeinsames
kulturelles Fundament gibt. Das
müssen wir auch erkennen: Die
schönsten Seiten unseres Vaterlan-
des liegen doch in unserem kultu-
rellen Reichtum mit vielen unter-
schiedlichen Facet-
ten und dem schöp-
ferischen Geist, aus
vielen Jahrhunder-
ten erwachsen und
herausgebildet über
Musik, Literatur,
Philosophie, Bau-
kunst und Malerei.
All das prägt uns, ist
ein Teil von uns al-
len.

Vieles, was in den 1950er-Jahren
sozial noch dringend und drängend
gewesen ist, ist es gottlob heute
nicht mehr dank der Gemein-
schaftsleistung, die die Vertriebe-
nen, die Aussiedler und die Einhei-
mischen gemeinsam erbracht ha-
ben. Diese großartige Gemein-
schaftsleistung war und ist nahezu
ein Wunder. Der französische Poli-
tikwissenschaftler Alfred Grosser
hat die Integration der Vertriebenen
und der Flüchtlinge als die größte
sozial- und wirtschaftspolitische
Aufgabe bezeichnet, die von der
jungen Bundesrepublik gemeistert
worden sei. Dem kann jeder zu-
stimmen.

Diese Herkulesaufgabe konnte
aus zwei Gründen gelingen.

Der erste Grund: Die Vertriebe-
nen haben keine Rachegedanken
kultiviert, sondern immer und im-
mer wieder manifestiert, dass sie
Verständigung wollen. Ich erinnere
daran, dass der Bund der Vertriebe-
nen mit seiner Ausstellung „Er-

zwungene Wege“ die erste Instituti-
on in Deutschland war, die im
Kronprinzenpalais in Berlin an das
Schicksal der vertriebenen Polen
und anderer Vertriebener in Europa
erinnert hat. Dieser Verband war
der Vorreiter, als es darum ging, An-
teil daran zu nehmen, was anderen
widerfahren ist, beginnend bei dem
Genozid an den Armeniern.

Die Vertriebenen wollten immer
Verständigung, schon allein des-
halb, weil damit ihre Heimat ver-
bunden war. Der Satz „Wir werden
durch harte, unermüdliche Arbeit
teilnehmen am Wiederaufbau
Deutschlands und Europas“ war die
Voraussetzung, dass auch die Inte-
gration gelingen konnte.

Der zweite Grund: Die Parteien
der Bundesrepublik Deutschland
unterstützten die ersten zwei Jahr-
zehnte praktisch einmütig die An-
liegen der Vertriebenen und waren
sich ihrer Verantwortung sehr be-
wusst.

Es gab damals
heftige Debatten bis
zur Verabschiedung
des Gesetzes, und es
wurde fast um jeden
Paragrafen gerun-
gen. Am Ende
stimmten alle zu.
Wer nicht zuge-
stimmt hat, das war
die Kommunisti-

sche Partei, die damals im Deut-
schen Bundestag gesessen hat.

Ihre Töne hier stehen in Konti-
nuität zu dem damaligen Verhalten.

Ein Gedenktag zum Schicksal
von Flucht und Vertreibung: Es
hängt nicht am 5. August.  Der 20.
Juni ist genauso ein guter Tag;
Hauptsache, dieser Gedenktag
kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP)

Erika Steinbach (*1943)
Wahlkreis Frankfurt am Main ll

Erika Steinbach, CDU/CSU:

Hauptsache, der Gedenktag zu
Flucht und Vertreibung kommt 

Ein Viertel der
deutschen

Bevölkerung hat
einen familiären

Bezug zum Thema
Vertreibung.
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Der gesetzliche
Auftrag ist daraus
geboren, dass es
ein einheitliches,

kulturelles
Fundament gibt.

Fortsetzung von Seite 9: Dr. Ernst Dieter Rossmann (SDP)

nenminister richten. Herr Friedrich,
Sie haben das sehr nüchtern und res-
pektvoll vorgetragen und müssen
doch auch zu der von den Koaliti-
onsfraktionen eingebrachten Idee
stehen, am 20. Juni an Vertreibung
und Flüchtlingselend zu erinnern.
Deshalb ist es nicht so gut, wenn in
Bayern noch versucht wird, statt des
20. Juni wieder etwas Eigenes zu fin-
den. Gerade auch, weil Sie der In-
nenminister für das ganze Deutsch-
land sind, dürfen wir nicht in die

Verschiedenheit der Erinnerung ver-
fallen. Ich spreche Sie direkt an, weil
Sie in beiden Bereichen politische
Verantwortung mittragen.

Zum Schluss möchte ich – vielleicht
ist das ungewöhnlich, aber ich sollte
ja, wie Kollege Veit gesagt hatte, etwas
zu dem wissenschaftlichen und kultu-
rellen Hintergrund von Erinnerungs-
arbeit sagen – aus der Monografie des
Historikers und Osteuropa-Vertrei-
bungsforschers Andreas Kossert „Ma-
suren. Ostpreußens vergessener Sü-

den“ zitieren. Er schreibt im letzten
Absatz dieser profunden wissenschaft-
lichen Erinnerung – ich darf zitieren,
Herr Präsident –:

Das alte Masuren wird nicht wie-
dererstehen, aber es scheint, als wi-
derfahre den Masuren - nach einem
Jahrhundert politischer Vereinnah-
mung - nun erstmals historische
Gerechtigkeit. Auch wenn es die
Masuren nicht mehr gibt: Endlich
wird ihre schwierige Lage zwischen
Deutschen und Polen gewürdigt,

endlich zollt man ihnen den Res-
pekt, den deutscher und polnischer
Nationalismus ihnen stets verwehrt
haben.

Das ist der entscheidende Punkt:
Respekt und Versöhnung für Vielfalt
und Verschiedenheit. Geert Mak, der
große niederländische Publizist, hat es
so ausgedrückt: Im letzten Jahrhun-
dert war das erste halbe Jahrhundert
das der Kriege und das zweite halbe
Jahrhundert das der Überwindung der
Kriegsfolgen. Er hat uns aufgegeben,

das nächste Jahrhundert zu einem
Jahrhundert der Versöhnung zu ma-
chen.

Wenn Respekt vor 60 Jahren Bun-
desvertriebenengesetz darin mündet,
dass wir den Dialog über emotionale
Verschiedenheit hinweg zu Versöh-
nung führen können, dann hat dieser
Erinnerungstag auch im Parlament et-
was Gutes erbracht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Das Logo des Bundes der Vertriebenen (BdV)

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a
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Wir legen heute den Ent-
wurf eines umfassenden
Klimaschutzgesetzes für

Deutschland vor. Ich muss sagen:
Wir haben nicht geahnt, wie drama-
tisch aktuell dieser Gesetzentwurf
heute sein würde. Ich sage das, weil
ich heute früh im Radio gehört ha-
be, dass zum Beispiel in Sachsen-An-
halt Dörfer evakuiert wurden, dass
Familien, die gerade noch das Essen
für Helferinnen und Helfer in der
Nähe vorbereiteten, urplötzlich
schnell eine Tasche packen mussten,
weil sie weg mussten.

Sonst erscheint Klimaschutz im-
mer abstrakt. Man redet über das 2-
Grad-Ziel oder die Reduktion des
CO2-Ausstoßes um 95 Prozent bis
zum Jahr 2050. Das sind alles abs-
trakte Zahlen. Aber am Ende und ge-
rade jetzt ist ganz entscheidend, ob
das Haus noch steht, ob der Acker
noch fruchtbar ist, ob das Unterneh-
men noch funktionsfähig ist. Viele
Menschen an der Donau, an der El-
be und an anderen Flüssen erleben
jetzt, was es heißt, wenn die Natur
nicht mehr beherrschbar ist, wenn
zerstört wird, was man sich erarbei-
tet hat.

Jetzt will ich gar nicht behaupten,
dass jede Flut Folge des Klimawan-
dels ist; aber die Häufung der Wet-
terextreme, die Häufung von Dürren
und Hochwasser, die Tatsache, dass
wir an der Elbe 2002, 2011 und 2013
Jahrhunderthochwasser hatten be-
ziehungsweise haben, das alles ist
die Folge des Klimawandels, der Kli-
maerwärmung; das ist menschenge-
macht.

Wir alle sind von der Flut betrof-
fen, und wir alle wollen mit aller
Kraft beim Wiederaufbau helfen; das
sage ich ganz klar. Deshalb erwarte
ich, dass die Kanzlerin beim Treffen
mit den Ministerpräsidenten heute
Nachmittag nicht nur einen abstrak-
ten Vorschlag für einen Fluthilfe-
fonds vorlegt. Ich erwarte, dass bei

dem heutigen Treffen ein konkreter
Vorschlag vorgelegt wird hinsicht-
lich der hälftigen Aufteilung der Kos-
ten von 8 Milliarden Euro zwischen
Bund und Ländern. Ich erwarte aber
auch – das sind Sie bisher schuldig
geblieben –, dass ein konkreter Plan
vorgelegt wird, wie der Bund seinen
Anteil aus dem Haushalt finanzieren
will und wie der Bund den Ländern
helfen will, damit sie ihren Teil un-
ter Beachtung der Schuldenbremse
finanzieren können.

Ich sage Ihnen: Kommen Sie uns
bitte heute nicht mit einer Vertagung
oder einem Verschieben, sondern
machen Sie heute einen konkreten
Vorschlag, damit wir bis Ende nächs-
ter Sitzungswoche hier im Bundes-
tag über ein entsprechendes Gesetz
entscheiden können.

Ich weiß, dass es da eine Menge
Diskussionen gibt. Trotz alledem
muss der Bund an der Stelle den Län-
dern helfen, es organisatorisch zu
stemmen.

Aber das ist nicht die ganze Aufga-
be. Die mindestens so große Aufga-
be heute – auch für diese Bundesre-
gierung – ist es, dafür Sorge zu tra-
gen, dass man nicht in einigen Wo-
chen und Monaten wieder in den
alten Trott zurückfällt. Der alte Trott
hat bedeutet, dass seit Jahren viel zu
wenig für den Hochwasserschutz ge-
tan wurde; es wurde genug geplant,
aber zu wenig umgesetzt oder koor-
diniert.

An der Stelle will ich meine zwei-
te Erwartung an diese Bundesregie-
rung klar formulieren. Wir wissen –
das ist die Lehre aus diesen Jahrhun-
dertfluten –, dass es nicht allein aus-
reichend ist, höhere Deiche zu bau-
en und damit das Problem flussab-
wärts zu verlagern. Wir brauchen Re-
tentionsflächen, Auenwälder
müssen renaturiert werden, wir
brauchen ökologischen Hochwas-
serschutz. Wir brauchen eine Bun-
desregierung, die das auch gezielt in
die Hand nimmt und diese Aufga-
ben nicht der Kleinstaaterei über-
lässt, meine Damen und Herren.

Viele Pläne sind gemacht worden.
Sachsen sollte zum Beispiel seit
2002 über 500 Millionen Euro für
Überflutungsflächen entlang sächsi-
scher Gewässer ausgeben. Von den
500 Millionen Euro sind am Ende
nur 5 Millionen Euro wirklich ausge-
geben worden. Die klare Forderung
ist: Der Bund muss seiner Koordinie-
rungsaufgabe nachkommen. Wir
brauchen einen Masterplan für öko-
logischen Hochwasserschutz, der
zum Ziel hat, Flächenversiegelungen
an den Flussoberläufen zu verhin-
dern. Der ökologische Hochwasser-

schutz muss in Zukunft Priorität ha-
ben. Daran werden Sie gemessen.

Neben der Finanzierung, der Prio-
ritätensetzung und der Schaffung ei-
nes Masterplans für
ökologischen Hoch-
wasserschutz ist
auch der Punkt wich-
tig – dieser ist Be-
standteil des Gesetz-
entwurfs, den wir
heute vorlegen –, in
Deutschland dafür
Sorge zu tragen, dass
es einen Stopp beim
Anstieg der CO2-Emissionen gibt.
Wir müssen in den nächsten Jahr-
zehnten zu einer umfassenden Re-
duzierung kommen. Diese Bundes-
regierung hat gesagt: 40 Prozent
CO2-Reduzierung bis 2020 ist ein
sinnvolles Ziel. – Aber es ist dann bei
der Zielformulierung geblieben. Wo
sind die Taten?

Da wird der Emissionshandel an
die Wand gefahren, dicken Autos

soll weiterhin Vorfahrt gewährt wer-
den - so werden wir die angestrebte
Reduzierung um 40 Prozent nicht er-
reichen. Ich sage Ihnen klar: An den
Taten, nicht an den Worten werden
Sie, werden wir gemessen.

Es reicht nicht aus, sich selbst zur
Klimakanzlerin zu deklarieren oder
– wie Altmaier – noch einen neuen
Club der Energiewende-Staaten zu
gründen.

Heute steht auf der Tagesordnung
ein nationales Klimaschutzgesetz,

ein konkretes Instru-
ment, das wirklich
zeigt, wie man die
Reduktion um 40
Prozent erreichen
kann, und das ganz
eindeutige Sektorzie-
le für Strom, Wärme,
Verkehr, Landwirt-
schaft und Abfall-
wirtschaft nennt. Ei-

nen solchen Klimaschutz sind wir
den Menschen schuldig, die jetzt un-
ter dem Hochwasser leiden, genauso
wie wir es nachfolgenden Generatio-
nen schuldig sind.

Deshalb will ich kein weiteres Ge-
rede. Ich will auch nicht, dass es
demnächst wieder heißt: Ach, Kli-
maschutz, das führt wieder zu Belas-
tungen im Alltag. – Ja, wir werden
anders produzieren, anders trans-

portieren, anders leben, anders woh-
nen und uns in Zukunft anders er-
nähren müssen. Wir haben die Auf-
gabe, klar zu sagen: Nur wenn wir
diese Änderungen vornehmen,
wenn wir den Klimaschutz durch ei-
nen Lebens- und Produktionswan-
del vorantreiben, wenn wir schädli-
che Subventionen abbauen und
endlich auf Effizienz und Erneuerba-
re setzen, können wir wirklich Kli-
maschutz betreiben und den Ver-
such unternehmen, Hochwasser, wie
wir es gerade erleben, zu verhindern.

Ich sage auch: Wir brauchen nicht
nur verlässliche Reduktionsziele, die
die Energiewende begleiten, son-
dern wir brauchen natürlich auch
Planungssicherheit für die Wirt-
schaft, damit klar ist, wo der Weg
langgeht.

In diesen von mir genannten Berei-
chen müssen wir jetzt tätig werden.
Wir müssen es endlich anpacken mit
einem Klimaschutzgesetz, durch das
die Lasten fair verteilt werden.

Ich sage Ihnen als letzten Satz:
Wann, wenn nicht in diesen Tagen,
erwarten die Menschen zu Recht von
uns, dass es jetzt endlich mit dem
Klimaschutz losgeht?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

SPD)
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Renate Künast (*1955)
Landesliste Berlin

Renate Künast, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wir brauchen ein Gesetz,
das die Lasten fair verteilt 

Wir alle sind von
der Flut betroffen
und wir alle wol-
len mit aller Kraft
beim Wideraufbau

helfen.
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Wir alle verfolgen mit Be-
troffenheit die Bilder aus
den Hochwassergebieten.

Deshalb ist jetzt die Stunde, den be-
troffenen Menschen, die in Not sind,
zu helfen. Das tut die Bundesregie-
rung. Dafür hat sie die volle Unter-
stützung der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion.

Das ist das, was jetzt getan werden
muss. Natürlich geht es auch darum,
die Konsequenzen aus dieser Situati-
on zu ziehen und zu fragen: Wo kann

man noch mehr für Hochwasser-
schutz tun? Was muss in Abstim-
mung von Kommunen, Ländern und
Bund noch mehr auf den Weg ge-
bracht werden? Ich glaube, es ist eine
gemeinsame Aufgabe, dieses Thema
anzugehen und dafür zu sorgen, dass
wir das nächste Mal besser auf solch
ein Hochwasser vorbereitet sind.

Man kann nicht bei jeder Flut –
was die Kollegin Künast zu diesem
Punkt gesagt hat, ist selbstverständ-
lich richtig – eine Kausalität zum Kli-
mawandel herstellen, aber Fakt ist,
dass uns die übergroße Zahl der Wis-
senschaftler sagt, dass es einen Zu-
sammenhang gibt und dass wir
durch den fortschreitenden Klima-
wandel immer mehr extreme Wetter-
ereignisse haben und sich solche
Fluten häufen. Deshalb ist selbstver-
ständlich eine Konsequenz aus die-
ser Katastrophe, dass wir gemeinsam
den Klimaschutz entschieden weiter
voranbringen wollen.

Ich würde nur Ihrer Wortwahl wi-
dersprechen, Frau Kollegin, wenn
Sie sagen, dass wir jetzt endlich an-
fangen müssen. Deutschland hat
schon lange mit Klimaschutz ange-
fangen.

Wir sind über unterschiedliche
Bundesregierungen hinweg, unge-
achtet der jeweiligen parteipoliti-
schen Farbe, Vorreiter im Klima-
schutz in Europa und international.

Sie haben außerdem gesagt, dass
es Ihnen nicht um Worte geht, son-
dern um Taten und Fakten. Deshalb
beginnen wir einmal mit den Fakten.
Deutschland hat sich im Kioto-Pro-
tokoll zu einem ehrgeizigen Ziel ver-
pflichtet, nämlich bis 2012 die CO2-
Emissionen um 21 Prozent gegen-
über 1990 zu reduzieren. Damit ha-
ben wir uns zu mehr verpflichtet als
andere, und wir haben diese Ver-
pflichtung nicht nur erfüllt, sondern
wir haben sie übererfüllt.

Mit minus 25 Prozent haben wir
mehr erreicht, als wir uns vorgenom-
men hatten. Ich finde, da sollte man
nicht meckern, sondern man sollte
sich gemeinsam darüber freuen.

Die nächste Frage ist natürlich,
wie wir jetzt darauf aufbauen kön-
nen. Es ist doch auch wahr, dass wir
über alle Bundesregierungen hinweg
mit allen Parteien gemeinsam für ein

Andreas Jung (*1975)
Wahlkreis Konstanz

Andreas Jung, CDU/CSU:

Deutschland hat schon lange mit
Klimaschutz angefangen

Fortsetzung auf Seite 12
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international verbindliches Abkom-
men geworben haben beziehungs-
weise werben, bei dem alle, die USA,
China und andere Partner, mit ins
Boot kommen und in dessen Rah-
men wir global diese auch nur glo-
bal zu lösende Frage angehen und
sagen: Ja, international machen wir
engagierten Klimaschutz und gehen
voran.

Es ist doch richtig – Sie haben den
Club der Energiewende-Staaten an-
gesprochen –, auf diesem Weg Part-
ner um sich herum zu sammeln und
Verbündete zu finden. Deshalb be-
grüßen wir es, dass Peter Altmaier ei-
nen Club der Energiewende-Staaten
gegründet hat und alle die mit ins
Boot geholt hat, die mit uns gemein-
sam diesen Weg gehen wollen. Das
ist doch ein Fortschritt.

Sie haben einen Antrag in den
Bundestag eingebracht, in dem Sie
sagen: Für die Klimapolitik müssen
wir eine Partnerschaft mit China auf-
bauen und verstärken. – Da ist es
doch ein Fortschritt, dass China sich
bereit erklärt hat, diesem Club bei-
zutreten.

Andere Staaten, von denen man es
nicht unbedingt erwartet hätte, sind
ebenfalls beigetreten. Deutschland ist
hier führend, Deutschland drängt auf
ein solches Abkommen. Ein solches
Abkommen ist wichtig, auch als Kon-
sequenz aus der aktuellen Situation.

Kommen wir zum Emissionshan-
del. Ich gebe Ihnen recht: Beim
Emissionshandel müssen wir mehr
machen als bisher.

Wir müssen die Geburtsfehler des
Emissionshandels beheben. Es ist
richtig, wenn der Bundesumweltmi-
nister fordert – das ist auch meine
Position –, den Backloading-Vor-
schlag der Europäischen Kommissi-
on zu unterstützen.

Als Ultima Ratio
brauchen wir einen
Eingriff in den Emis-
sionshandel.

Die Opposition
weist darauf hin,
dass in der Regierung
über Backloading
noch diskutiert wird.
Wahr ist doch aber
auch: Dort, wo Ihre Parteien Verant-
wortung tragen – im Bundesrat –,
führen Sie die gleichen Diskussio-
nen.

Der Wirtschaftsminister der rot-
grünen Regierung in Nordrhein-
Westfalen hat die Europaabgeordne-
ten der SPD angeschrieben und sie
aufgefordert, gegen Backloading zu
stimmen.

Ich finde, dass diejenigen, die hier
vorangehen wollen, sich gemeinsam
dafür einsetzen sollten, dass wir
beim Emissionshandel einen Durch-
bruch schaffen; dafür werbe ich. Die-
sen Durchbruch wollen wir. Ich bin
nämlich sicher: Wer eine strukturel-
le Reform des Emissionshandels
jetzt verhindert, wird damit das
marktwirtschaftlichste Instrument
der Klimapolitik beschädigen und
am Ende irgendetwas bekommen,
was er überhaupt nicht will. Dann
wird Ordnungsrecht herauskom-

men, dann werden CO2-Steuern he-
rauskommen, wie sie hier von eini-
gen gefordert werden.

Deshalb müssen wir die Grundla-
gen dafür schaffen, dass der Emissi-
onshandel dauerhaft erfolgreich
bleibt. Das will Peter Altmaier, und
dabei unterstützen wir ihn.

Damit komme ich zu einem wei-
teren Thema. Wir haben nicht nur
den Emissionshandel, sondern ha-
ben gemeinsam im Konsens die
Energiewende beschlossen. Es gilt,
diese zum Erfolg zu machen, wegen
des Klimaschutzes, aber auch wegen
der wirtschaftlichen Perspektiven,
die dahinterstehen. Deshalb müssen
wir den Ausbau der erneuerbaren
Energien konsequent fortführen,
den Ausbau noch effizienter gestal-
ten und beim Netzausbau und den
Speichertechnologien vorankom-
men. Ich bin froh, dass wir bei der
Energieforschung einen Schwer-
punkt genau auf diese Bereiche ge-
legt haben, um uns mit neuen Tech-
nologien dieser Herausforderung
noch besser stellen zu können.

Auch die Bundeskanzlerin hat
gestern ganz klar gesagt – darüber
bin ich froh –, dass wir über die För-
derung der erneuerbaren Energien
sprechen müssen und die Frage stel-
len müssen, wie wir den Ausbau der
Erneuerbaren und die Preisentwick-
lung in Einklang bringen. Sie hat da-
bei zwei Festlegungen getroffen: Sie
hat erstens gesagt, dass es keine
rückwirkenden Eingriffe geben wird.
Das ist richtig, weil so die Vertrau-
ensgrundlage für den zukünftigen
Ausbau erhalten wird. Sie hat zwei-
tens gesagt, dass es bei dem Einspei-
sevorrang der erneuerbaren Ener-
gien bleiben wird. Das ist die
Grundlage für einen erfolgreichen

Ausbau. Daran wird
unsere Fraktion auch
in Zukunft mitarbei-
ten. Wir wollen die-
ses Projekt zum Er-
folg machen.

Frau Kollegin Kü-
nast, Sie haben gera-
de gesagt, dass wir di-
cken Autos Vorfahrt
gewähren würden.

Dazu will ich sagen: Wir stellen doch
gerade mit unserer Initiative für
Elektromobilität die Weichen für
nachhaltige Mobilität.

Wir haben in dieser Legislaturpe-
riode mehr als 1 Milliarde Euro für
Forschung eingesetzt, um die ent-
scheidenden Fragen zu lösen, die
Antriebstechnologien und die Batte-
rietechnik zu verbessern. Mit all dem
soll die Voraussetzung dafür geschaf-
fen werden, dass wir unsere Autos in
Zukunft nicht mehr mit Öl, Diesel
oder Benzin betreiben, sondern mit
Ökostrom.

Ökostrom ist das Benzin von mor-
gen. Das ist unsere Leitlinie. Deshalb
arbeiten wir in den unterschiedli-
chen Sektoren, die auch Sie ange-
sprochen haben, dafür, dass wir den
Klimaschutz voranbringen und die
Energiewende ein Erfolg bleibt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ja, nicht jede Dürre, nicht jeder
Sturm, nicht jede Flutkatastro-
phe ist Folge des Klimawandels.

Ein solcher Erklärungsversuch wäre
wirklich viel zu einfach. Aber wir
wissen, dass der Klimawandel Wet-
terextreme begünstigt, insbesondere
bei Niederschlägen.

Wir sehen gerade wieder an der El-
be, an der Donau und an deren Zu-
flüssen, welche Bedrohung, welche
Krisen, welche gefährlichen Zustän-
de ein solches Hochwasser schon in
einem Industriestaat mit sich bringt.
Ich weiß, dass ich im Namen aller re-
de, wenn ich deutlich mache, dass
wir dort natürlich als Gesamtgesell-
schaft helfen werden. Der Dank gilt
all jenen, die als freiwillige und
hauptamtliche Helfer in den von
Hochwasser betroffenen Gebieten
im Einsatz sind.

Erlauben Sie mir, dass ich als Bon-
ner Abgeordneter einen besonderen
Gruß den weit über 100 Bonner Frei-
willigen von Freiwilliger Feuerwehr,
Technischem Hilfswerk, DLRG und
anderen Rettungsorganisationen
schicke, die in mehreren Bereichen
in Sachsen-Anhalt im Einsatz sind.

Aber wenn wir schon sehen, wel-
che Folgen solche Katastrophen in
einem Industriestaat mit bestehen-
der Infrastruktur und einem gewis-
sen Wohlstand haben, dann ist na-
türlich umso ersichtlicher, was das
für Afrika, Teile Asiens oder Latein-
amerikas bedeutet. Dort gefährdet
der Klimawandel alle Errungen-
schaften, die wir in den letzten Jah-
ren und Jahrzehnten im Kampf ge-
gen Armut und Hunger erreicht ha-
ben. Dort ist der Klimaschutz eine
Frage von Leben und Tod. Deswegen
braucht Klimaschutz einen langen
Atem. Jahrelanges konsequentes
Handeln darf nicht zugunsten ande-
rer Themen, die gerade in Mode
sind, aufgeschoben werden, wie es
teilweise heute passiert.

Deutschland, Europa und die Welt
brauchen eine neue Entschlossenheit
in der Klimapolitik. Die SPD setzt
sich für ein verbindliches nationales

Klimaschutzgesetz mit klar definier-
ten Zwischenzielen ein, an denen wir
die Instrumente des Klimaschutzes
ausrichten können. Damit können
wir nicht nur über Etiketten, sondern
auch über Maßnahmen sprechen,
mit denen diese Ziele erreicht wer-
den können. Die unabhängige Be-
gutachtung der Maßnahmenpakete
der Bundesregierung, die zeigt, dass
wir das Klimaschutzziel für 2020 mit
dem bisher Unternommenen nicht
erreichen werden, sollte doch alle
Alarmglocken klingeln lassen.

Deswegen fordern wir die Bundes-
regierung auf, sich ohne Wenn und
Aber, ohne Hintertüren und ohne
Tricks zu dem deutschen Klima-
schutzziel zu bekennen, den Aus-
stoß von Treibhausgasen bis 2020
um wenigstens 40 Prozent zu redu-
zieren, und das bei der EU als deut-
schen Beitrag anzumelden, damit es
dort möglich ist, das
europäische Klima-
schutzziel auf eine
Minderung von 30
Prozent zu verbes-
sern. Das brauchen
wir dringend vor der
Klimakonferenz in
Polen.

Aktuell ist es aber
so, dass Deutschland
im Klimaschutz zurückfällt. Die
Treibhausgasemissionen Deutsch-
lands sind 2012 wieder gestiegen,
übrigens schneller als das Bruttoin-
landsprodukt. Das war nicht ge-
meint, als wir von der Entkoppelung
der Treibhausgasemissionen vom
Wirtschaftswachstum gesprochen
haben. Damit war das genaue Ge-
genteil angestrebt.

Deutschland ist in der Europäi-
schen Union nicht bei seiner Vorrei-
terrolle geblieben, die wir, unabhän-
gig von Parteigrenzen, einmal entwi-
ckelt hatten, sondern hat bei der
Energieeffizienz gebremst und
bremst jetzt bei den Klimaschutzzie-
len, indem diese nicht nach Brüssel
gemeldet werden. Die Bundesregie-
rung versucht, den erneuerbaren
Energien den Schwarzen Peter für
Preissteigerungen zuzuschieben, um
vom eigenen Missmanagement ab-
zulenken. Das ist die Realität, mit
der wir heute konfrontiert sind.

Herr Kollege Jung, es war für Sie
ungewöhnlich, beim Emissionshan-
del einen Versuch des Angriffs zu
starten. Alle SPD-Europaabgeordne-
ten haben im Europaparlament der
Reparatur des Emissionshandels
über Backloading zugestimmt.
Wenn nur wenigstens ein Viertel der
CDU-Europaabgeordneten dem
auch zugestimmt hätte - sie haben
nämlich fast geschlossen dagegen
gestimmt -, hätten wir eine Mehrheit
im Europäischen Parlament gehabt.

Es ist doch unsinnig, dass die
CDU-Vorsitzende es jetzt fordert. Als
aber darüber abgestimmt wurde, hat
sie nicht mit ihren Abgeordneten ge-
sprochen. Sie hätte nur ein Viertel ih-
rer eigenen Leute überzeugen müs-
sen. Das wäre besser gewesen.

Deutschland hat mit seiner Vorrei-
terrolle immer auch eine Vorbild-
funktion gehabt. Es ist doch so:
Wenn wir zeigen, dass Klimaschutz
und wirtschaftlicher Erfolg zusam-
mengehören, wenn wir zeigen, dass
Klimaschutz und damit eine ver-
bindliche und langfristig verlässliche
Klimapolitik gut für die Wirtschaft
ist, weil neue Dienstleistungen und
neue Produkte neue Jobs entstehen
lassen, weil so alle Wirtschaftsleis-
tungen effizienter werden und somit
unabhängiger von teurer werdenden
Ressourcen, dann überzeugen wir
auch andere. Dies ist natürlich auch

gut für die Verbrau-
cherinnen und Ver-
braucher. Wenn der
Energieverbrauch
sinkt, wenn die Re-
paraturkosten für die
Schäden des Klima-
wandels sinken,
dann ist das die bes-
te Chance, dass die
Verbraucherinnen

und Verbraucher langfristig bezahl-
bare Energierechnungen erhalten.

Alles das war schon einmal ge-
meinsame Einsicht im Deutschen
Bundestag, aber zumindest Teile da-
von hat die Bundesregierung anschei-
nend vergessen. Für Merkel ist Klima-
schutz ein Modethema; es findet im
Augenblick nicht mehr statt. Im Zwei-
felsfall lieber gegen den Klimaschutz
und für kurzfristige Interessen!

Wirtschaftsminister Rösler hat den
Klimaschutz und den Kampf gegen
erneuerbare Energien zum Identifi-
kationsthema seiner Partei gemacht,
um sich von allen anderen abzuset-
zen. In der EU gilt er schon als „Mis-
ter Njet“: Egal was ansteht: Es folgt
ein Nein, um zu blockieren.

Bleibt der Umweltminister, der
seine Aufgabe zumindest beim Kli-
maschutz ein wenig falsch verstan-
den hat. Ein deutscher Umweltmi-
nister kämpft mit all seiner Kraft, mit
seinem Einfluss und seiner Zeit in
Brüssel dafür, dass Autos in Europa
auch nach 2025 noch viel Benzin
verbrauchen und viele Treibhausga-
se ausstoßen dürfen. Ich glaube, das
stand vor einem Jahr nicht in der Ar-
beitsplatzbeschreibung des Umwelt-
ministers. Lieber Peter Altmaier, so
darf es in Deutschland nicht bleiben;
wir brauchen einen neuen Anlauf in
der Klimapolitik.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Ulrich Kelber (*1968)
Wahlkreis Bonn

Ulrich Kelber, SPD:

Wir brauchen einen neuen Anlauf
in der Klimaschutzpolitik

Aktuell 
ist es aber so,

dass
Deutschland im

Klimaschutz
zurückfällt.
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Wir haben in der
Legislaturperiode

mehr als eine
Milliarde Euro für

Forschung 
eingesetzt.

Fortsetzung von Seite 11: Andreas Jung (CDU/CSU)
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Auch ich möchte zunächst
einmal meinen Dank an die
Helferinnen und Helfer

aussprechen, die in den Hochwas-
sergebieten wirklich unermüdlich
dafür kämpfen, dass möglichst we-
nig Schaden für Mensch und Ei-
gentum entsteht. Das ist ein toller
Einsatz, den der Deutsche Bundes-
tag anerkennt und für den wir ganz
herzlich danken.

Ich begrüße es
auch, dass die Bun-
desregierung klar-
gemacht hat: Wir
werden den Flutop-
fern unbürokratisch
helfen. Darauf ha-
ben sie einen An-
spruch, und diesen
Anspruch wird die-
se Bundesregierung erfüllen.

Es ist schon angesprochen wor-
den, dass die Wetterextreme durch
den Klimawandel zunehmen wer-
den. Man kann zwar nicht jedes
Hochwasser auf den Klimawandel
zurückführen. Aber wir müssen
uns darauf vorbereiten, dass es
eben nicht nur nötig sein wird, Kli-
maschutz zu betreiben. Wir müs-
sen auch die Anpassung an den
Klimawandel in Deutschland zu
einem größeren Thema machen.
Das ist nicht nur ein Thema für
Bangladesch, an das wir immer
denken, wenn wir Überflutungen
sehen; dazu kommt es durch das
Wasser aus dem Himalaja. Nein,
das ist auch ein Thema für
Deutschland.

Deshalb hat diese Bundesregie-
rung in dieser Wahlperiode einen
Aktionsplan zur Anpassung an den
Klimawandel vorgelegt. Dieser Ak-
tionsplan befindet sich in der Um-
setzung. Dabei geht es um Hoch-
wasserschutz, aber auch um viele
andere Themen, zum Beispiel um
eine klimagerechte Stadtentwick-
lung – dazu haben wir im Bundes-
tag einen Gesetzentwurf durchge-
setzt –, um mehr Widerstandsfä-
higkeit von Verkehrsinfrastruktu-

ren und um solche Dinge wie die
Umgestaltung der Bundesforsten
hin zu stabileren Mischwäldern.

All das wurde auf den Weg ge-
bracht. Wir sind noch nicht am En-
de, vieles könnte schneller gehen.
Ich glaube, dies erfordert die Un-
terstützung des ganzen Hauses.
Wir, Bund, Länder und Kommu-
nen, sollten diese Schritte gemein-
sam angehen, um uns für extreme
Wettersituationen besser zu wapp-
nen.

Meine Damen und Herren, für
den Klimaschutz waren es vier gu-
te Jahre. Wir haben unsere Ver-
pflichtungen gemäß dem Kioto-
Protokoll zur Reduktion der Emis-
sionen übererfüllt. Wir, die christ-
lich-liberale Koalition, haben ein
einseitiges Reduktionsziel von 40
Prozent beschlossen und hier im
Deutschen Bundestag verabschie-
det. Deshalb, lieber Herr Kelber,
brauchen wir hier überhaupt keine
Nachhilfe von der Opposition.

Es war diese Koalition, die die
Energiewende beschlossen hat.

Das war und ist
das Leitprojekt für
den Klimaschutz in
Europa. Andere
Länder schauen auf
uns, um zu sehen,
wie wir es in unse-
rem hochindustria-
lisierten Land schaf-
fen, dieses große
Projekt ohne Wohl-

fahrtsverluste zu stemmen. Hier
sind wir auf einem guten Weg. Es
ist noch viel zu tun, aber wir wer-
den das gemeinsam schaffen.

Nachdem mittlerweile jede vier-
te Kilowattstunde Strom Öko-
strom ist, geht es jetzt darum, dass
wir das System insgesamt umge-
stalten: hin zu mehr Produzenten-
verantwortung, hin zu besseren
Netzen, aber eben auch hin zu bes-
serer Bezahlbarkeit dessen, was wir
klimapolitisch wollen.

Zum Bereich Gebäudesanierung.
Die Bundesregierung hat das CO2-
Gebäudesanierungsprogramm auf
stabile finanzielle Füße gestellt.
Aus einem kurzzeitigen Konjunk-
turprogramm wurde ein dauerhaf-
tes Klimaschutzprogramm. Der
Bundesrat, der von Rot und Grün
dominiert wird, hat den zweiten
Förderweg, nämlich die steuerliche
Förderung der Gebäudesanierung,
blockiert. Wir werden in der nächs-
ten Wahlperiode erneut eine Ini-
tiative für die steuerliche Förde-
rung der Gebäudesanierung ein-
bringen, und dann werden wir se-
hen, ob die Roten und die Grünen
weiterhin blockieren wollen.

Ich finde, wir müssen jetzt ge-
meinsam handeln: gegen den Kli-

mawandel und für die Gebäudesa-
nierung. Hierzu müssen auch die
Länder ihren Teil beitragen.

Wenn wir uns anschauen, was
der Bund ansonsten macht, dann
sehen wir: Wir haben die Mittel für
den internationalen Klimaschutz
erheblich aufgestockt. Allein im
Haushalt 2013 sind es wieder 100
Millionen Euro mehr. Das Ent-
wicklungsministerium gibt 1,8
Milliarden Euro für Klimaschutz
und Biodiversität in der Welt aus.

Das ist ein genauso effektiver
und zugleich kostengünstiger Kli-
maschutz, als wenn wir alles nur

hier zu Hause machen würden.  Je-
de CO2-Emission in den Entwick-
lungs- und Schwellenländern ist in
Bezug auf den Klimawandel ge-
nauso wirksam, als wenn wir hier
emittieren. Deshalb müssen wir
über den Tellerrand hinausblicken.
Dann erkennen wir: Der interna-
tionale Klimaschutz ist genauso
bedeutend wie die Energiewende
und politisch genauso zu unter-
stützen. Die FDP wird dies weiter
tun.

Ich begrüße ausdrücklich, dass
das Auswärtige Amt in dieser
Wahlperiode zum ersten Mal eine
ernsthafte Klimaaußenpolitik be-
treibt, bei der in den internationa-
len Verhandlungsprozessen die
Dinge zusammengeschnürt wer-
den können, die ansonsten allein
vom Entwicklungshilfeministeri-
um und vom Umweltministerium
behandelt wurden. Das geschieht
jetzt mit Unterstützung des Aus-

wärtigen Amtes. Auch das ist eine
positive Maßnahme, um ein globa-
les Klimaabkommen zu erreichen.
Das ist entscheidend, wenn unsere
Klimaschutzpolitik auch global
wirksam werden soll.

Meine Damen und Herren, der
Emissionshandel wurde angespro-
chen. Er ist eingeführt worden, da-
mit die Klimaschutzziele umge-
setzt werden. Genau das leistet der
Emissionshandel. In den Berei-
chen, wo wir den Emissionshan-
del haben, werden die Klima-
schutzziele eingehalten. In den
Bereichen aber, wo wir keinen
Emissionshandel haben, zum Bei-
spiel beim Verkehr, werden sie ver-
fehlt. Das zeigt: Der Emissions-
handel ist ein gutes Instrument,
und wir werden weiterhin auf ihn
setzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)Michael Kauch (*1967)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Michael Kauch, FDP:

Emissionshandel hilft,
Klimaziele umzusetzen

Wir müssen auch
die Anpassung an
den Klimawandel
in Deutschland zu
einem größeren
Thema machen.
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Der CO2-Ausstoß ist auf 31,6
Milliarden Tonnen welt-
weit geklettert. Eigentlich

haben wir uns an solche Meldun-
gen schon gewöhnt; aber es sind
und bleiben Horrormeldungen.
Auf diese Weise werden wir bei 4
Grad, eventuell sogar bei 5,3 Grad
Erwärmung landen; das ist Fakt.
Was 5,3 Grad Temperaturverände-
rung bedeuten, zeigt vielleicht das
Beispiel der letzten Eiszeit. Da war
es global etwa um diesen Wert käl-
ter als heute. Europa war mit kilo-
meterdicken Eispanzern überzo-
gen. Die nicht weniger dramati-
schen Szenarien bei einer entspre-
chenden Erwärmung kennen Sie
alle; das muss ich nicht mehr er-
zählen.

Ich richte das nicht nur an die
Adresse von Klimaleugnern im
Umfeld der FDP. Auch in den Zei-
tungen waren ganz seltsame Kom-
mentare zu lesen, wie zum Beispiel:
Hamburg hat bald ein Wetter wie in

Freiburg. Prima, wo liegt das Pro-
blem? – Seltsamer Kommentar.

Mittlerweile haben wir die dritte
Jahrhundertflut, allerdings inner-
halb von nur elf Jahren. Ist das viel-
leicht die Antwort auf diese Frage?
Darum müssen wir handeln, und
zwar deutlich schneller als gegen-
wärtig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich verstehe aber nicht, dass, wenn
die Linke auf einen Tagesordnungs-
punkt verzichtet, um darüber zu
diskutieren, alle anderen Fraktio-
nen das ablehnen.

Das ist sehr seltsam. Wir hätten
für eine solche Debatte einen Ta-
gesordnungspunkt zur Verfügung
gestellt, eine Debatte zurückgezo-
gen. Das sollten die Leute draußen
wissen.

Heute findet wahrscheinlich die
letzte Klimadebatte in dieser Legisla-
turperiode statt. Des-
halb ein Rückblick.
Zunächst gab es bei
den erneuerbaren
Energien hierzulan-
de ein rasantes
Wachstum. Das ist
eine Erfolgsstory.
Der Erfolg ist im Er-
neuerbare-Energien-
Gesetz begründet,
das die jetzige Koalition von der al-
ten nur geerbt hat.

Deutschland lag 2012 weltweit
auf Platz eins bei der installierten
Leistung von Photovoltaik, auf
Platz drei bei der installierten
Windkraft und auf Platz fünf bei
der Gesamtkapazität der Erneuer-
baren. Jede vierte Kilowattstunde
Strom ist Ökostrom; das ist gut.

Ich behaupte, das ist ein Erfolg
trotz dieser Bundesregierung und
nicht wegen dieser Bundesregie-
rung.

Die dauernden Angriffe abzu-
wehren, die insbesondere von der
FDP gegen das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz gestartet wurden, hat
den Umweltverbänden, den Erzeu-
gerinnen und Erzeugern von Öko-
strom, vielen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern, aber auch
den Experten im Umweltbundes-
amt sowie in anderen Gremien der
Bundesregierung unendlich viel
Kraft gekostet. Es wurden Ressour-
cen gebunden, die wir dringend ge-
braucht hätten, um das EEG für ei-
ne Welt jenseits eines Anteils von
30 Prozent Ökostrom intelligent
zukunftsfähig zu machen. Kräfte
wurden verschlissen, die nötig ge-
wesen wären, um zügig ein neues

Strommarktmodell
zu entwickeln, ein
Modell, das die fos-
sile Stromerzeu-
gung in die Welt der
erneuerbaren Ener-
gien integriert und
nicht umgekehrt,
wie es gegenwärtig
der Fall ist. Es wur-
den Ressourcen ver-

schleudert, die wir nun in der
nächsten Legislaturperiode auf-
wenden müssen, um einen zu-
kunftsfähigen Netzausbau zu orga-
nisieren und im Bereich Energie-
speicher- und Lastmanagement
weiterzukommen.

Eva Bulling-Schröter (*1956)
Landesliste Bayern

Eva Bulling-Schröter, DIE LINKE:

Die Energiewende funktioniert 
nur sozial oder garnicht

Was 5,3 Grad
Temperaturverän-
derung bedeuten,

zeigt vielleicht
das Beispiel der
letzten Eiszeit.
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Es gab dann interessante Gesprä-
che bei Minister Altmaier, aber
letztlich wurden vor allem Fragen
aufgeworfen und kaum Lösungen
präsentiert. Dort, wo sie auf der
Hand liegen, etwa bei der Abschaf-
fung der unberechtigten und teu-
ren Industrieprivilegien, passiert
nichts. Ich sage Ihnen: Sie wollen
sich einfach nicht mit den Konzer-
nen anlegen.

Natürlich gibt es in der Bundes-
regierung partiell auch Unterstüt-
zung für die Energiewende; wir
sind schließlich nicht blind. Man-
che Probleme sind zudem schlicht
der Tatsache geschuldet, dass nie-
mand einen Masterplan für eine
solch umfassende Transformation
in der Tasche hat; auch das ist klar.

Aber unter dem Strich betreiben
Union und FDP eine erschreckend
doppelzüngige Politik.

Während die Koalition auf der ei-
nen Seite einige Weichen in Rich-
tung mehr regenerative Energien
stellt, versucht sie auf der anderen
Seite, die fossil-atomaren Konzerne
weiter zu päppeln. Die Kosten zah-
len die kleinen Leute. Wer sonst?

Die zweite dunkle Seite kann
man nirgends deutlicher sehen als
beim europäischen Emissionshan-
del. Er soll angeblich das Hauptin-
strument im Klimaschutz sein;
Herr Kauch hat das bestätigt. Seine
Klimaschutzwirkung geht aber ge-
gen null oder ist sogar negativ. Sei-
ne Verteilungswirkung war bislang
grotesk ungerecht. Deutschland hat
sich in Brüssel dennoch gegen die

Reparatur des Emissionshandels
gestellt, konkret gegen die Stillle-
gung der überschüssigen CO2-
Emissionsrechte, die das System
kaputtmachen.

Das ist kein Wunder; denn in den
Jahren zuvor hat die Bundesregie-
rung dafür gesorgt, dass diese zer-
störerische Zertifikatsflut über-
haupt erst entstehen konnte, etwa
durch großzügige Möglichkeiten
für Industrie und Energiewirt-
schaft, sich mit win-
digen Auslandszer-
tifikaten einzude-
cken, oder auch
durch Zuteilungsre-
geln, mit denen den
Industriefirmen viel
mehr Emissions-
rechte zugestanden
wurden, als sie be-
nötigten. Lasche
Ziele und Schlupflöcher groß wie
Scheunentore kamen hinzu. Im Er-
gebnis dümpelt nicht nur der CO2-
Preis mit unter 4 Euro im Keller,
obwohl er doch einmal 30 Euro be-
tragen sollte.

Die festgesetzte CO2-Obergrenze
selbst wird dabei durchlöchert;
denn hinter vielen importierten
CO2-Gutschriften aus Projekten in
Indien oder China stehen keine
eingesparten Emissionen, sei es in-
folge von Betrug oder absurd groß-
zügigen Regelwerken der UN. Zum
Schluss galten ja sogar Kohlekraft-
werke als Beitrag zum Klimaschutz.

So wird das europäische Emissi-
onshandelssystem von außen mit

heißer Luft aufgebläht. Allein in
Deutschland gibt es 260 Millionen
überschüssige Zertifikate, in der EU
fast 2 Milliarden. Ein Großteil da-
von sind, ökologisch gesehen,
nichts anderes als Schrottpapiere,
die aus windigen Projekten im glo-
balen Süden stammen. Es geht also
wieder einmal um Schrottpapiere.
Zu Deutsch: Wir haben mit dem
allseits geliebten Emissionshandel
weniger Klimaschutz als ohne die-

ses System. Eine
wahrhaft erfolgrei-
che Bilanz, kann ich
da nur sagen.

Die Energiever-
sorger fuhren in der
Vergangenheit mit
dem Emissionshan-
del sagenhafte Pro-
fite ein. Das müssen
wir als Linke sagen.

Wer sagt es denn sonst? Die Ener-
gieversorger haben die Zertifikate
vom Staat geschenkt bekommen,
ihren Handelswert aber in den
Strompreis eingepreist. Zusam-
mengefasst reden wir über eine Ma-
schinerie, die in Europa erstens ei-
nen zusätzlichen CO2-Ausstoß er-
zeugt – erst letztes Jahr sind die
Emissionen der deutschen Kraft-
werke wieder gestiegen – und zwei-
tens die Kassen der Kohle- und
Atomkonzerne füllt – auf Kosten
der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher.

Die Konzerne wurden gepäppelt
und der Emissionshandel ge-
schwächt. Bravo!

Da frage ich mich: Wo ist die Kli-
makanzlerin? Wir brauchen eine
Regierungschefin, die endlich ein-
mal auf die FDP pfeift und sich in
Brüssel für wirksame Reformen im
Emissionshandel einsetzt, zualler-
erst natürlich für das Backloading
als Voraussetzung dafür. Das tut sie
leider nicht.

Das Emissionshandelssystem
hätte von Anfang an vernünftiger
gestaltet werden können, aber das
ist Geschichte. Änderungen sind
nicht in Sicht, wie wir gehört ha-
ben; Sie sind ja beratungsresistent.
Deshalb brauchen wir Ordnungs-
politik. Davor haben Sie aber Angst
wie der Teufel vorm Weihwasser.

Ich möchte noch einmal für ein
Kohleausstiegsgesetz werben.
Denn dann könnten die letzten
Meiler spätestens 2040 vom Netz
gehen. Wir setzen uns dafür ein.

In der nächsten Wahlperiode
müssen sich Parlament und Regie-
rung auch endlich ernsthaft mit der
Energiewende im Gebäudebereich
und in der Mobilität beschäftigen.
Bei beiden existieren fast keine In-
strumente, die nur annähernd die
Durchschlagskraft haben wie etwa
das EEG im Strombereich.

Hier liegen zudem die größten
sozialen Spannungsfelder. Denn
schon heute nehmen die Heizkos-
ten und Kraftstoffe den ersten
Platz unter den Preistreibern bei
den Energiepreisen ein, schlicht
weil Öl und Gas sich drastisch ver-
teuert haben. Deshalb ist es nicht
nur aus Sicht des Klimaschutzes

geboten, mit der Gebäudesanie-
rung endlich voranzukommen, ge-
nauso wie mit der Mobilitätswen-
de, die im Prinzip noch komplett
aussteht. Beides entlastet perspek-
tivisch die Haushaltskassen. Das
ist ja wichtig.

Bei der sozialen Ausrichtung der
Energiewende geht es nicht nur um
ein Energiegeld beim Wohngeld,
um ausreichende Kredite der KfW
für die Gebäudesanierung oder um
angemessene Zuschüsse für die so-
ziale Stadtentwicklung. Es geht
auch schlicht um den Mindest-
lohn.

Denn es kann ja nicht sein, dass
wir bei jeder umweltpolitischen
Maßnahme, die etwas Geld kostet,
Tausende Leute zu den Ämtern trei-
ben. Sie sind doch gegen Bürokra-
tie. Darum freuen wir uns – hören
Sie jetzt zu! –, dass auch die Klima-
Allianz – wie im Übrigen auch der
Mieterbund – einen Mindestlohn
und soziale Fangnetze beim Um-
bau der Energieversorgung fordert.

Denn im Gegensatz zur Bundes-
regierung haben die darin vertrete-
nen Organisationen begriffen: Die
Energiewende funktioniert nur so-
zial, oder sie funktioniert gar nicht.
Dafür steht die Linke, und dafür
wird sie jetzt stehen wie auch in der
nächsten Legislaturperiode.

Denn die Energiewende ist drin-
gend notwendig; ich habe das aus-
geführt. Daran kommen auch Sie
von der CSU nicht vorbei.

(Beifall bei der LINKEN)

Uns eint heute Morgen selbst-
verständlich über alle Frak-
tionsgrenzen hinweg das

Mitgefühl für das Leid und die Not
der Betroffenen, die noch lange
nicht überwunden sind, und auch
der Respekt für die großartigen und
geradezu übermenschlichen Leis-
tungen unserer Hilfsdienste: Bun-
deswehr, Feuerwehr, THW, Rotes

Kreuz und all die anderen, die im
Einsatz sind. Dafür ein herzliches
Dankeschön!

Ich will das ausdrücklich auch für
das Zusammenwirken von Bund,
Ländern und Kommunen auf der
politischen Ebene zum Ausdruck
bringen. Ich bin schon ein paar Jah-
re länger dabei. Mein Eindruck ist:
Im Vergleich zu früheren Hochwas-
serkatastrophen hat es dieses Mal
vielleicht etwas weniger PR gegeben,
aber dafür deutlich mehr effektive
und schnelle Hilfe auch aus der Po-
litik. Das soll auch in den nächsten
Wochen und Monaten so bleiben.

Deshalb werden wir, die Minister-
präsidenten der Länder und die Bun-
deskanzlerin, heute Mittag im Bun-
deskanzleramt über das sprechen,
was jetzt notwendig ist, um konkre-
te Not zu lindern, die Schäden zu be-
seitigen und Wiederaufbau zu er-
möglichen.

Aber ich meine, dass wir, als ehe-
maliger Umweltminister Herr Trittin
und als jetziger Umweltminister
meine Person, auch eine Verantwor-

tung unter dem Gesichtspunkt der
Umweltpolitik haben, nicht jetzt,
wo die Dämme noch verteidigt wer-
den, aber dann, wenn das Wasser
sich verlaufen hat.  Dann brauchen
wir auch eine Bestandsaufnahme
dessen, was defizitär ist, was nicht
gemacht worden ist, was nicht um-
gesetzt worden ist.

Aber auch im Hin-
blick auf den Hoch-
wasserschutz halte
ich es für notwendig,
dass wir uns an-
schauen, was wir än-
dern müssen. Im
Jahre 2005 wurde
ein von der rot-grü-
nen Koalition auf
den Weg gebrachtes Hochwasser-
schutzgesetz verabschiedet.

Ich biete Ihnen an – wohl wis-
send, dass auch wir damals nicht mit
allem einverstanden waren –, dass
wir uns dieses Gesetz anschauen und
darüber nachdenken, was wir verän-
dern und weiterentwickeln können.
Ich biete auch an, dass wir darüber

reden, wo Umsetzungsdefizite sind.
Wir Umweltpolitiker sollten deut-
lich machen, dass wir keine Ausre-
den mehr haben, wenn es darum
geht, notwendige Deichverlegungen
vorzunehmen und notwendige Vor-
fluträume zu schaffen, wenn es da-
rum geht, der Natur, insbesondere
den Flüssen, etwas mehr Raum zu
geben. Das alles muss auch dann
durchgesetzt werden, wenn es Wi-
derstände dagegen gibt. Wenn wir es
gemeinsam tun, dann werden wir
unsere Ziele möglicherweise auch er-
reichen. Deshalb lade ich Sie herz-
lich ein, mitzumachen.

Als ich seinerzeit Parlamentari-
scher Staatssekretär
im Bundesinnenmi-
nisterium war, habe
ich im Auftrag mei-
nes damaligen Mi-
nisters Wolfgang
Schäuble in der Fö-
deralismusreform-
kommission den
Vorschlag einge-
bracht, dem Bund

auch bei länderübergreifenden
Hochwasserlagen und Katastro-
phenlagen eine Zuständigkeit ein-
zuräumen. Ich meine, auch darü-
ber muss man noch einmal disku-
tieren. Ein Hochwasser kann näm-
lich nicht nur in der jeweiligen
Gemeinde und in dem zuständigen
Bundesland bekämpft werden. Wir

sind alle in der Verantwortung und
brauchen die notwendigen finan-
ziellen, politischen, aber auch
rechtlichen Instrumente.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, es ist richtig: Wir werden
nicht wissen, in welchem Ausmaß
dieses eine Hochwasser von den Kli-
maveränderungen beeinflusst wor-
den ist. Aber wir wissen eines: dass
die Klimaveränderung weltweit vo-
ranschreitet und dass wir keine Aus-
rede haben, wenn man in 20 oder 30
Jahren feststellt, dass wir nicht ge-
handelt haben. Deshalb müssen wir
unsere Anstrengungen im Klima-
schutz national und international
verstärken.

Vorhin ist der Club der Energie-
wende-Staaten, Renewables Club,
angesprochen worden. Ich bedanke
mich zunächst einmal für die politi-
sche Unterstützung, die ich auch von
vielen von Ihnen bekommen habe;
der Kollege Ott und andere haben
sie öffentlich zum Ausdruck ge-
bracht. Es gab aber auch hämische
Kommentare, die ich, ehrlich gesagt,
nicht verstanden habe. Es ist uns ge-
lungen, innerhalb eines halben Jah-
res zehn Länder – Entwicklungslän-
der, Schwellenländer, Industrielän-
der, etwa Indien und China, Südafri-
ka und Marokko, Tonga, Dänemark,
Großbritannien, Frankreich – auf
deutsche Initiative hin dazu zu brin-
gen, dass wir uns weltweit politisch

Peter Altmaier (*1958)
Bundesminister

Peter Altmaier, Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit:

Deutschland soll Vorreiter
und Vorbild in Europa bleiben

Die
Klimaveränderung
schreitet weltweit

voran und wir
haben keine

Ausrede mehr.

Aber unter dem
Strich betreiben
Union und FDP

eine erschreckend
doppelzüngige

Politik.
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für den Ausbau der erneuerbaren
Energien starkmachen.

Der Klimaschutz kommt nämlich
nicht voran, wenn es nur in Deutsch-
land, in Dänemark und in Großbri-
tannien mehr Windräder und mehr
Solardächer gibt,
sondern er kommt
dann voran, wenn
die erneuerbaren
Energien dort einge-
setzt und produziert
werden, wo die kli-
matischen Voraus-
setzungen dafür ge-
geben sind, wo man
alte Öl- und alte
Kohlekraftwerke abschalten kann
und durch eine moderne, umwelt-
verträgliche Energieversorgung erset-
zen kann. Ich möchte Sie alle einla-
den, diese Initiative zu unterstützen.

Lieber Herr Ott, wir werden in ei-
nigen Monaten das nächste große
politische Treffen nutzen. In der Zwi-
schenzeit wird einiges geschehen.
Warum treffen sich nicht Parlamen-
tarier aus diesen zehn Energiewende-
ländern parallel und gemeinsam mit
den Ministern, um deutlich zu ma-
chen: „Das ist nicht nur eine Veran-
staltung der Regierungen; das betrifft
auch die Parlamente“? Ich lade Sie
herzlich ein, sich daran zu beteiligen.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, Klimaschutz ist deshalb so
schwierig, weil wir immer auch im
Einzelnen Interessenkonflikte aus-
halten und lösen müssen. Das ist üb-
rigens wie beim Hochwasserschutz.
Ich hätte es um ein Haar vergessen –
Frau Künast hat so nett über die Fra-
ge „Wer zahlt was?“ gesprochen –:
Liebe Frau Höhn, wenn Sie am Wo-
chenende nach Nordrhein-Westfa-
len kommen, dann nehmen Sie bit-
te mit, dass die Bild-Zeitung am 13.
Juni 2013 schreibt:

Nordrhein-Westfalen kürzt beim
Hochwasserschutz um 10 Millionen
Euro. Im Haushalt 2013 sind für den
Hochwasserschutz nur noch 30 Mil-
lionen Euro eingeplant, nach 40
Millionen im Vorjahr.

Dass man kürzen muss, weil man
pleite ist, das verstehe ich ja. Aber
dass es ausgerechnet beim Hochwas-
serschutz geschehen muss, das sehe
ich nun wirklich nicht ein.

Der Kollege Kelber hat zum The-
ma Klimaschutz auf die CO2-Grenz-
werte von Kraftfahrzeugen hingewie-
sen. Ich kann mich daran erinnern,
weil ich alt genug bin und das auch
erlebt habe, dass die Haltung der
Bundesregierung zum Thema „CO2-
Ausstoß von Kraftfahrzeugen“ sei-
nerzeit von Bundeskanzler Schröder
und Wirtschaftsminister Clement
maßgeblich bestimmt worden ist.
Dieser Linie, die Herr Schröder da-
mals mit seiner Richtlinienkompe-
tenz bestimmt hat, fühlt sich die
Bundesregierung bis heute verpflich-
tet – nur mit dem Unterschied, dass
wir glauben, dass wir die Arbeitsplät-
ze in Deutschland erhalten und
trotzdem etwas mehr für den Klima-
schutz tun können.

Wir müssen uns dann eben Ge-
danken darüber machen, wie wir

verhindern, dass die guten um-
weltfreundlichen Tendenzen und
Entwicklungen in der deutschen
Automobilindustrie zunichte ge-
macht werden. Gestern hat der ers-
te große Hersteller ein elektrisches

Serienfahrzeug vom
Band rollen lassen
– hier in Deutsch-
land; das hat es in
Deutschland bisher
nicht gegeben –; die
anderen Hersteller
werden nachzie-
hen. Ich schäme
mich manchmal,
wenn ich sehe, dass

in der Stadt Peking inzwischen
mehr Elektrobusse und Elektro-
fahrzeuge im Einsatz sind als in
der gesamten Bundesrepublik
Deutschland.

Diese Regierung hat sich in allen
entscheidenden Fragen – das geht
von der Energieeffizienz-Richtlinie
über die Haftung im Offshorebe-
reich im Rahmen der Energiewende
bis hin zur Reform der Photovoltaik-
Förderung – als handlungsfähig er-
wiesen. Der deutsche Bundesum-
weltminister hat einen erheblichen
Beitrag dazu geleistet und immer
wieder mit Ideen die Diskussion vo-
rangebracht.

Ich stelle nur einmal fest, lieber
Herr Ott, dass wir heute in Deutsch-
land unter der Verantwortung von
Philipp Rösler und Peter Altmaier
weitaus weniger CO2 ausstoßen und
weitaus mehr erneuerbare Energien
nutzen als seinerzeit unter der Ver-
antwortung von Wolfgang Clement
und Jürgen Trittin.

Wir haben die Dinge vorange-
bracht, und wir lassen uns diese Er-
folge nicht kleinreden.

Sie rufen ständig nach der Richtli-
nienkompetenz. Fragen Sie Ihren
Kollegen Trittin, wie das damals war,
als Herr Schröder die Richtlinien-
kompetenz ausgeübt hat! Ich sage
Ihnen eines: Angela Merkel steht
weltweit für die Bemühungen, den
Klimaschutz voranzubringen.

Sie war diejenige, unter deren Ver-
antwortung das Kioto-Protokoll zu-
stande gekommen ist, und das ist bis
heute das effektivste Instrument, das
wir in diesem Bereich haben.

Es ist nicht ausreichend, und wir
müssen es verbessern. Ich sage Ih-
nen, dass die Hoffnungen für den
Klimaschutz weltweit auf den Schul-
tern der Bundeskanzlerin Angela
Merkel ruhen.

Deshalb sollten Sie sie in diesem
Bereich unterstützen. Springen Sie
über Ihren Schatten, auch wenn es
vielleicht etwas schwerfällt.

Es ist öffentlich bekannt, dass ich
der Auffassung bin, dass wir zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht mit regulatori-
schen Eingriffen – das schlagen Sie
vor – anfangen sollten. Ich glaube,
dass das europäische ETS, das Sys-
tem des Zertifikatehandels, ein
marktwirtschaftliches System ist,
und ich glaube, dass wir kurz davor
sind, diesem System weltweit zum
Durchbruch zu verhelfen: in China,
in Australien, in Korea.

In vielen Ländern dieser Welt ist
ein eigener Zertifikatehandel einge-
führt worden oder ist kurz davor,
eingeführt zu werden.

Deshalb sollten wir nicht unsere
Lösung, nur weil sie zu rot-grünen
Zeiten schlecht gestrickt worden ist,
infrage stellen.

Der deutsche Umweltminister –
das ist bekannt – ist vielmehr der
Auffassung, dass wir das sogenannte
Backloading machen sollten, damit
wir ein Knappheitssignal bekom-
men. Der deutsche Umweltminister
wird weiter dafür kämpfen. Der Un-
terschied zum Kollegen Duin, lieber
Herr Kollege Kelber, ist: Auch ich ha-

be meine Kollegen im EP ange-
schrieben.

Das hat immerhin sieben Kolle-
gen dazu bewogen, dem Backloa-
ding zuzustimmen.

Herr Duin hat auch einen Brief ge-
schrieben. Er hat in Ihrer Partei nie-
manden zu etwas bewegt. Das haben
Sie eben selbst gesagt. Ich sage Ihnen
eines: Widerstehen Sie der Versu-
chung, dieses Thema in die parteipo-
litische Auseinandersetzung zu füh-
ren.

Dass der Kollege Rösler eine ande-
re Vorstellung vom Backloading hat
als der Bundesumweltminister, ist
nicht besonders überraschend. Ich

sage Ihnen eines: Wenn wir es ge-
meinsam geschafft haben, im Euro-
päischen Parlament dafür eine
Mehrheit zu erreichen, dann wird
sich diese Bundesregierung auch für
die Abstimmung im Ministerrat po-
sitionieren.

Ich sage Ihnen zu, dass der Bun-
desumweltminister das tut, wozu er
nach seinem Amtsverständnis ver-
pflichtet ist, nämlich sich für eine er-
folgreiche Klimapolitik einzusetzen
und dafür, dass Deutschland Vorrei-
ter und Vorbild in Europa und weit
darüber hinaus bleibt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Minister Altmaier, ich
finde es schon ein bisschen
perfide, wenn Sie nicht han-

deln, jedoch das Benennen Ihres
Nichthandelns seitens der Oppositi-
on als parteipolitisches Kalkül und
Parteipolitik bezeichnen. Wir for-
dern die Regierung zum Handeln
auf, wenn es zum Beispiel um die
Fragen des europäischen Emissions-
handels geht. Sie müssen an dieser
Stelle liefern und dürfen sich nicht
hinter Ihren eigenen Koalitionspro-
blemen verstecken.

Eigentlich hätte ich schon erwar-
tet, dass Sie einmal klar sagen, wie
Sie zu den CO2-Reduzierungszielen
auf europäischer Ebene stehen. Wol-
len Sie als Bundesregierung die 30-
Prozent-Reduktion auf europäischer
Ebene, oder wollen Sie sie nicht? Wir
alle wissen es nicht. Ihre Regierung
weiß es auch nicht. Diese Frage wur-
de von uns vor einiger Zeit in der Fra-
gestunde gestellt. Frau Reiche ant-
wortete darauf:

Die Bundesregierung hat bisher
keine einheitliche Haltung zu einer
notwendigen Stärkung des europäi-
schen Emissionshandels und prüft
derzeit noch die von der EU-Kom-
mission vorgelegten Vorschläge.

Das ist doch kein aktives Handeln
für einen der wichtigsten Partner in

der Europäischen Union, wenn es
um die Frage der Vorreiterrolle beim
Emissionshandel und der Reduzie-
rung der CO2-Ausstöße geht.

Ich glaube – Herr Kauch hat viel
über die internationale Ebene ge-
sprochen –, dass Sie mit Ihrem
Nichthandeln Vertrauen auf interna-
tionaler Ebene verspielen. Wenn
man wirklich auf internationaler
Ebene zur CO2-Reduzierung kom-
men möchte, dann braucht man
Partner, sei es in den Schwellenlän-
dern, aber gerade auch in den Ent-
wicklungsländern. Diese stehen vor
unheimlichen Herausforderungen.
Es muss 1,3 Milliarden Menschen,
die noch keinen Zu-
gang zu Energiever-
sorgung haben, ge-
holfen werden, zu ei-
ner Energieversor-
gung zu kommen. Es
muss den 2,7 Milli-
arden Menschen ge-
holfen werden, die
lediglich eine mehr
oder weniger not-
dürftig zusammengezimmerte Koch-
gelegenheit haben und fossile
Brennstoffe verwenden – mit allen
Folgen für Umwelt und Gesundheit.

Wenn Sie für diese Länder etwas
tun wollen, dann treten Sie mit ih-
nen in einen partnerschaftlichen
Dialog darüber, wie sie sich entwi-
ckeln und den Zugang zu Energie für
ihre Bevölkerung verbessern kön-
nen. Dabei müssen aber auch die
Grenzen unseres Planeten anerkannt
werden, und es muss verstanden
werden, dass die Fehler, die wir wäh-
rend der Industriealisierung in der
Vergangenheit gemacht haben, nicht
in anderen Ländern reproduziert
werden können.

Bevor dieser Dialog zustande
kommt, bedarf es erst einmal hier in
Deutschland einer vernünftigen Hal-
tung mit vernünftigen Vorbildern.
Dazu gehört das nationale Ziel der
CO2-Reduzierung. Dazu gehört die

Haltung auf europäischer Ebene.
Dazu gehört auch Ihre Klima- und
Energiepolitik generell. An Kopen-
hagen erinnern wir uns mit Grausen.
Die von Ihnen viel gerühmte Ener-
giewende lief doch nach dem Motto
„Rein in die Kartoffeln, raus aus den
Kartoffeln“ ab. Das wird im Ausland
bemerkt.

Sie wollten am Anfang dieser Le-
gislaturperiode doch etwas ganz an-
deres. Wer hat die Laufzeiten von
Atomkraftwerken denn verlängert
und ganz andere Signale ausgesen-
det? Erst angesichts der Katastrophe
von Fukushima und der bevorste-
henden Landtagswahl in Baden-

Württemberg sind
Sie auf andere Ge-
danken gekommen.
Das ist doch der wah-
re Hintergrund. Es
geht Ihnen nicht um
die Frage, wie man
den CO2-Ausstoß
wirklich verringert
und die Energiewen-
de weltweit voran-

bringt.
Es ist bezeichnend, dass gerade zu

diesem Punkt 17 Anträge zum The-
ma Klimaschutz – Klimaschutz bei
uns und weltweit – vorliegen. Alle
sind von der SPD oder von den Grü-
nen eingebracht. Die Regierung hat
es offensichtlich nicht nötig, irgend-
etwas einzubringen.

Ich halte es für dringend geboten,
etwas zum internationalen Bereich zu
sagen. Wir haben einen Antrag einge-
bracht, in dem wir uns explizit mit
den Entwicklungsländern und der
Frage beschäftigen, wie wir zu mehr
Energie für die Menschen kommen,
aber auch Effizienz voranbringen
können. Wir wollen das Thema „Low
Carbon“, wie es auf Neudeutsch so
schön heißt, also weniger fossile
Energien, voranbringen. Wir wollen

Dr. Bärbel Kofler, SPD:

Liefern, und nicht hinter
Koalitionsproblemen verstecken 

Wir müssen
diese Länder 
anhand von
Anpassungs-
maßnahmen 
unterstützen.
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Widerstehen Sie
der Versuchung,
das Thema in die
parteipolitische
Auseinanderset-
zung zu führen.

Bärbel Kofler (*1967)
Landesliste Bayern



Strategien mit den Ländern entwi-
ckeln. Wir wollen uns über unsere Ex-
portgarantien unterhalten und uns
Gedanken darüber machen, wie wir
die Themen erneuerbare Energien
und Energieeffizienz und nicht Ga-
rantien für Träger von Atomenergie
oder fossiler Energie in den Mittel-
punkt unseres Handelns stellen.

Es ist leider zu Recht über die Fra-
ge der Anpassungsmaßnahmen in
Deutschland gesprochen worden. Ich
betone das Wort „leider“. Es ist nichts
Schönes, dass wir uns darüber unter-
halten müssen, dass auch bei uns
mittlerweile Anpassungsmaßnah-
men notwendig sind. Vom Kollegen
Kelber ist zu Recht angedeutet wor-
den, dass in den Ländern des Südens
- ich nenne das Beispiel Bangladesch,
weil die Grünen und wir gemeinsam
einen Antrag dazu eingebracht haben
–, also bei den Ärmsten der Armen, in
den letzten 30 Jahren 200 Extremwet-
terereignisse stattgefunden haben:
Dürren, Überschwemmungen, Über-

flutungen. 180 000 Menschen haben
ihr Leben verloren. Wir machen lei-
der keine wirklichen Angebote, um
diese Menschen, die vor Ort eine gan-
ze Menge tun, zu unterstützen, sei es
mit dem Bau von Notunterkünften,
sei es mit der Umstellung ihres Ener-
giesystems hin zu erneuerbaren Ener-
gien – das wollen viele –, sei es hin-
sichtlich der Frage der Flüchtlingsbe-
wegung, die mittlerweile Druck auf
die Städte und die sozialen Struktu-
ren ausübt.

Wir müssen diese Länder anhand
von Anpassungsmaßnahmen unter-
stützen.

Das wäre eine wirkliche Hilfestel-
lung, durch die in den anderen Län-
dern Vertrauen in den internationa-
len Klimaschutz und in ein Handeln
für eine gemeinsame Welt unter An-
erkennung der Grenzen unseres Pla-
neten geschaffen wird.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Ich möchte kurz noch etwas
zum Hochwasserschutz sagen,
weil ich aus Regensburg kom-

me und wir den höchsten Wasser-
stand seit mehr als 130 Jahren zu
verzeichnen hatten: Es ist – wie
sich mittlerweile abzeichnet –
glücklicherweise so, dass die Schä-
den aufgrund mobiler Hochwas-
serschutzelemente deutlich gerin-
ger ausgefallen sind als in den
letzten Jahren. Das zeigt also, dass
man mit Anpassung wirklich et-
was bewegen kann.

Wenn man sich die Situation
donauabwärts ansieht - Richtung
Deggendorf und Passau sowie
Richtung Elbe –, dann erkennt
man, welche Probleme und
Schwierigkeiten vorhanden sind.
Eine Antwort allein wird nicht
ausreichen. Das, was Minister Alt-
maier gesagt hat, nämlich dass
man den Flüssen mehr Raum ge-
ben muss, ist richtig. Dafür müs-

sen wir gemeinsam sorgen. Es gibt
übrigens auch Umweltschutzver-
bände, die sich eingebracht ha-
ben. Dazu gehören NABU und
WWF, aber auch BUND, die Deich-
rückverlegungsmaßnahmen er-
griffen haben. Ich glaube, das ist
ein ganz wichtiger Bereich. In dem
Bereich müssen wir noch mehr
tun.

Allerdings – das ist die Kehrsei-
te – geht es nicht nur darum, Dei-
che zurückzuverlegen, sondern
auch darum, aktiv Hochwasser-
schutz zu betreiben, also auch
Hochwasserdämme zu bauen. Da
gibt es schon das eine oder ande-
re Beispiel dafür, wo von den Um-
weltschutzverbänden oder auch
Parteien ein bisschen mehr Entge-
genkommen gezeigt werden muss.
Ich glaube, wir müssen uns, wenn
die Flut vorbei ist und die Proble-
me gelöst sind, ge-
nauer darüber un-
terhalten und Ak-
zeptanz insbeson-
dere für aktiven
Hochwasserschutz
beispielsweise in
Form von Wällen
und Wänden errei-
chen. Da muss man
von der Blockade-
haltung wegkommen und ein biss-
chen mehr darauf setzen, die Leu-
te, die davon direkt betroffen sind,
zu schützen.

Ein Thema, das dazugehört, ist
die Frage der Finanzierung. Als
bayerischer Abgeordneter darf ich
sagen: Der Osten war vom Hoch-
wasser 2002 natürlich deutlich

stärker betroffen; aber wenn eine
Fondslösung am Schluss dazu
führt, dass ein Bundesland unge-
fähr 60 Millionen aus dem Fonds
erhält und gleichzeitig 450 Millio-
nen Euro einzahlt, so wie es da-
mals im Falle Bayerns war, dann
ist es nicht der richtige Weg. Es
sollte schon so sein, dass man den
betroffenen Regionen schnell und
unbürokratisch hilft. Die Bundes-
kanzlerin selbst hat darauf hinge-
wiesen, dass eine Eins-zu-eins-Lö-
sung – auf jeden Euro, der von den
Ländern kommt, legt der Bund ei-
nen Euro drauf – eine Lösung sein
könnte, die uns allen hilft. Ich
hoffe, dass wir da zu einem ver-
nünftigen Ergebnis kommen.

In Nordrhein-Westfalen scheint
es nicht ganz so gut zu funktionie-
ren. Minister Altmaier hat darauf
hingewiesen, dass die Mittel für

den Hochwasser-
schutz dort um 10
Millionen Euro re-
duziert wurden.
Damit nicht genug:
Gleichzeitig wurde
die Förderquote ge-
senkt.

Bisher war es so,
dass 80 Prozent der
Kosten, die von den

Leuten vor Ort für den Hochwas-
serschutz aufgewendet wurden,
von den Ministerien, vom Land
übernommen wurden. Die Landes-
beteiligung wurde jetzt auf 70 Pro-
zent reduziert, was bedeutet, dass
die Betroffenen 10 Prozentpunkte
mehr bezahlen müssen. Ob das in
solch einer Phase die richtige Bot-

schaft ist, Herr Kelber, das wage ich
wirklich zu bezweifeln.

Ich komme zu den Themen, die
uns heute beschäftigen. Klima-
schutz im Zusammenhang mit
Hochwasser ist ein kleiner Be-
reich; ganz anders sieht es mit
dem weltweiten Klimaschutz aus.
Ich möchte darauf hinweisen,
dass unsere Regierung extrem ho-
he Aufwendungen und extrem
große Anstrengungen unternom-
men hat: Allein im Jahr 2013 wer-
den 16,4 Milliarden Euro für den
Klimaschutz bereitgestellt. Auch
was die Reduzierung der CO2-
Emissionen betrifft, gibt es einen
Riesenerfolg: Im Kioto-Protokoll
haben wir uns verpflichtet, die
Emissionen im Vergleich zu 1990
um 21 Prozent zu reduzieren. Ich
habe gehört, dass eine Senkung
um 25 Prozent oder sogar 27 Pro-
zent erreicht worden ist. Das
reicht nicht aus, aber es ist ein
Riesenschritt.

Es ist ein schönes Ergebnis, dass
wir unser Ziel übererfüllt haben.
Das wollen wir gerne ausweiten.

Es taucht des Öfteren die Frage
auf, ob die Bundesregierung oder
die Koalitionsfraktionen bereit sei-
en, die Klimaschutzziele insgesamt
zu erhöhen. Da sage ich: Natürlich
sind wir bereit. Deutschland hat
das Ziel, die CO2-Emissionen um
40 Prozent zu reduzieren.

Das ist ambitionierter als die
Ziele, Herr Ott, die sich die rot-
grüne Regierung gesetzt hat.

Wir haben gesagt, dass wir auch
bereit wären, auf europäischer
Ebene das Ziel einer Reduzierung
der Emissionen um 30 Prozent
festzulegen. Wenn wir es schaffen,
die Emissionen in Deutschland
um 40 Prozent zu reduzieren,
dann werden sich auch die ande-
ren an einer stärkeren Reduzie-
rung beteiligen. Sie können es im
Nachhaltigkeitsbericht des letzten
Jahres nachlesen; dort haben wir

es ganz klar niedergeschrieben.
Wir werden es auch tun.

Herr Kelber, jetzt möchte ich auf
eines hinweisen. Sie erwarten von
uns, dass wir unsere Ziele, die wir
ambitionierter gestalten als Sie je-
mals vorher, nochmals erhöhen.
Und was machen Sie in den Bun-
desländern? Sie reduzieren die
Ziele. Sie haben die Klimaschutz-
ziele in Baden-Württemberg und
in Nordrhein-Westfalen reduziert
und darüber hinaus, was die Ge-
bäudesanierung betrifft, das Ge-
genteil von dem gemacht, was pas-
sieren sollte, nämlich dafür ge-
sorgt, dass im Bundesrat wirkliche
Klimaschutzmaßnahmen blo-
ckiert werden. Wenn man das
macht, also Wasser predigt und
Wein säuft, dann ist das nicht be-
sonders nachhaltig und glaubwür-
dig.

Dann sollten Sie die Letzten
sein, die mit dem Finger auf uns
zeigen. Sie sollten sich auch ein-
mal darüber freuen, dass wir sehr
viel erreicht haben, auch wenn Sie
es uns vielleicht nicht gönnen.

Es waren vier sehr gute Jahre für
den Klimaschutz, für die erneuer-
baren Energien und den Emissi-
onshandel.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der

CDU/CSU)

Horst Meierhofer (*1972)
Landesliste Bayern

Es waren vier sehr gute Jahre für
den Klimaschutz

Deutschland 
hat das Ziel,

die 
CO2-Emissionen
um 40 Prozent 
zu reduzieren.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Bärbel Höhn (Bündnis 90/Die Grünen),
Daniela Ludwig (CDU/CSU), Angelika
Graf (SPD), Klaus Breil (FDP), Johannes
Röring (CDU/CSU) und Gabriele
Groneberg (SPD).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.

Horst Meierhofer, FDP:

Jahrhundertfluten wie aktuell hier in Bayern werden immer häufiger. Eine Folge des Klimawandels? 
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Fortsetzung von Seite 15: Dr. Bärbel Kofler (SPD)


